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edItoRIal » Leider setzt das gerade verabschiedete Präventionsge- 
setz keinerlei Akzente für mehr Partizipation in der Gesundheitsförde- 
rung. Deshalb versuchen wir mit dieser Ausgabe unserer Zeitschrift 
zumindest die Umsetzung des Gesetzes in Richtung mehr Partizipation 
zu lenken. Mehr Geld im System nützt wenig, wenn damit immer die 
gleichen sogenannten »schwer erreichbaren Zielgruppen« hausgemacht 
produziert werden. Niemand braucht einfache, aber wirkungslose 
Interventionskonzepte, die nicht mal die Mittelschicht wirklich be- 
glücken, deren Informationsgewohnheiten damit vor allem bedient 
werden. Wir wünschen uns eine Vorfahrt für Partizipation bei allen 
Gesundheitsförderungsaktivitäten. 
Deshalb freut es ganz besonders, dass wir Autorinnen und Autoren 
gewinnen konnten, die Partizipation konkret umsetzen. Sie zeigen auf, 
dass es kein zu früh und auch kein zu hohes Alter für Partizipation gibt, 
kein Setting, in dem sie nicht funktionieren könnte, wenn sie ernst- 
haft angegangen wird. Auch den Fragen der »Veralltäglichung« der  
Beteiligung in der wissenschaftlichen Forschung, der Qualitätsentwick- 
lung, aber auch der Stadtteilarbeit gehen wir in dieser Ausgabe nach. 
Wir hoffen so ein für alle Mal festzuhalten, dass Partizipation auf keinen 
Fall weg kann, aber eben richtig mit Leben gefüllt werden muss. Es 
gibt gute Beispiele, die verdeutlichen, welche Gelingensfaktoren dazu 
beitragen, dass Partizipation gelebt werden kann und Lebenswelten 
nachhaltig umgestaltet werden können. Allerdings gibt es auch noch 
viele Entwicklungsbedarfe bei Instrumenten und Rahmenbedingungen 
der Partizipation.
Die Schwerpunktthemen der nächsten Ausgaben lauten »Kreative We- 
ge in der Gesundheitsförderung gehen« (Redaktionsschluss 06.11.2015) 
und »Gesundheits(-versorgung) von Flüchtlingen – Heimat« (Redaktions- 
schluss 05.02.2016). Wie immer sind Sie herzlich eingeladen, sich an den 
kommenden Ausgaben mit verschiedensten Beiträgen, Anregungen 
und Informationen zu beteiligen. 

Mit herzlichen Grüßen! 

Thomas Altgeld und Team

Landesvereinigung für gesundheit und Akademie für sozialmedizin niedersachsen e.V.
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R e m I  s to R K

Partizipation als herausforderung
Partizipation umfasst alle Aktivitäten der Teilnahme, Beteili-
gung und Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern in Organisa-
tionen, bei Programmen und im politischen Raum. Eine de-
mokratische Gesellschaft und insbesondere auch moderne 
Wohlfahrtsstaaten sind auf Partizipation angewiesen. Ange-
sichts zahlreicher Partizipationsmöglichkeiten am Arbeitsplatz, 
in Vereinen, Verbänden, Parteien und Kirchen, in Kitas, Schu-
len etc. können Bürgerinnen und Bürger aber immer nur be-
grenzt aktiv werden und müssen sich entscheiden, welches 
Engagement in Frage kommt. Eine Gesellschaft, deren Teilsys-
teme von starker Partizipation gekennzeichnet sind, wird laut 
Benjamin Barber auch als »Starke Demokratie« bezeichnet. 
Die etablierten demokratischen Systeme geraten jedoch ak- 
tuell unter starken Druck, da Partizipation in klassischen Orga-
nisationen vielfach abnimmt und die Bürgerschaft sich neue 
Engagementfelder sucht; nicht zuletzt in den sogenannten 
Sozialen Medien.

Partizipation als demokratische Strategie ist nicht immer 
positiv
Partizipation ist als demokratische Strategie nicht in jedem Fall 
positiv zu bewerten. So zeigen Untersuchungen, dass die par-
tizipierenden Akteurinnen und Akteure in vielen gesellschaft-
lichen Bereichen überwiegend aus privilegierten sozialen Mi-
lieus kommen (weiß, männlich, hoher Schulabschluss, nicht- 
behindert) und andere Menschen, zum Beispiel die große 
Gruppe der »Nicht-Wähler«, sich auch außerhalb von Wahlen 
wenig gesellschaftlich und politisch engagieren.
Ein Ziel von Partizipation ist die Öffnung von politischen und 
organisationalen Entscheidungsprozessen für Bürgerinnen 
und Bürger. Davon verspricht man sich die Einbindung zusätz-
licher Kompetenzen und Ideen, einen offenen Wettbewerb 
und schließlich eine höhere Legitimität der Ergebnisse. So be-
fragen Parteien vor richtungsweisenden Entscheidungen im-

schwerpunkt
mer häufiger ihre Mitglieder. Dabei muss man aber bedenken, 
dass nicht alle Entscheidungen besser werden, je mehr Per-
sonen am Entscheidungsprozess beteiligt werden. Der Stadt-
planer Markus Miessen spricht angesichts solcher Erfahrun-
gen wie in »Stuttgart 21« sogar vom »Alptraum Partizipation«.  
Gemeint sind hiermit das Chaos irgendwann unsteuerbarer 
Beteiligungsprozesse und auch die Abgabe von Verantwor-
tung gewählter Personen an die Wählerinnen und Wähler.
Gerade Kinder und Jugendliche sind seit vielen Jahren als Ad-
ressatinnen und Adressaten von Partizipation im Blick der  
Sozialen Arbeit sowie der Kommunal- und der Schulpolitik.  
Im Sinne des amerikanischen Reformpädagogen John Dewey 
gehen die Verantwortlichen in diesen Bereichen davon aus, 
dass Demokratie von klein auf gelernt werden kann und muss.  
Dieses Lernen aber vollzieht sich nicht in erster Linie durch 
Unterricht, sondern durch die demokratische Gestaltung von 
Gemeinschaften, in denen sich Kinder und Jugendliche auf-
halten (insbesondere Kitas und Schulen) sowie Partizipations-
möglichkeiten in Gemeinde und Stadtteil. 

Es gibt kein »zu früh« für Partizipation
In den letzten 20 Jahren wurde deutlich, dass es im Prinzip 
kein »zu früh« für Partizipation gibt. So bestätigt die moderne 
Entwicklungspsychologie – insbesondere Martin Dornes mit 
seinem Standardwerk vom »Kompetenten Säugling« und der 
Moralpsychologe Paul Bloom mit seinem neuen Buch »Just 
Babies« – was die Praxis in Kitas, Spielflächenplanung und  
Jugendarbeit seit vielen Jahren vorlebt: Partizipation ist immer 
möglich, ermöglicht wichtige Lern- und Selbstwirksamkeits-
erfahrungen und führt zu besserer Erziehungs- und Bildungs-
arbeit.

Vorbildliche Rechtslage durch das Kinder- und Jugend-
hilfegesetz
Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) schafft eine vor-
bildliche Rechtslage für eine partizipative öffentliche Erzie-
hungs- und Bildungsförderung und stärkt sowohl Kinder als 
auch Eltern in der Zusammenarbeit mit Trägern und Jugend-
ämtern. Es betont stets die Rechte der Adressatinnen und  
Adressaten als Grundlage für deren selbstbewusste Partizipa-
tion und es sichert partizipative Verfahren der Planung und 
Gewährung von Hilfen. Nicht zuletzt verlangt es die Beteili-
gung von Kindern, Jugendlichen und Eltern an Prozessen der 
Infrastrukturplanung (Jugendhilfeplanung) und fördert demo- 
kratische Gremien (vom Kinderparlament über Jugendringe 
bis zum kommunalen Jugendhilfeausschuss).
Trotz dieser guten rechtlichen Ausgangslage stellt sich die Par-
tizipation von Kindern, Jugendlichen und Eltern auch in der 
Kinder- und Jugendhilfe – ebenso wie die Mitbestimmung von 
Schülerinnen, Schülern und Eltern in der Schule – immer wie-
der als gefährdet und verbesserungswürdig dar. Studien zei-
gen, dass die Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und 
Jugendhilfe ihre Zusammenarbeit mit Professionellen nicht als 
offen, fair und gleichberechtigt erleben. Sie kennen ihre Rechts-
ansprüche nicht, erleben sich selbst als passiv und schwach und 
die Fachkräfte als wenig partnerschaftlich und kooperativ.
Insofern bleibt Partizipation ein demokratischer Stachel im 
pädagogischen Geschäft. Gelingende Partizipation benötigt 
klare Rechte, mitbestimmungsoffene Institutionen, transparen-
te Verfahren, dialogische Haltungen der Fachkräfte und qua-
lifizierte Konzepte in der Sozialen Arbeit, in Kitas und Schulen 
und in der kommunalen Öffentlichkeit.
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Partizipation in der Gesundheitsförderung
Erfolgreiche Gesundheitsförderung ist auf aktive Bürgerinnen 
und Bürger angewiesen, die selbst gesund leben wollen und 
sich gemeinsam mit anderen für gute und gesunde Lebens-
bedingungen einsetzen möchten. Über Partizipation in der  
Gesundheitsförderung nachzudenken bedeutet, nach Wegen 
zu suchen, um möglichst viele Menschen für die Idee der  
Eigen- und Gemeinschaftsverantwortung zu gewinnen. Dies 
muss nicht anstelle sozialstaatlicher Planungen und Prinzi- 
pien gedacht werden, sondern kann gerade im Sozialstaat  
bedeuten, der Vielfalt der Zielgruppen, Ansprüche und Anfor-
derungen gerecht zu werden.
Partizipation zu fördern, heißt eine Entscheidung für Offen-
heit und Vielfalt und gegen autoritäre Strategien und Verfah-
ren zu fällen. So werden Probleme, Risikogruppen etc. weni-
ger »von oben« identifiziert und mit Präventionsprogrammen 
versorgt, sondern es wird versucht, diese Aktivitäten mit den 
Menschen gemeinsam zu entwerfen.
In der Gesundheitsförderung wie in der Prävention stellt die 
Partizipation von Bürgerinnen und Bürgern ein wichtiges  
Qualitätskriterium dar. Sie sorgt dafür, dass Prävention nicht 
autoritär und »von oben« konzipiert und durchgeführt wird. 
Sie sichert die Rechte der Adressatinnen und Adressaten, 
sorgt für Augenhöhe zwischen Laien und Professionellen und 
stärkt Kompetenzen und Selbstbewusstsein der Beteiligten 
(Empowerment). Während sich in vielen Bereichen Menschen 
von sich aus engagieren, z. B. in Selbsthilfegruppen und -be-
wegungen oder konkreten Einzelprojekten, kommt es in an-
deren Bereichen darauf an, dass die Verantwortlichen ihre  
Programme und Projekte partizipativ anlegen; das heißt nach 
Engagement fragen, es begrüßen, zulassen und fördern.
Partizipation lässt sich heute als professionelle (Haltung und 
Methoden), organisationale (Konzepte), zivilgesellschaftliche 
und politische Herausforderung beschreiben. Auf allen vier 
Ebenen gilt es, sich dieser Herausforderung immer wieder neu 
zu stellen.

Literatur beim Verfasser
Dr. remi Stork, diakonie rheinland-Westfalen-Lippe, 
e-Mail: r.stork@diakonie-rwl.de

s u s a n n e  h a R t u n G ,  m I C h a e l  t.  W R I G h t

Partizipation in der Gesundheitsförderung: 
Weiter, aber noch nicht am Ziel
Partizipation wird seit der Ottawa Charta der Weltgesundheits-
organisation als ein zentrales Prinzip der Gesundheitsförde-
rung angesehen. Gemeint ist dabei mehr als nur Beteiligung 
an einer bestimmten Maßnahme oder an einer Befragung, 
um, wie es im Original heißt, »allen Menschen ein höheres 
Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesundheit zu ermögli-
chen und sie damit zur Stärkung ihrer Gesundheit zu befähi-
gen.« Das bedeutet Entscheidungsteilhabe in allen wesentli-
chen Bereichen der Lebensgestaltung.
Die Forderung der Ottawa Charta nach Selbstbestimmung 
wurde von vielen zunächst verstanden als die Notwendigkeit, 
Angebote der Gesundheitsförderung in sogenannten Settings 
zu gestalten, das heißt, an den Orten oder in den Zusammen-
hängen, die den Alltag von Menschen und daher auch ihre 
Gesundheit maßgeblich prägen (wie Schule, Arbeitsplatz oder 
Stadtteil). Es wurde aber im Laufe der Zeit erkannt, dass die 
Verortung von Angeboten in diesem Sinne Zugangschancen 
aber nicht unbedingt Mitbestimmungsmöglichkeiten erhöht. 
Deshalb wurde der Schwerpunkt langsam immer stärker auf 
Settingprojekte gelegt, d. h. auf Maßnahmen die nicht nur am 
richtigen Platz, sondern in Zusammenarbeit mit den Men-
schen vor Ort konzipiert und umgesetzt werden. Diese Ent-
wicklung ist noch nicht vollendet: Bei zahlreichen Setting- 
projekten fehlt noch immer die entsprechende Entscheidungs-
teilhabe seitens der Personen, die von den Projekten profitie-
ren sollen. 
Die Bewegung in Richtung Settingansatz ist nur ein Ergebnis 
der zunehmenden Tendenz, das Prinzip der Partizipation in der 
Gesundheitsförderung zu präzisieren und zu formalisieren. 
Das Modell der Bürgerbeteiligung nach Trojan oder das Stu-
fenmodell der Partizipation in der Projektarbeit nach Wright, 
Block und von Unger sollen ermöglichen, dass Partizipation in 
konkrete Strategien umgesetzt werden kann. Sie sollen auch 
Prozesse der Reflexion fördern, damit Entscheidungsträger, 
Fachkräfte und engagierte Bürgerinnen und Bürger die Fakto-
ren aufdecken können, die Partizipation fördern und hindern. 
Mitte der 2000er Jahre kam es zur Festlegung von Kriterien 
und Verfahren für Qualitätsentwicklung und -sicherung in  
der Gesundheitsförderung als Antwort auf die Forderung von 
Geldgebern, wirksame Konzepte besser identifizieren und  
fördern zu können. Der Kooperationsverbund gesundheitli-
cher Chancengleichheit hat Partizipation als eines der zwölf 
Good-Practice-Kriterien aufgestellt und verweist dabei auf  
das o. g. Stufenmodell. Auch andere Instrumente der Qualitäts-
entwicklung erkennen Partizipation als Grundprinzip an; bei 
dem Ansatz der Partizipativen Qualitätsentwicklung nimmt 
sie einen zentralen Platz ein. 

Die Institutionalisierung von Partizipation
Nicht nur in der Praxis der Gesundheitsförderung wird Partizi-
pation immer stärker betont, sondern auch in der Forschung. 
Durch die Einbeziehung von verschiedenen Menschen, die  
an Angeboten der Gesundheitsförderung beteiligt sind – ein-
schließlich der Menschen, die von diesen Angeboten profi- 
tieren sollen – werden neue Erkenntnisse über Fragen der 
Wirksamkeit, der Gestaltung und des Zugangs beantwortet. 
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Das 2007 gegründete Netzwerk Partizipative Gesundheitsfor-
schung (PartNet) bietet eine Plattform für die Weiterentwick-
lung partizipativer Formen der gesundheitswissenschaftlichen 
Forschung in diesem Sinne.
Und es gibt noch weitere Anzeichen der Tendenz einer Institu-
tionalisierung des Prinzips der Partizipation in der Praxis und 
Forschung in der Gesundheitsförderung: Ein Memorandum 
der Kooperation für nachhaltige Präventionsforschung (KNP) 
nannte im Jahr 2012 Partizipative Gesundheitsforschung als 
vielversprechenden neuen wissenschaftlichen Ansatz für For-
schung auf diesem Gebiet. Der 2014 aktualisierte »Leitfaden 
Prävention« der GKV führt die Partizipation der »Zielgruppen« 
und Stakeholder als grundlegendes (Qualitäts-)Merkmal des 
gesamten Gesundheitsförderungsprozesses bzw. -zyklus auf 
und macht Partizipation damit zu einem Förderkriterium.  
Anfang 2015 startete zudem der vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung geförderte Forschungsverbund Part-
KommPlus – Forschungsverbund für gesunde Kommunen. 
Dadurch wurde es möglich, integrierte kommunale Strategien 
der Gesundheitsförderung mit dem Ansatz der Partizipativen 
Gesundheitsforschung voranzubringen. Der Verbund ist das 
bisher größte Vorhaben in Deutschland, das nach dem Ansatz 
des Partizipativen Gesundheitsforschung arbeitet.

Ein guter Erfolg nach einem langen Weg? 
Bedeutet die immer stärkere Tendenz, Partizipation zu forma-
lisieren und zu institutionalisieren, dass Bürgerinnen und  
Bürger tatsächlich immer mehr Einfluss auf das Feld der Ge-
sundheitsförderung ausüben? Nicht unbedingt. Erfahrungen 
aus dem Ausland zeigen, dass eine Pflicht zur Partizipation in 
Praxis und Forschung oft nur neue Formen der Instrumenta- 
lisierung und der Scheinpartizipation hervorruft. Wenn das 
Prinzip der Partizipation ernst genommen wird, müssen Struk-
turen und Arbeitsweisen neu überlegt werden. Es muss zu-
nächst Räume zum Experimentieren und Reflektieren geben, 
damit die verschiedenen Beteiligten lernen können, wie sich 
Partizipation am besten realisieren lässt. Partizipation fordert 
heraus, weil sie Zeit, Flexibilität, Zusammenarbeit auf Augen-
höhe, die Bereitschaft auch außerhalb von Hierarchien zu 
agieren, Vertrauensaufbau und Kontinuität in der Zusammen-
arbeit verlangt. Das heute eher kurzfristig angelegte projekt-
förmige Arbeiten bietet kaum die Möglichkeit, diese Heraus-
forderungen zu überwinden. Förderprogramme können bei- 
spielsweise unterstützen, indem sie flexibler werden und da-
durch erlauben, dass Projekte ihre Pläne im Vorfeld partizi- 
pativ konzipieren und sie im Projektverlauf in partizipativen 
Prozessen nachsteuern und anpassen können.
Der Aufstieg der Partizipation von einem zunächst in der  
Ottawa Charta benannten Kernmerkmal der Gesundheitsför-
derung zu einem institutionell anerkannten Prinzip der Ge-
sundheitsförderung ist erfreulich. Die Gefahr einer starken 
Formalisierung darf jedoch nicht unterschätzt werden und es 
lohnt eine genauere Betrachtung und Auseinandersetzung 
über die Kriterien wirklich gelebter und angemessener Partizi-
pation.

Literatur bei der Verfasserin
Dr. SuSanne Hartung, Katholische hochschule für sozialwesen Berlin,  
institut für soziale gesundheit, Köpenicker Allee 39–57, 10318 Berlin,  
tel.: (0 30) 50 10 10-9 07, e-Mail: susanne.hartung@khsb-berlin.de

m I C h a e l  K u B I a K

Ist Beteiligung immer gut und sinnvoll? 
Partizipation und / oder politische 
Gleichheit
Bereits seit einiger Zeit wird sowohl in der Öffentlichkeit als 
auch in der Wissenschaft die These eines tiefgreifenden Wan-
dels, wenn nicht gar einer fundamentalen Krise der repräsen-
tativen Demokratie diskutiert. Anlass dieser Debatte bieten 
vor allem die in nahezu allen etablierten Demokratien zeit-
gleich zu beobachtenden Bedeutungs- und Vertrauensver-
luste etablierter Beteiligungsformen. So sind sowohl Partei-
mitgliedschaft als auch Wahlbeteiligung seit Jahren rückläufig. 
Zugleich nehmen die Rufe nach einer Ausweitung alternativer 
politischer Partizipationsmöglichkeiten, insbesondere direkt-
demokratischer Verfahren, stetig zu. Ob sich hieraus aber auch 
eine Stärkung der in die Krise geratenen demokratischen Re-
gierungsform ableiten lässt, ist zweifelhaft. 
Der klassische Einwand gegen eine Ausweitung von Partizipa-
tion ist das Elitenargument. Demzufolge handelt es sich bei 
politischen Sachfragen um komplexe, für Laien kaum zu 
durchdringende Angelegenheiten, weshalb deren Bearbei-
tung prinzipiell einer kleinen Gruppe von Expertinnen und  
Experten vorbehalten bleiben soll. Zwar spielen diese an ver-
schiedenen Stellen aus guten Gründen eine wichtige Rolle  
im politischen Entscheidungsprozess, eine Verabsolutierung 
dieses Arguments gerät aber in einen unauflösbaren Wider-
spruch zu demokratischen Grundprinzipien. Bedeutend ge-
wichtiger sind daher die Positionen, die aus einer reinen 
demokratischen Perspektive Einwände gegen eine allzu ein-
seitige Bejahung politischer Beteiligungsmöglichkeiten for-
mulieren. Das erscheint zunächst widersprüchlich, gelten Be- 
teiligung und Demokratie doch mindestens als wesensver-
wandt, weshalb Demokratisierung nur noch eine Ausweitung 
von Partizipationsmöglichkeiten meinen kann. Wie ist dieser 
vermeintliche Widerspruch nun aufzulösen?

Paradoxie der Partizipation
Die Demokratie basiert auf dem Wert der politischen Gleich-
heit. Die Bürgerinnen und Bürger sollen an den Angelegen-
heiten des politischen Gemeinwesens gleichberechtigt teil- 
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haben. Damit einher geht das Versprechen einer egalitäre- 
ren, enthierarchisierten und letztlich weniger vermachteten 
Entscheidungsfindung. Genau hier setzt die Kritik an. In der  
Wissenschaft kommen nämlich beträchtliche Zweifel daran 
auf, ob Partizipation und Gleichheit immer Hand in Hand ge-
hen. Vielmehr birgt Partizipation die paradox anmutende  
Gefahr, den demokratischen Gleichheitsgedanken zu unter-
wandern. Sie droht zu einem Einfallstor für soziale Disparitä-
ten in den Bereich politischer Entscheidungsfindung zu wer-
den, da sich ressourcenschwache Bevölkerungsgruppen weit 
weniger als ressourcenstarke Gruppen beteiligen bzw. sich  
in partizipativen Verfahren schlechter durchsetzen können. 
Neuere Forschungsergebnisse geben also deutliche Hinweise 
darauf, dass Partizipation diejenigen zu benachteiligen drohe, 
die schlechter vernetzt, kaum konflikt- und organisations- 
fähig, politisch eher desinteressiert und schlechter gebildet 
sind. Kurz: Nicht jeder will sich beteiligen und nicht alle kön-
nen sich in gleichen Maßen beteiligen. In gewählten, auf  
Stimmengleichheit basierenden repräsentativen Institutionen  
(z. B. Parlamenten) werden solche strukturellen Nachteile hin-
gegen häufig bedeutend besser abgefedert.
Deutlich wird dies im Falle direktdemokratischer Entschei-
dungsmöglichkeiten, wie beispielsweise Referenden. Indem 
diese politische Beteiligung auf eine einfache Ja/Nein-Ent-
scheidung reduziert wird, mündet sie in einer The-winner-
takes-it-all-Situation, unter der insbesondere (permanente) 
Minderheiten leiden. Darüber hinaus liegt in direktdemokra- 
tischen Verfahren nicht nur die Gefahr einer ungefilterten 
Mehrheitsdominanz, sie können auch gleich dazu führen, 
dass eine besonders beteiligungswillige und -fähige Minder-
heit den Entscheid zu ihren eigenen Gunsten beeinflusst. Ein 
viel zitiertes Beispiel hierfür ist die Hamburger Schulreform im 
Jahr 2010. Die Schulreform wurde von allen Parteien der Ham-
burger Bürgerschaft einstimmig verabschiedet, aber durch ei-
nen auf eine Bürgerinitiative zurückgehenden Volksentscheid 
gekippt. Bezeichnend ist in dem hier verfolgten Zusammen-
hang, dass die Schulreform gemeinhin als den Interessen der 
rein zahlenmäßig überlegenen, unteren Bevölkerungsschich-
ten dienlich gesehen wird. Die dagegen agierende Bürger- 
initiative rekrutierte ihre Mitglieder vor allem aus den besser 
gestellten Stadtteilen. Die höhere Beteiligung seitens der dort 
wohnhaften Schichten gab im Entscheid dann auch den Aus-
schlag für das Scheitern der Reform.

Partizipation als strategisches Mittel
Hierzu gesellt sich noch ein weiteres Problem. Gilt Partizipa- 
tion gemeinhin als ein Mittel zum Abbau von Hierarchien, 
kann sie aber auch als ein strategisches Mittel politischer  
Eliten genutzt werden. Beteiligung wird dann zu einer »Legi- 
timationsbeschaffungsmaßnahme« (Markus Linden) für exe-
kutive Entscheidungen unter Ausschaltung legislativer Gre- 
mien. Besonders heikel wird es, wenn den Bürgerinnen und 
Bürgern die Verantwortung für unbequeme Entscheidungen 
übertragen wird. Das geschieht etwa dann, wenn sie darüber 
entscheiden »dürfen«, ob nun z. B. das Schwimmbad oder die 
Grundschule geschlossen wird. So können übrigens auch ein-
zelne Stadtteile wunderbar gegeneinander ausgespielt wer-
den. Da sozial benachteiligte Stadtteile für direkte Beteili-
gungsformen gewöhnlich bedeutend schwerer zu mobilisie- 
ren sind, wird die neue Müllverbrennungsanlage eher nicht  
in die Nähe des Villenviertels gebaut. 
Diese Anmerkungen sollten aber nicht als ein grundsätzliches 
Plädoyer gegen jegliche Form politischer Beteiligung verstan-

den werden. In der Frage zwischen mehr und weniger Partizi-
pation kann es keine einfache Antwort gegeben. Überzeugte 
Demokratinnen und Demokraten sollten ihre Hoffnungen  
daher nicht allzu blauäugig auf eine Ausweitung politischer 
Partizipation setzen. Einiges spricht nämlich dafür, dass sich 
das demokratische Ideal politischer Gleichheit über repräsen-
tative Institutionen oft besser realisieren lässt als über die so  
vehement geforderten neuen Beteiligungsmöglichkeiten. 

Literatur beim Verfasser
micHael kubiak, M.A., universität trier, fachbereich iii: Politikwissenschaft,  
universitätsring 15, 54296 trier, tel.: (06 51) 2 01-33 30, 
e-Mail: kubiak@uni-trier.de

P e t R a  W I h o F s Z K y 

ein mittlerer Weg zwischen top-down und 
Bottom-up in der Gesundheitsförderung
In der Gesundheitsförderung ist das Konzept der Ausgangs-
punkt und die Richtschnur für die Umsetzung von Praxismaß-
nahmen. Auf der Grundlage von Konzepten wird in der Regel 
über die Vergabe und Bewilligung von Mitteln entschieden. 
Die Entwicklung von Konzepten orientiert sich am Public 
Health Action Cycle. Dieser unterteilt sich in die vier Phasen 
Problemdefinition, Strategieentwicklung, Durchführung und 
Evaluation. Die Konzeptentwicklung findet während der ers-
ten beiden Phasen statt, befasst sich aber auch damit, kon- 
krete Schritte für die praktische Durchführung und für die Eva-
luation zu planen. Zentrale Entscheidungen werden dabei 
getroffen. Dazu gehören u. a. die Definition von Adressaten-
gruppen und Settings, die Terminierung von Meilensteinen, 
die Ansprache von Kooperationspartnern und die Planung 
personeller und materieller Ressourcen. Damit werden wichti-
ge Weichen für den Verlauf eines Projekts gestellt, auch wenn 
während der Durchführung nachgesteuert werden kann.

Die Top-down-Lastigkeit in der Konzeptentwicklung
Die Aufgaben der Konzeptentwicklung sind in der Tendenz 
theorie- und forschungsbezogen. Deswegen liegt sie in vielen 
Fällen in den Händen von (gesundheits-)wissenschaftlich qua-
lifizierten Professionellen. Die Expertinnen und Experten be-
stimmen und entwickeln damit maßgebend die Konzepte, 
was einem Top-down-Vorgehen entspricht (»von oben nach 
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unten«). Seit der Ottawa-Charta, dem Grundsatzdokument 
der Gesundheitsförderung, findet ein Prozess des Umdenkens 
statt in Richtung Bottom-up (»von unten nach oben«). Dies 
meint die Partizipation von Adressatinnen und Adressaten so-
wie von Akteurinnen und Akteuren aus der Praxis in allen Pha-
sen des Public Health Action Cycles. Partizipation trägt we-
sentlich zur Akzeptanz und Qualität von Praxismaßnahmen 
bei. Als wichtige Frage stellt sich, wie Adressatengruppen, Ak-
teurinnen und Akteure aus der Praxis mit ihrem Wissen und 
ihren Erfahrungen auf die Konzeptentwicklung im Sinne von 
Bottom-up Einfluss nehmen können.

»Parallel-tracking« – ein mittlerer Weg zwischen 
Top-down und Bottom-up
Wie ein partizipatives Bottom-up-Vorgehen mit einem exper-
tenorientierten Top-down-Denken vereinbart werden kann, 
zeigt das Modell des »Parallel-tracking« (siehe Abbildung). Es 
wurde von den Australiern Glenn Laverack und Ronald La-
bonte entwickelt. In diesem Modell sind Top-down- und Bot-
tom-up-Vorgehen als parallele Pfade dargestellt. Entlang der 
Phasen des Public Health Action Cycles können Top-down- 
und Bottom-up-Vorgehen schrittweise aufeinander bezogen 
werden. Das Modell ist mit dem in Deutschland bekannten 
Ansatz der partizipativen Qualitätsentwicklung vergleichbar.
Die Vorteile des Modells sind, dass es einen Rahmen bietet, 
Top-down und Bottom-up systematisch abzugleichen und 
stets zu reflektieren, wie Adressatengruppen und kooperie-
rende Akteurinnen und Akteure eingebunden werden kön-
nen. Die am Prozess Beteiligten zerreiben sich nicht zwischen 
Top-down und Bottom-up, sondern beide Vorgehensweisen 
lassen sich mit ihren unterschiedlichen Selbstverständnissen 
in die Konzeptentwicklung und spätere Durchführung und 
Evaluation integrieren. Für die Konzeptentwicklung bietet 
»Parallel-tracking« z. B. die Möglichkeit, eine Bedarfsbestim-
mung auf der Basis von sozialepidemiologischen Daten mit 
den Interessen und Anliegen der am Prozess Beteiligten aufein- 
ander abzustimmen. Top-down und Bottom-up werden nicht 
als eine Dichotomie begriffen, sondern das Modell regt an, ei-
nen mittleren Weg zu finden und die beiden Denkweisen zu-
sammenzuführen. Dabei stellt die forschungs- und theorielas-
tige Konzeptentwicklung besondere Herausforderungen an 
eine Zusammenführung von Top-down und Bottom-up. 

Praktische Ansatzpunkte für einen mittleren Weg in der 
Konzeptentwicklung
Praktische Ansatzpunkte, wie ein mittlerer Weg zwischen Top-
down und Bottom-up in der Konzeptentwicklung gefunden 
werden kann, bietet die partizipative Forschung. Vier Punkte 
lassen sich dazu nennen: Erstens empfiehlt es sich, eine Viel-
falt an Daten und Erkenntnissen in die Entwicklung eines Kon- 
zeptes einfließen zu lassen. Neben so genannten harten sozial-
epidemiologischen Daten, die Top-down beispielsweise von 
Gesundheitsdiensten erhoben werden, ermöglichen weiche 
Daten die Lebenswelt von Adressatengruppen zu verstehen. 
Beispiele für weiche Daten sind, was Adressatinnen und Adres-
saten unter Gesundheit verstehen oder welche Erfahrungen 
sie mit gesundheitlichen Lebensweisen verbinden. Zweitens 
sollten für die Gewinnung dieser weichen Daten möglichst ei-
ne Bandbreite an Methoden verwendet werden, die die Ad-
ressatinnen und Adressaten beteiligen. Beispiele dafür sind,  
in den offenen Dialog zu gehen, mit Fotos zu arbeiten, Blogs 
zu nutzen oder gemeinsam mit Adressatengruppen, ihre Le-
benswelt zu erkunden. Drittens sollte ein Konzept da seinen 
Ausgangspunkt nehmen, wo Beteiligte und Adressatengrup-
pen aktuell stehen. Im Sinne von »start where the people are«  
sollten die Themen und Anliegen in gesundheitsfördernden 
Maßnahmen aufgegriffen werden, die für die Adressatinnen 
und Adressaten wichtig und richtig sowie für ihren Alltag rele-
vant sind. Es ist gut möglich, dass diese Anliegen zunächst we-
nig mit Gesundheit zu tun haben, aber sich dennoch in einem 
sehr breiten Verständnis von Gesundheit bewegen. Damit las-
sen sich reale Interessen und Potenziale von Adressatengrup-
pen mit gesundheitlichem Bedarf und Bedürfnissen in Bezie-
hung setzen und in der Konzeptentwicklung berücksichtigen. 
Viertens ist es wichtig, Reflexionsschleifen einzuplanen – und 
zwar für alle Phasen des Public Health Action Cycles. Refle- 
xion ermöglicht es, den verschiedenen Perspektiven und Inte-
ressen an der Schnittstelle von Top-down und Bottom-up 
Raum zu geben, fördert Annäherung und ein gegenseitiges 
Verständnis für einen mittleren Weg.

Literatur bei der Verfasserin
Prof. Dr. Petra WiHofSzky, hochschule esslingen, fakultät soziale Arbeit, 
gesundheit und Pflege, flandernstraße 101, 73732 esslingen am neckar,  
tel.: (07 11) 3 97-45 23, e-Mail: petra.wihofszky@hs-esslingen.de
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Abbildung: Modell des »Parallel-tracking« modifiziert nach Laverack und Labonte.
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s V e n  B R a n d e s

Partizipativ evaluieren:  
befähigen, bewerten, entwickeln
Die Möglichkeiten umfassender Beteiligungsprozesse werden 
zunehmend auch bei der Bewertung gesundheitsbezogener 
Interventionen genutzt. Auf diese Möglichkeiten zielt die Par- 
tizipative Evaluation (PE). Sie ist eine Methode aus dem Spek- 
trum der Partizipativen Forschung und setzt wie diese den  
Fokus auf die systematische Entwicklung lokalen Wissens aus 
dem Praxiskontext sowie eine Kompetenzentwicklung der  
Beteiligten. Darüber hinaus zielt die PE auf die Bewertung von 
Sachverhalten, Programmen, Maßnahmen oder Organisatio-
nen. Zentrales Kennzeichen der Methode ist ein partner-
schaftlicher Evaluationsprozess unter Beteiligung von Evaluie-
renden, Akteurinnen und Akteuren, Adressatinnen und Adres- 
saten sowie Entscheidungsträgern und weiteren Betroffenen. 
Im Idealfall werden alle diese genannten Gruppen in einen 
gleichberechtigten Dialog einbezogen, dessen wesentliches 
Ziel es ist, nicht nur den Nutzen eines Projektes zu ermitteln, 
sondern auch Entwicklungen anzustoßen und auf allen Sei-
ten einen Lernprozess zu ermöglichen. Ein Schwerpunkt der 
Methode liegt dabei auf der Befähigung von Personengrup-
pen, welche ursprünglich nicht über das technische Wissen 
verfügen, selbstständig eine Evaluation zu steuern und durch-
zuführen. Das können zum Beispiel Lehrkräfte, Schülerinnen 
und Schüler oder Elterngruppen in einem Familienzentrum 
sein. 

Voraussetzungen für Partizipative Evaluation
Welches Ausmaß an Beteiligung im Rahmen der Methode 
sinnvoll ist und erreicht werden kann, wird stark durch die 
konkrete Situation bestimmt. Hier spielen Wünsche und Ziele 
der Fördermittelgebenden eine ebenso große Rolle wie die 
zeitlichen Möglichkeiten und die Motivation der mitevaluie-
renden Personen. Ein informiertes Einverständnis in die Teil-
nahme an der Evaluation ist erste Voraussetzung für den Start 
des Evaluationsprozesses. Die anschließende Evaluationspla-
nung, das Erlernen einer Erhebungsmethode bis hin zur Aus-
wertung und Verwertung der Ergebnisse ist voraussetzungs-
reich. Damit dieser Prozess gelingen kann, sollten zu Beginn 
weitere Punkte geklärt werden: 

» Die PE muss von den Personen, welche die Evaluationser-
gebnisse erarbeiten und in die Praxis umsetzen, gewollt 
sein.

» Es sollten zeitliche Ressourcen für das Vorhaben vorhanden
sein. Die beteiligten Personen sind häufig in ihre bestehen-
den Rollen und in ihren Alltag stark involviert, so dass ent-
sprechende Freiräume geschaffen werden müssen. 

» Es sollte bei den Beteiligten eine Bereitschaft vorhanden 
sein, sich auf einen gemeinsamen Lern- und Entwicklungs-
prozess einzulassen. 

» Auch auf Seiten der Evaluierenden sollte dem erhöhten Res-
sourcenbedarf Rechnung getragen werden. Neben dem  
nötigen Methodenwissen sind auch kommunikative Fähig-
keiten und die Bereitschaft, einen gleichberechtigten und 
wertschätzenden Dialog zu organisieren und durchzufüh-
ren entscheidend für das Gelingen des partizipativen Evalu-
ationsprozesses.

Auswahl an Evaluationsmethoden 
Als geeignete Evaluationsmethoden können klassische Ver- 
fahren wie Fragebögen oder Interviews zum Einsatz kommen. 
Um die Potenziale der partizipativen Evaluation auszuschöp-
fen, bieten sich interaktionsorientierte Methoden wie Grup-
pendiskussionen sowie visuelle und performative Methoden 
wie Community-Mapping oder Photovoice (siehe Artikel von 
Gangarova in diesem Heft) an. Letztere sind intuitiver erlern-
bar, direkter umsetzbar und bieten auch Menschen mit gerin-
gem sprachlichem und /oder schriftlichem Ausdrucksvermö-
gen Möglichkeiten, ihre Perspektiven und Werturteile in den 
Evaluationsprozess einzubringen. 

Möglichkeiten und Grenzen der Partizipativen Evaluation
Partizipative Evaluationen ermöglichen relativ kleine Erhe-
bungs- und Auswertungszyklen. Deren Ergebnisse können un- 
mittelbare Berücksichtigung im Projektverlauf finden. Lang-
fristige Fehlentwicklungen können vermieden werden.
Begünstigt wird die Ergebnisverwertung dadurch, dass die 
gemeinsam entwickelten Evaluationsfragen und Bewertungs-
maßstäbe von beteiligten Menschen als zu ihrem Alltag pas-
send erlebt werden, was erfahrungsgemäß die wahrgenom- 
mene Gültigkeit und Akzeptanz der Ergebnisse erhöht.
Aus Sicht der Evaluierenden führt der direkte Einbezug in die 
Arbeitsprozesse der evaluierten Projekte zu einer detaillierten 
Erfassung des Gegenstandes. 
In der Praxis zeigen sich auch verschiedene Grenzen der Me-
thode. Vor allem umfassend partizipativ angelegte Evaluatio-
nen sind komplex und passen nicht immer in das Zeitmanage-
ment schon bestehender Projektpläne. Hinzu kommt, dass 
Ziele und Indikatoren, die in einem partizipativen Prozess als 
relevant identifiziert werden, von den ursprünglichen Zielen 
eines Projekts abweichen können. Dies kann zu einer Rich-
tungsänderung im Projekt führen. Insbesondere in solchen  
Fällen ist eine Partizipation der Initiatorinnen und Initiatoren 
sowie Fördermittelgebenden essenziell, um Zielkonflikte zu 
vermeiden. 
Das erforderliche vertrauensvolle und partnerschaftliche Ver-
hältnis zwischen den Evaluierenden und den Akteurinnen 
und Akteuren, wirft die Frage nach der »Unabhängigkeit«  
der Evaluation auf. Partizipative Evaluationen erfordern daher 
eine hohe Transparenz bezüglich ihrer Methoden und Bewer-
tungsmaßstäbe.
Je größer die Reichweite eines Projekts ist, desto anspruchs- 
voller dürfte jedoch die Etablierung eines funktionierenden 



Schwerpunkt

Der Ansatz
PQ wurde im Rahmen von groß angelegten Forschungspro-
jekten am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
von Wright, Block und von Unger in Zusammenarbeit mit über 
hundert Praxiseinrichtungen in mehreren Bundesländern ent-
wickelt. Er ist zu einem der führenden Ansätze der Qualitäts-
entwicklung geworden, wie die Anwendung in verschiedenen 
nationalen und europäischen Projekten zeigt (z. B. IN FORM 
und Joint Action) und basiert auf international bewährten 
Konzepten und Methoden des Qualitätsmanagements und 
der Partizipativen Sozialforschung. Eine hohe Qualität in der 
lebensweltorientierten Prävention und Gesundheitsförderung, 
insbesondere für marginalisierte Gruppen, steht im Fokus der 
Entwicklung von Maßnahmen mit und für Menschen.

Definition
Gegenstand der Partizipativen Qualitätsentwicklung ist die 
fortlaufende Verbesserung von gesundheitsförderlichen und 
präventiven Maßnahmen im Rahmen einer gleichberechtig-
ten Kooperation von Projekten, Zielgruppen, Geldgebenden 
sowie weiteren Akteurinnen und Akteuren. Wright und Kolle-
ginnen beziehen sich auf Stark und definieren Partizipation 
als eine möglichst starke Teilhabe und Teilnahme, die sich  
in Entscheidungs-, Definitions- und Deutungsmacht nieder-
schlägt. Die Partizipation kann unterschiedlich stark ausge-
prägt sein. Das Spektrum reicht von Nicht-Partizipation bis hin 
zu vollständiger Partizipation. Sie ist dabei sowohl Ziel als 
auch Mittel des Prozesses.
Basierend auf dem Public Health Action Cycle wurde der Zyk-
lus der Partizipativen Qualitätsentwicklung »PQ-Zyklus« (s. Ab-
bildung) von der Forschungsgruppe Public Health entwickelt. 
Das zyklische Vorgehen bei Entwicklung, Überprüfung und 
Optimierung von Interventionen durchläuft vier Phasen: Be-
darfsbestimmung, Planung, Durchführung und Evaluation.

Aktuelle Entwicklung
Der Ansatz der Partizipativen Qualitätsentwicklung wird fort-
laufend in diversen Forschungs- und Praxisentwicklungspro- 
jekten weiterentwickelt. Ursprünglich für Prävention und Ge- 
sundheitsförderung konzipiert, wird er mittlerweile im Sozial- 
und Bildungswesen diskutiert und erprobt. Forschungskoo-
perationen mit verschiedenen Praxisfeldern erweitern das 
Spektrum der Einsatzmöglichkeiten. Zwei Internetplattformen 
zur PQ stehen Interessierten, Anwenderinnen und Anwendern 
zur Verfügung.
In diversen Veranstaltungen und einer Weiterbildungsreihe an 
der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin (KHSB) 
werden Fachkräfte zur Partizipativen Qualitätsentwicklung so- 
wie Partizipativer Sozialforschung fortgebildet. Partizipative 
Sozialforschung ist Gegenstand eines nationalen Netzwerks 
zu Partizipativer Gesundheitsforschung (PartNet) sowie der 
International CollaborationforParticipatory Health Research  
(ICPHR). Ersteres war Impulsgeber für den vom Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung geförderten überregiona-
len Forschungsverbund für gesunde Kommunen PartKomm-
Plus. 

Erfahrungen aus der Praxis: Partizipative Qualitäts- 
entwicklung im Modellprojekt »Landungsbrücke –  
Übergänge meistern! Seelisches Wohlbefinden von 
jungen Menschen fördern«
Das Projekt der Hamburgischen Arbeitsgemeinschaft e. V. wur-
de bereits in der Konzeptionsphase einer Partizipativen Evalu-
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maRtIna BloCK, KeRstIn andResen, mIChael t. WRIGht

Partizipative Qualitätsentwicklung –  
ein ansatz für die Praxis
 In den letzten Jahren wächst der Druck für Einrichtungen des 
Sozial- und Gesundheitswesens angesichts knapper werden-
der finanzieller Ressourcen, die Qualität der Arbeit zu evaluie-
ren. Das Feld der angebotenen Verfahren ist schwer durch-
schaubar – die Kosten für Zertifizierungsverfahren hoch; Mit- 
arbeitende, Adressatinnen und Adressaten oder Zielgruppen 
der Arbeit sind wenig an Entwicklung und Auswertung von 
Kriterien der Wirksamkeit der Angebote beteiligt.
Im Gegensatz dazu zielt Partizipative Qualitätsentwicklung 
(PQ) auf die aktive Beteiligung der Betroffenen bei der Planung, 
Durchführung und Bewertung der Angebote ab. PQ setzt auf 
die Entwicklung und Umsetzung passgenauer, zielgruppen-
spezifischer Angebote, die gleichzeitig zur Kompetenzerwei-
terung Einzelner und von Gemeinschaften beitragen (Capaci-
ty Building).

partizipativen Prozesses sein. Insbesondere der Einbezug von 
Fördermittelgebenden und bürokratischen Strukturen sowie 
die Aufgabe, dort das nötige Verständnis für den ressourcen- 
intensiven Prozess und die Ergebnisse zu schaffen, ist eine  
Herausforderung. Erfahrungsgemäß werden an diesen Stellen 
kurzfristige Evaluationen mit klaren Erkenntniszielen bevor-
zugt. Für die Beförderung von PE gilt es umso mehr, die mit 
dieser Methode einhergehenden vielfältigen Chancen trans-
parent zu machen. 
Gerade im Rahmen von Prozessen, in denen verschiedene  
Akteurinnen und Akteure gemeinsame Strategien für mehr 
Chancengerechtigkeit verfolgen, bietet sie hohes Potenzial 
für alle Beteiligten gültige Ergebnisse hervorzubringen, wel-
che unmittelbar in der Praxis Berücksichtigung und Akzep-
tanz finden.

Literatur beim Verfasser, Anschrift siehe impressum

Abbildung: Zyklus der Partizipativen Qualitätsentwicklung (»PQ-Zyklus«)
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ation, einem Bestandteil des PQ-Zyklus durch das Institut für 
Soziale Gesundheit in der KHSB wissenschaftlich begleitet. In 
der Auseinandersetzung mit Projektzielen, Maßnahmenent-
wicklung und letztlich der Konzeption der Evaluation wurden 
alle Phasen des Zyklus durchlaufen.
Bei der Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen für die 
Zielgruppen, wurden und werden junge Menschen als Ex- 
pertinnen und Experten für ihre Lebenswelt und Lebenslage 
in das Modellprojekt mit einbezogen. Dies geschieht durch 
aktive Beteiligung wie zum Beispiel bei der Planung und 
Durchführung einer Projektwoche an der Produktionsschule 
Altona PSA, Hamburg, sowie bei der Konzeption eines Fach-
projektes an der Hochschule für Angewandte Wissenschaf- 
ten HAW, Hamburg. Ebenso bei der Erstellung der Corporate 
Identity des Projektes sowie der Werbemittel wie Flyer oder 
Aufkleber-Postkarten. Die Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren, die mit jungen Menschen in deren Lebenswelt arbei-
ten, wurden ebenfalls in die Projektentwicklung eingebunden 
und durch telefonische Interviews befragt. Die Ergebnisse der 
Befragung sind bereits in die Qualitätsentwicklung des Pro- 
jektes eingebunden. Jede einzelne Qualitätsentwicklungs-
maßnahme wurde in der Evaluationsgruppe erarbeitet und an 
die Bedürfnisse der Zielgruppen angepasst.

Herausforderungen der Partizipativen Qualitätsentwick-
lung im Modellprojekt
Um die Teilhabe von jungen Menschen an der Entwicklung, 
Umsetzung und Evaluation der Maßnahmen zu gewährleis-
ten, ist die Einplanung zeitlicher Ressourcen zentral, ebenso 
wie der Zugang zu ihnen. Eine weitere Herausforderung bildet 
die Heterogenität der Zielgruppe(n). Dieser gilt es durch ge-
zielte Maßnahmen in der jeweiligen Lebenswelt zu begegnen. 
Auch die Sicherung der Kontinuität der Evaluationsgruppe 
stellt für die Praxis in Hinblick auf die Bereitstellung von zeitli-
chen und personellen Ressourcen eine Herausforderung dar.

Fazit
Partizipative Prozesse sind zeitaufwendig und als längerfristi-
ge Strategie zu konzipieren. Die lebensweltliche Orientierung 
macht sie jedoch anpassungsfähig für verschiedenste Settings 
und Zielgruppen. Dabei ist Partizipation kein Entweder-oder-
Ansatz, sondern ein schrittweiser Entwicklungsprozess aller 
Beteiligten. 

Literatur bei der Verfasserin
DiPl.-PSycH. martina block, MPh, Katholische hochschule für sozialwesen, 
institut für soziale gesundheit, Köpenicker Allee 39–57, 10318 Berlin,  
e-Mail: Martina.Block@khsb-berlin.de

ta n J a  G a n G a R o Va 

Community Beteiligung durch Photovoice 
eine visuell-performative Methode der 
partizipativen gesundheitsforschung 
Inzwischen werden immer häufiger visuell-performative Ver-
fahren eingesetzt, um Community-Partnerinnen und -Partner 
noch stärker in den Forschungsprozess einzubinden, als dies 
mit klassischen Instrumenten wie Beobachtung, Dokumenta-
tion und Befragung möglich ist. Anwendung finden sie be-
sonders in der partizipativen Gesundheitsforschung mit stark 
stigmatisierten Communities, die sich schriftlich und verbal 
oft nur schwer ausdrücken können. Eine dieser Methoden ist 
Photovoice, die in diesem Beitrag anhand eines Praxisbei-
spiels aus der HIV-Prävention mit Migrantinnen und Migran-
ten vorgestellt wird, wobei auch ihre Vorteile wie auch damit 
verbundene Herausforderungen genannt werden.

Was ist Photovoice?
Photovoice verbindet visuelle Dokumentation (Fotografie) und 
Erzählung in einem reflexiven Gruppenprozess: Mitglieder  
einer Gruppe machen Fotos von ihrer Lebenswelt (s. Bilder auf 
Seite 9 und 10) und werten sie gemeinsam aus. Durch das Ab-
bilden und Reflektieren von Stärken und Anliegen der Com-
munity sollen Veränderungsprozesse nach innen (Communi-
ty) und nach außen (Politik und Gesellschaft) angestoßen 
werden. Entwickelt wurde die Methode in den 1990er-Jahren 
von Caroline Wang und Mary Ann Burris im Rahmen eines Pro-
jekts der Gesundheitsforschung in China. Photovoice findet 
heutzutage international vielfältige Anwendung: in den USA 
beispielsweise bei Frauen mit Brustkrebs, um eine bessere Ver-
sorgung zu erreichen, oder in Kanada mit Einwanderinnen 
und Einwanderern, um die Auswirkungen von Armut und Ras-
sismus in ihren Gemeinden sichtbar zu machen.

AfroLebenVoice – ein Photovoice-Projekt mit HIV-positi-
ven Migrantinnen und Migranten
Im Projekt »AfroLebenVoice« (2011–2014) wurde Photovoice 
angewandt, um Stigmatisierung und Diskriminierung von 
HIV-positiven Migrantinnen und Migranten sowie deren Um-
gang damit in Wort und Bild zu erfassen. Das von der Deut-
schen AIDS-Hilfe e. V. gemeinsam mit AfroLebenPlus, dem 
bundesweiten Netzwerk HIV-positiver Migrantinnen und Mi-
granten durchgeführte und wissenschaftlich begleitete Pro-
jekt hatte zum Ziel, 

» in der Community einen respektvollen und konstruktiven 
Austausch zum Thema »Diskriminierung« anzustoßen so-
wie Ressourcen und Kompetenzen der Beteiligten zu akti-
vieren und zu stärken

» mithilfe der Projektergebnisse die Öffentlichkeit für die Le-
bensrealitäten der Beteiligten zu sensibilisieren und so zum 
Abbau von Diskriminierung von Migrantinnen und Migran-
ten in Deutschland beizutragen.

In sechs zweitägigen Workshops wurden 16 AfroLebenPlus-
Mitglieder zu Peer-Researchers (Ko-Forscherinnen und -For-
schern) ausgebildet und methodisch wie auch finanziell darin 
unterstützt, ihre Erfahrungen mit Diskriminierung zu doku-
mentieren und zu reflektieren. Ihre Fotos und Geschichten 
sollten Antworten auf folgende Fragen geben: Was macht 
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dich traurig in Deutschland? Und was sind deine Kraftquellen? 
Die zweite Frage war wichtig, um nicht einseitig auf negative 
Aspekte zu fokussieren.
Die in der Gruppe präsentierten Fotos öffneten die Tür für  
Gespräche, und die dazu erzählten Geschichten lieferten den 
Kontext. Auf diese Weise wurde es möglich, abstrakte Begrif- 
fe wie etwa »Stigmatisierung« greifbar und für alle nachvoll-
ziehbar zu machen. Die Geschichten konnten in verschiede-
nen Sprachen erzählt oder auch aufgeschrieben werden.  
Dort, wo die Sprache nicht ausreichte, um das Erlebte auszu-
drücken, haben die Bilder gesprochen. 
Insgesamt wurden 24 Motive zusammen mit persönlichen  
Geschichten erarbeitet, mit deren Hilfe in vielen Diskussionen 
verschiedene Formen von Diskriminierung und Ausgrenzung, 
aber auch Quellen der Kraft identifiziert wurden. Wie die Be-
teiligten beschlossen, wurden aus den Projektergebnissen ein 
Fotobuch und eine mobile Ausstellung entwickelt. Präsentiert 
werden dort außerdem politische Forderungen, die sich aus 
vielen Geschichten ableiten ließen.

Vorzüge der Methode und damit verbundene Heraus-
forderungen
Photovoice eröffnet neue Wege der Mitbestimmung: Men-
schen aus stark ausgegrenzten Communities können ihre ei-
genen Anliegen definieren. Indem ihre Kompetenzen gestärkt 
und ihre Ressourcen identifiziert und aktiviert werden, kön-
nen mit der Methode zwei Hauptziele von »Public Health«  
erreicht werden: Empowerment und Capacitybuilding. Der 
künstlerische Gestaltungsprozess ermöglicht es zugleich, Wis-
sen zu erschließen, das Außenstehenden normalerweise ver-
schlossen bleibt. Mithilfe dieses Wissens können präventive 
Angebote besser auf die Bedürfnisse der beteiligten Commu-
nities zugeschnitten werden. Die gemeinsam erarbeiteten 
Medien veranschaulichen Erlebtes und Gefühltes, sind glaub-
würdig und haben hohe Überzeugungskraft. Die darin ausge-
drückten Anliegen werden damit auch für politisch Verant-
wortliche nachvollziehbar.
Die Vorteile von Photovoice – kollektive Wissensproduktion 
und starke Anwendungsorientierung – bringen allerdings 
auch besondere ethische und datenschutzrechtliche Heraus-
forderungen mit sich, vor allem bei Projekten mit stark stig- 
matisierten Communities (etwa Menschen mit HIV oder Men-
schen ohne Papiere). Was tun, wenn Community-Partnerinnen 
und -Partnern in Veröffentlichungen »Gesicht zeigen« oder 

RaInGaRd KnaueR 

Partizipation von Kindern von anfang an – 
wie Beteiligung schon in der Kita beginnt
Das Recht von Kindern darauf bei Planungen und Entschei-
dungen, die die eigenen Angelegenheiten betreffen, beteiligt 
zu werden, ist international in der UN-Kinderrechtskonven- 
tion, national im Kinder- und Jugendhilfegesetz (§ 8 SGBVIII) 
verankert. Seit 2012 ist dieses Recht darüber hinaus im Zu-
sammenhang mit dem Kinderschutzgesetz in § 45 dieses  
Gesetzes zur Voraussetzung der Erteilung einer Betriebser-
laubnis geworden. Diese wird Kitas und Heimeinrichtungen 
nur noch dann gewährt, wenn »zur Sicherung der Rechte von  
Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung geeignete Ver-
fahren der Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde 
in persönlichen Angelegenheiten Anwendung finden« (§ 45 
SGBVIII).

Fachkräfte sind gefordert
Damit Partizipation von Kindern schon in Kitas gelingt, braucht 
es eine entsprechende Haltung der pädagogischen Fachkräf-
te (die Beteiligung von Kindern muss gewollt sein), eine Eini-
gung im Team auf die konkreten Rechte der Kinder in dieser 
Einrichtung sowie eine pädagogische Gestaltung von Beteili-
gungsverfahren, damit sich alle Kinder entsprechend ihrem 
Entwicklungsstand auch wirklich beteiligen können. Damit 
Kinder sich zum Beispiel bei der Planung des neuen Außen- 
geländes beteiligen können, müssen sie wissen, worum es 
konkret geht, wie sie ihre Ideen und Interessen einbringen 
können und wie Abstimmungsverfahren bei unterschiedli-
chen Interessen stattfinden. Hier wird deutlich: Damit Kinder 
sich beteiligen können, sind zunächst die pädagogischen 
Fachkräfte gefordert, dies den Kindern zu ermöglichen. 
Wie dies gelingen kann und was das von den Fachkräften for-
dert, wird in den Konzepten »Die Kinderstube der Demokra-
tie!« und »Mitentscheiden und Mithandeln« beschrieben. Bei-
de Konzepte thematisieren zunächst das (pädagogischen Ein- 
richtungen immer innewohnende) Machtverhältnis zwischen 
Erwachsenen und Kindern und begründen die Notwendigkeit, 
dieses Machtverhältnis (das immer auch Machtmissbrauch be-
inhalten kann) demokratisch zu begrenzen. Dies wird vor al-
lem durch die gemeinsame Erarbeitung einer Kita-Verfassung 
im Team unterstützt. In diesem Prozess einigen sich die päda-

namentlich zitiert werden wollen? Welche Risiken sind hin-
nehmbar und welche nicht? Welche Schutzmaßnahmen sind 
notwendig? Wie soll sichergestellt werden, dass Menschen 
aus verschiedenen Kulturen, mit unterschiedlicher Sprach-
kompetenz und Bildung »informierte Entscheidungen« tref-
fen können? Außerdem können sich Konflikte um die Fragen 
»Wer spricht für wen?« und »Wem gehören die erhobenen  
Daten?« entzünden. Erforderlich sind daher immer wieder 
ethisch fundierte Entscheidungen und Schutzvorkehrungen, 
um Risiken so weit wie möglich zu minimieren.

Literatur bei der Verfasserin
tanja gangarova, deutschen Aids-hilfe e. V., Wilhelmstraße 138, 10963 Berlin,  
tel.: (0 30) 69 00 87-18, e-Mail: tanja.gangarova@dah-aidshilfe.de,  
www.hiv-migration.de
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gogischen Fachkräfte einer Kita auf Grundstandards der Be-
teiligung von Kindern. Welche Rechte sollen die Kinder in die-
ser Kita haben (z. B. in Bezug auf Essen, Kleidung, Angebote, 
Projektthemen, Ausflüge, bis hin zu Personal- und Finanzfra-
gen). Dabei geht es nicht darum, den Kindern möglichst viele 
Rechte einzuräumen, sondern vielmehr darum, die konkreten 
Rechte der Kinder transparent zu machen und diese dann den 
Kindern verlässlich zu gewähren. 

Diskurs über das Kinderbild
Bei der Klärung dieser Fragen, die in Fortbildungen mit dem 
ganzen Team erfolgen, geht es immer wieder um Themen, die 
von den Fachkräften durchaus unterschiedlich eingeschätzt 
werden, z. B. die Frage nach Rechten der Kinder in Bezug auf 
das Essen: Wollen wir den Kindern das Recht geben, selbst zu 
entscheiden, was sie essen und wie viel sie essen? Wenn ja, 
essen Kinder dann nicht zu viel oder zu wenig oder das Fal-
sche? Wenn nein, ist es nicht ein Machtmissbrauch, Kinder 
zum Essen zu zwingen oder ihnen Essen vorzuenthalten? Hier 
wird deutlich, dass mit der Klärung der Rechte der Kinder im-
mer auch ein Diskurs über das vorhandene Kinderbild ver- 
bunden ist. Was trauen wir Kindern zu? Was befürchten wir, 
wenn wir Kindern Rechte auf Selbst- oder Mitbestimmung  
bei bestimmten Entscheidungen zugestehen? Die Rechte, die 
schließlich in einer Kita-Verfassung festgeschrieben werden, 
müssen vom Team im Konsens verabschiedet werden. Nur so 
ist gewährleistet, dass den Kindern diese Rechte auch im All-
tag zugestanden werden. 

Kita-Verfassung
Auszug aus einer Kita-Verfassung: § 10 Mahlzeiten
(1) Jedes Kind hat das Recht, selbst zu entscheiden, ob, was 
und wie viel es isst, sofern keine medizinische Indikation vor-
liegt und für alle Kinder genug da ist. Dieses Recht umfasst 
auch das Recht des Kindes, selbst zu bestimmen, ob und was 
es probieren möchte.
(2) Jedes Kind hat das Recht, selbst zu entscheiden, wann es  
in einem von den pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern festgelegten Zeitrahmen sein Frühstück einnimmt. 
Die pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter behal-
ten sich das Recht vor zu bestimmen, wann die Kinder ihr Mit-
tagessen einnehmen können.
Durch die schriftliche Fixierung sind sich alle pädagogischen 
Fachkräfte darüber im Klaren, welche Rechte die Kinder hier 
haben und welche nicht. Was das konkret für die Kinder und 

die Fachkräfte bedeutet, ist u. a. in fünf Bilderbüchern, die auf 
wahren Begebenheiten in der Kita beruhen, beschrieben. Im 
Bilderbuch »Ein Platz zum Frühstücken« wird z. B. dargestellt, 
wie die Kinder dabei beteiligt werden können, die Art und 
Weise des Frühstückens zu ändern. Anlass ist ein Problem, das 
der fünfjährige Leon hat. Er war so vertieft in seinen Turmbau 
aus Bauklötzen, dass er erst zum Frühstück kommt, als alle  
anderen Kinder schon fertig gegessen haben. Als ihn die Er- 
zieherin darauf aufmerksam macht, dass die Frühstückszeit 
vorbei ist, ist er traurig. In der Kinderkonferenz bringt er dann 
sein Anliegen ein: »Ich finde es doof, dass ich nach der Früh-
stückszeit nichts essen darf.« Die Kinder und die Erwachsenen 
überlegen gemeinsam, was man da machen kann. Die Kinder 
kommen auf die Idee, dass es einen Platz braucht, wo die  
Kinder immer dann frühstücken dürfen, wenn sie hungrig 
sind. Und gemeinsam wird dieser Platz gesucht und schließ-
lich gefunden. So wurde aus einem von einem Kind formu-
lierten Problem (oder eine Beschwerde »ich darf nicht dann 
essen, wenn ich hungrig bin«) durch einen gemeinsamen Be-
teiligungsprozess eine neue Lösung gefunden, mit der alle  
zufrieden sind.

Zuerst die Rechte klären
Erst, wenn diese Rechte geklärt sind, werden die Verfahren 
und Gremien entwickelt, in denen Kinder in der Kita ihre  
Rechte wahrnehmen dürfen. Hier finden sich in der Regel  
Gremien auf Gruppenebene und bei größeren Einrichtungen 
einrichtungsübergreifende Gremien. Denn die Planung des 
Außengeländes, das von allen Gruppen genutzt wird, kann 
natürlich nicht nur durch eine Gruppe erfolgen. 
Erfahrungen mit dem Konzept »Die Kinderstube der Demo-
kratie« existieren seit fünfzehn Jahren. Die Kitas, die Kinder an 
demokratischen Entscheidungen in der Kita beteiligen, berich-
ten von vielfältigen Bildungsprozessen, die durch Partizipa- 
tion bei den Kindern angestoßen wurden. Von den Erfahrun-
gen einer demokratischen Beteiligung profitieren alle Kinder 
– insbesondere diejenigen, die in ihrem familialen Alltag viel-
leicht eher wenig Partizipation erleben. 

Literatur bei der Verfasserin
Prof. Dr. raingarD knauer, fachhochschule-Kiel, university of Applied sciences, 
sokratesplatz 2, 24149 Kiel, e-Mail: raingard.knauer@fh-kiel.de, 
Weitere informationen: www.partizipation-und-bildung.de

KuRt edleR

Partizipation an der schule –  
eine herausforderung
Eigentlich ist die Schule ein idealer Ort, um sich zu engagie-
ren. Ich identifiziere mich mit ihr stärker als mit anderen öf-
fentlichen Einrichtungen; denn immerhin verbringt mein Kind 
in ihr einen erheblichen Teil seines jungen Lebens. Der Tag  
der Einschulung ist emotional ein unvergesslicher Moment. 
Wer erlebt hat, wie aufgewühlt Eltern und Kinder sind, wenn 
die ersten Klassen zusammengestellt werden und sie mit  
der Lehrkraft weggehen, um ihren Klassenraum zu betreten,  
weiß, dass die Gedanken der Erwachsenen bei ihnen sind. »Ich 
übergebe dir die Knochen meines Kindes«, sagt in diesem 
existenziellen Augenblick traditionell der türkische Vater zur 
Lehrkraft. 
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sind, liegt daran, dass die Schule sich nicht als kollektiver de-
mokratischer Akteur begreift und gar keine Kultur der Enga-
gement-Erzeugung praktiziert. Sie braucht also Politikbera-
tung; denn es geht um politisches Handeln im Sinne der 
demokratischen Partizipation. 
Aufgehorcht wird in der Schule, wenn jemand aus einer frem-
den Zunft einen originellen Vorschlag macht – und zwar selbst 
dann, wenn den Zuhörenden die Hindernisse seiner Verwirkli-
chung sofort vor Augen treten. Einmischung von außen kann 
also sehr viel in Bewegung bringen, und sie kann die Schule 
dazu veranlassen, sich mit anderen Augen zu sehen. Das ist 
eine sehr wichtige Voraussetzung für ihre Bereitschaft, Verbes-
serungen vorzunehmen.

Literatur beim Verfasser
kurt eDler, Landesinstitut für Lehrerbildung, Aufgabengebiet demokratiepäda- 
gogik, felix-dahn-straße 3, 20357 hamburg, e-Mail: kurt.edler@li-hamburg.de

Das Pathos der elterlichen Sorge könnte ein starkes Motiv sein, 
in der Erziehungspartnerschaft mit der Schule einen gewich-
tigen Part zu spielen – eben in der Beteiligung derjenigen, de-
nen nach Art. 6 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land das Erziehungsprivileg zusteht. Dass dies weder in der 
Türkei noch in Deutschland so richtig durchschlägt, hat mit 
der Geschichte des napoleonischen und des preußischen 
Staates zu tun, an dessen Vorstellungen sich auch die kemalis-
tische Republik orientiert hat. Dennoch erleben wir in diesen 
beiden Ländern und in vielen anderen Staaten Europas be-
merkenswerte Fortschritte in Richtung Demokratisierung des 
Bildungswesens. Dieser Fortschritt ist möglich, weil eine im-
mer gebildetere, selbstbewusstere Gesellschaft das Recht auf 
Partizipation einfordert und weil der Staat sich immer mehr für 
sein Handeln und Entscheiden rechtfertigen muss.

Zu einem guten Binnenklima gehört mehr
Viele Schulen haben erkannt, dass zu einem guten pädagogi-
schen Binnenklima eine partnerschaftliche Verständigung 
nicht nur zwischen Leitung, Kollegium und Elternschaft ge-
hört, sondern vor allem auch mit den jungen Menschen. Mit 
»Druck« und Autoritarismus ist es auf die Dauer sehr anstren-
gend, das Schulschiff zu steuern. Kluge Schulleitungen sehen 
daher in den Kindern und Jugendlichen Expertinnen und Ex-
perten, die man um Rat fragen kann, wenn es um Entschei-
dungen in wichtigen Angelegenheiten geht. Nur eine demo-
kratische Schule darf als »gute Schule« bezeichnet werden; 
denn nur sie nimmt die Gerechtigkeit, die Fairness, die Mitwir-
kungsmöglichkeiten und das Wohlbefinden zur Messlatte für 
die eigene Qualität. Solche Kriterien sind inzwischen in die 
Schulqualitätsrahmen fast aller Bundesländer aufgenommen 
worden. Schulfachleute wissen längst, dass ein Kind nur dort 
gut lernt, wo die pädagogischen Beziehungen stimmen.

Elternabend besser nutzen 
Noch viel zu oft geschieht es, dass auf Elternabenden die Be-
teiligten das Gefühl haben, nicht richtig mit einbezogen zu 
werden. Die Klassenlehrkraft erzählt vom Lehrplan, der nächs-
ten Klassenarbeit und der geplanten Schulfahrt, kommt aber 
nicht auf den Gedanken zu fragen, wer da vor ihr sitzt. Die  
Mobilisierung und Schöpfung von Potenzialen aus der Eltern-
schaft ist jenseits ihres Horizonts. Die Möglichkeit zu einem 
demokratischen Head-Hunting kommt auch vielen Schullei-
tungen nicht in den Sinn. Eine ungute Wir-und-Ihr-Situation 
verhindert, dass selbst dort, wo geballte Kompetenzen vor-
handen sind, sich ein Common Sense entwickelt, die Schule 
gemeinsam gestalten zu wollen. Das ewige Genörgel über die 
mangelnde Leistungsfähigkeit führt auch bei Mittelklasse- 
Eltern zu einer Anspruchs- und Konsumhaltung, die der Ver-
antwortungsübernahme für die Verbesserung der Schule der 
eigenen Kinder im Wege steht. 

Schule soll Eltern auf Mitwirkung ansprechen
Aber soll die Schule denn allen Ernstes die Eltern auf Mitwir-
kung ansprechen? Ja, natürlich soll sie das. Wenn in einer  
Klassenelternschaft Handwerker, Kaufleute, Ingenieurinnen, 
Architekten, Rechtsanwältinnen oder Verwaltungsfachleute 
sitzen, freuen diese sich doch, wenn sie auf ihren fachlichen 
Rat hin befragt werden. Auch wenn sie sehr wenig Zeit haben, 
gibt es punktuell sicher die Möglichkeit, etwas Nützliches für 
die Schule zu tun. Dass an deutschen Schulen so viele Mitwir-
kungsgremien im Koma liegen und so viele Eltern frustriert 

n I C K  K R at Z e R

Viel Freiheit, viel druck? 
Warum Partizipation bei neuen steuerungs- 
formen nicht schon die Lösung ist
Arbeit ist nicht an sich schlecht für die (körperliche und psy-
chische) Gesundheit der Beschäftigten oder an sich gut. Viel-
mehr kommt es darauf an, wie Arbeit gestaltet, organisiert 
und reguliert ist. Und ein ganz wichtiges Element eines »gu-
ten« Arbeitsumfeldes ist die Beteiligung von Beschäftigten  
an Entscheidungen und der Gestaltung ihrer eigenen Arbeits-
bedingungen. Partizipation gilt deshalb als eines der Schlüssel- 
instrumente menschengerechter Arbeitsgestaltung und einer 
gesunden Organisation und war lange Zeit eine zentrale For-
derung an die Arbeitsgestaltung.

Psychische Belastungen in der Arbeitswelt trotz Partizi-
pation?
Mittlerweile haben viele Beschäftigte, das zeigt etwa der 
Stressreport der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin, die Möglichkeit ihre Arbeit selbst zu gestalten und 
bei Entscheidungen, die ihre Arbeit betreffen, mitzureden. Auf 
einem guten Weg in Richtung einer »gesunden« Arbeitswelt 
also? So einfach wohl nicht. Denn zugleich steigen ganz of- 
fensichtlich auch die Anforderungen in der Arbeit. Psychische  
Belastungen haben sich, so der Stressreport, »auf hohem Ni-
veau stabilisiert« und die Jahresberichte der Krankenkassen 
zeigen, dass sich diese Entwicklung auch im Krankheitsge-
schehen niederschlägt. 
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Gemessen an den vorliegenden Erkenntnissen mutet es para-
dox an, dass (psychische) Belastungen in der Arbeit zuneh-
men, obwohl doch die Forderung nach Beteiligung oft erfüllt 
scheint. Oder anders, als Frage: Warum nehmen psychische 
Belastungen zu – und das nicht wegen fehlender, sondern trotz 
vorhandener Gestaltungsspielräume? 

Mehr Druck, aber auch mehr Freiheit
Mit dieser Frage beschäftigt sich das Institut für Sozialwissen-
schaftliche Forschung e. V. München seit rund zehn Jahren 
und hat dazu über 500 Interviews mit Beschäftigten und  
Führungskräften aus verschiedenen Unternehmen geführt. 
Ergebnis: In den Unternehmen setzen sich zunehmend neue 
Formen der Leistungssteuerung durch. Im Rahmen dieser 
»Neuen Steuerungsformen« sind Beschäftigte häufig mit wi-
dersprüchlichen Anforderungen sowie mit einem wachsen-
den Leistungsdruck konfrontiert. 
Kern der These der »Neuen Steuerungsformen« ist, dass die 
Beschäftigten oft recht weitgehende Freiheiten in der Arbeit 
erhalten – im Gegenzug aber eine aktivere Rolle bei der  
Bewältigung von (steigenden) Marktanforderungen spielen  
müssen, beziehungsweise sollen. Einschlägige Untersuchun-
gen zeigen diese Ambivalenz neuer Steuerungsformen: Mehr 
Druck, aber auch mehr Freiheit; zunehmendes Controlling, 
aber auch mehr Eigenverantwortung; mehr Arbeit, aber auch 
mehr Spaß. Diese Ambivalenz deuten wir als Ausdruck grund-
legender Widersprüche neuer Steuerungsformen.

Widersprüche neuer Steuerungsformen
Neue Steuerungsformen beinhalten erstens ein neues Verhält-
nis von Fremd- und Selbstbestimmung: Neue Steuerungsfor-
men bedeuten mehr Selbstbestimmung, aber diese Selbstbe-
stimmung findet in einem fremdbestimmten Rahmen statt 
– man kann seine Arbeit selbst planen und einteilen, aber  
auf die Ergebnisvorgaben (Termine, Umsätze, Erträge, Quali-
tätskennzahlen et cetera) wie auch die Ressourcen (Personal-
bemessung, Investitionen et cetera) hat man kaum Einfluss. 
Eine zweite Widerspruchskonstellation direkter Partizipation in 
neuen Steuerungsformen ist durch eine spezifische Dynamik 
gegeben: Steigende Anforderungen treffen auf begrenzte 
Ressourcen. Neu ist hier nicht, dass steigende Anforderungen 
als Belastung wirksam werden (können). Neu ist aber, dass 
nun die Beschäftigten dafür sorgen müssen, dass Anforderun-
gen und Ressourcen zusammen passen. Selbstbestimmung 
ist dann oft »Selbstmanagement von Überlastung«. Und drit-
tens: Im Rahmen neuer Steuerungsformen geraten Beschäf-
tigte schnell in einen Widerspruch zu sich selbst. Eigene ar-
beitsinhaltliche Orientierungen – etwa im Hinblick auf die 
Qualität des Produkts oder die Beratung der Kundschaft – 
können in Widerspruch zu den fremdgesetzten Anforderun-
gen geraten. Dann liefern Beschäftigte Arbeit ab, mit der sie 
nicht zufrieden sind oder drängen der Kundschaft Produkte 
auf, die die Personen nicht brauchen. Und: Beschäftigte wol-
len und müssen ihre Arbeit gut machen und dabei auch  
erfolgreich sein, sie wollen aber auch ihre Gesundheit erhal-
ten und genug Zeit für sich oder die Familie haben. Dass  
Arbeit und Gesundheit in Konflikt geraten (können), ist natür-
lich auch nicht neu, aber unter Bedingungen neuer Steuerungs-
formen, erweiterter Selbststeuerungs- und Partizipations-
möglichkeiten bekommt dieser Konflikt eine andere Dimen- 
sion: Jetzt sind es die Beschäftigten, die sich scheinbar freiwil-
lig selbst überlasten und gefährden – »interessierte Selbstge-
fährdung« nennt das der Philosoph Klaus Peters.

Partizipation als Belastung?
Was aber bedeutet das nun für die Arbeitsgestaltung: Hilft 
Partizipation jetzt nicht mehr weiter oder wird sie gar selbst 
zur Belastung? Nein, denn die Ursache steigender Belastun-
gen ist nicht Beteiligung, sondern sind wachsende Anforde-
rungen und ein steigender Leistungsdruck. Aber weil der Preis 
der relativen Freiheit die gestiegene Verantwortung für den 
Erfolg ist, verändert sich das Leiden an belastenden Arbeits-
bedingungen. Man kämpft mit Überlastung – und mit sich 
selbst. Bei neuen Steuerungsformen, die ja auf der Beteiligung 
der Beschäftigten beruhen, kann Partizipation alleine deshalb 
nicht die Lösung sein, aber sie ist – auch hier – die Vorausset-
zung für jede Lösung. Gesundheitsschutz geht nicht mehr  
ohne die Beschäftigten, es  muss »partizipatives Gesundheits-
management« sein, weil es auch um die Auseinandersetzung 
über Leistungsanforderungen und Leistbarkeit geht – und wer 
wüsste darüber mehr als die Beschäftigten selbst.

Literatur beim Verfasser
Dr. nick kratzer, institut für sozialwissenschaftliche forschung e. V. (isf) 
München, Jakob-Klar-straße 9, 80796 München, tel.: (0 89) 27 29 21 68, 
e-Mail: nick.kratzer@isf-muenchen.de, www.isf-muenchen.de 

J u t ta  s t R at m a n n

Partizipation im alter
es gibt nicht das Alter
Alter und Altern findet immer unterschiedlich statt. Es gibt  
bestimmte »Altersrisiken« aber auch die Möglichkeit, bei Ein-
tritt in veränderte Lebens- und Altersphasen neue Wege zu 
gehen, Erfahrungen weiter zu geben oder auch mehr Zeit für 
sich und andere einzubringen.
Die Altersphase kann heute – ausgehend von einem Renten-
eintrittsalter von 65 Jahren – 20, 30 Jahre und mehr bedeuten. 
Wir werden so alt wie nie zuvor und die Chance, die meiste 
Zeit davon in relativer Gesundheit zu erleben, ist ebenso hoch. 
Aber auch Belastungsfaktoren, wie die Übernahme der Pflege 
von Angehörigen, nehmen zu. Gleichzeitig verändern sich Le-
bensstile von Generation zu Generation und innerhalb ver-
schiedener Milieus. Ausgehend von den historischen, sozia-
len, biografischen und kulturellen Hintergründen bilden sich 
unterschiedliche Lebenslagen und Einstellungen heraus, die 
in einer solidarisch ausgerichteten Gesellschaft Chancen und 
Herausforderungen zugleich darstellen. Neue Altersbilder und 
Lebensentwürfe entstehen.
Es rücken Lebenslagen und Übergänge in das Blickfeld, die es 
zu gestalten gilt. Dabei ist lebenslanges Lernen aktiv zu för-
dern. Barrieren müssen abgebaut werden damit eine ange-
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messene soziale Teilhabe Älterer in der Gesellschaft stattfin-
den kann. Dies sind Voraussetzungen zur Förderung und zum 
Erhalt der Potenziale im Alter.
Eine veränderte Familiensituation, das Ende der Erwerbstätig-
keit, eine Erkrankung, Veränderungen im Freundeskreis oder im 
Wohnumfeld stellen Herausforderungen dar, die es zu bewäl-
tigen gilt. Auf die »neue« Freiheit, von der oft die Rede ist, wird 
unterschiedlich reagiert. Es bestehen Auswirkungen auf die 
subjektive Befindlichkeit und Selbstwahrnehmung, Partner-
schaft, soziale Netzwerke, Freizeitgestaltung, Bewegung, En-
gagement und die Übernahme neuer Verantwortungsrollen. 

Motivation und neue Verantwortungsrollen
Neben Eigenmotivation und Interessen spielt eine entschei-
dende Rolle, welche Möglichkeiten bestehen, eigene Kompe-
tenzen und Fähigkeiten einzubringen. Eine älter werdende  
Gesellschaft kann es sich immer weniger leisten, diese Res-
sourcen nicht abzufragen. 
Die Motivation, sich in die Gestaltung seiner eigenen Lebens-
umwelt einzubringen, auch für andere, kann unterschiedlichs-
ter Natur sein. Etwas für sich zu tun, neue Kontakte zu erhal-
ten, seine Kompetenzen einbringen zu können, Freude und 
Sinnhaftigkeit zu erleben, gesellschaftliche Veränderungen zu 
erzielen, dies sind vorrangige Aspekte. Nachgewiesen ist, dass 
freiwilliges Engagement durchaus einen präventiven Einfluss 
auf die subjektive und objektive Gesundheit haben kann. 
Ältere Menschen bringen in Seniorenvertretungen und ande-
ren Senioreninitiativen ihre Anliegen zur Sprache. Fragen der 
Wohn- und Quartiersgestaltung, der Mobilität, der Infrastruk-
tur, der Begegnung, Bildung, Kultur, Freizeitgestaltung und 
Versorgung sind immer auf das konkrete Wohnumfeld oder 
die jeweilige Kommune bezogen. Verbesserungen und Prä-
vention für ältere Menschen haben in den meisten Fällen auch 
Auswirkungen auf die Lebensqualität anderer Generationen. 
Das Miteinander der Generationen wird von den meisten älte-
ren Menschen gewünscht. Die Übernahme von neuen Verant-
wortungsrollen zeigt sich beispielsweise in der Begleitung von 
Kindern, Jugendlichen und Familien in besonderen Situatio-
nen, aber auch in dem Aufbau neuer sozialer Netzwerke, akti-
ver Nachbarschaften und neuer Wohnformen. Dies sind Prä-
ventionsstrategien für die eigene Lebensgestaltung, aber auch 
für das Miteinander insgesamt im jeweiligen Wohnumfeld.
Institutionen, Verbände, Politik und die verschiedenen Verwal-
tungsinstanzen weisen oftmals ein organisationsspezifisches 
Beharrungsvermögen auf, neue beziehungsweise differen-
zierte Altersbilder wahrzunehmen oder bestehende zu reflek-
tieren. Offenheit und kompetente Anlaufstellen für Beteili-
gung und Bürgerengagement, die nachhaltige Einbindung in 
die politischen und verwaltungsinternen Strukturen bedürfen 
der Weiterentwicklung.

Gerade ältere Menschen haben in den letzten Jahren in vielen 
Kommunen, Projekten und Initiativen zentrale Anstöße für  
deren Weiterentwicklungen gegeben. Indikatoren dafür sind 
die zunehmende Entstehung von innovativen Wohnprojekten 
durch Initiativen, Projekte wie »Erfahrungswissen für Initiati-
ven«, aber auch die aktive Teilnahme an »Stuttgart 21«, Bür-
ger- und Stadtteilforen zur Gestaltung generationengerechter 
Quartiere oder auch die zunehmende Anzahl an Seniorenver-
tretungen in den verschiedenen Bundesländern. Die Erfah-
rungen zeigen, dass den bestehenden Rahmenbedingungen 
in Organisationen und Kommunen eine zentrale Rolle bei der 
Ermöglichung und Umsetzung der Beteiligung älterer Men-
schen zukommt.

Partizipation als Lernprozess
Partizipation kann verschiedene Dimensionen aufweisen, wie 
informieren, mitreden, mitgestalten und selbst organisieren. 
Entscheidende Voraussetzung für eine Beteiligungskultur ist 
das Verständnis eines Lernprozesses, der bestehende und mög-
licherweise unterschiedliche Interessen und Voraussetzungen 
offenlegt, Dialoge ergebnisoffen gestaltet und nicht aus-
schließt sondern inkludiert. Insbesondere an diesem Punkt  
besteht noch ein erheblicher Entwicklungsbedarf. Eine wohn-
ortnahe Ausrichtung, beispielsweise durch die Einbeziehung 
von »Nachbarschaftsstiftern« wie in der Stadt Gelsenkirchen, 
stellen Beispiele dar, wie als schwer erreichbar definierte Grup-
pen ihre Interessen einbringen können.
Eine wirkliche Beteiligungs- und Anerkennungskultur ist in 
vielen Kommunen im Aufbau begriffen. Sie müssen gelebt 
und weiter entwickelt werden. In der Praxis herrscht in vielen 
Kommunen immer noch ein ressortspezifisches Denken und 
Handeln vor. Gerade die Beteiligung älterer Menschen wird 
überwiegend im »Sozialen« verortet. Leitprinzipien des »active 
aging« oder einer generationengerechten Stadt beziehungs-
weise Kommune, die Soziales, Bauen und Wohnen, Verkehr 
und Umwelt, Kultur und Bildung, Gesundheit und Pflege zu-
sammen denken, werden noch zu wenig in Verwaltungshan-
deln übernommen. Wünschenswert wäre eine bundesweite 
Strategie für die Beratung und den Austausch guter Beispiele 
sowie Qualifizierungsangebote für kommunale Verwaltung.

Literatur bei der Verfasserin 
jutta Stratmann, fachberatung für sozialplanung und Bürgerengagement 
(fastra), giessereistraße 16, 44289 dortmund, tel.: (02 31) 94 19 89 09,  
e-Mail: stratmann@fastra.de, www.fastra.de

o l I V e R  F e h R e n ,  G e s I n e  B ä R

Partizipation im stadtteil: ausgrenzung 
oder teilhabe? 
Eine stärkere Teilhabe und Einbindung der Bürgerschaft bei 
der Gesundheitsförderung zu fordern, ist unumstritten. Dies 
gilt auch für sozialräumlich orientierte Prozesse. Verbunden 
damit werden viele Vorteile. Ganz konkret: passgenaue und 
zugängliche Angebote und Hilfen oder allgemeiner: mehr 
Chancengleichheit und Demokratie. Aus Beteiligungswün-
schen Wirklichkeit werden zu lassen, ist kein triviales Vorha-
ben. Vorsicht ist geboten, denn Partizipationsangebote kön-
nen die lokalen Ungleichheiten sogar noch verstärken. Ver- 
schiedene Studien weisen darauf hin, dass sich diejenigen in 
Beteiligungsverfahren gut Gehör verschaffen und durchset-
zen können, die ohnehin gesellschaftlich gut integriert sind. 
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Das Präventionsdilemma in neuem Gewand!
Es stellt sich die Frage, wie sich verhindern lässt, dass die im 
Rennen um soziale und ökonomische Ressourcen abgehäng-
ten benachteiligten Bevölkerungsgruppen nun auch noch bei 
den sich zunehmend partizipativ öffnenden Programmatiken 
der Gesundheitsförderung mit ihren Anliegen ins Hintertref-
fen geraten? In Anlehnung an Fritsche und Günter können aus 
der sozialen Stadtteilentwicklung drei Beteiligungsdilemmata 
benannt werden:
1 » Effektivitätsfalle: Die in der Regel projektförmige Gesund-

heitsförderung folgt in der Regel straffen Zeitplänen und 
engen Zielorientierungen. Als Konsequenz widmet sich 
die Beteiligungsarbeit nur ressourcenstarken Menschen, 
die sich auf diese Zeit- und Projektorientierung einlassen. 

2 » Simplifizierung: Die Problemstellungen für partizipative 
Projekte werden simplifiziert, damit sie in vorgegebene 
Förderschablonen und Zeitabläufe passen und zu Projek-
tende gut als »Wirkungen« herausgestellt werden können.

3 » Mainstreaming: Trotz kurzer Projektlaufzeiten müssen vor-
zeigbare Ergebnisse produziert werden. Dies begünstigt 
die Ausblendung und Verdrängung marginaler oder diffu-
ser Positionen und durchsetzungsschwacher Interessen.

Wie können Beteiligungsverfahren gelingen? 
Solchen Einschränkungen von Beteiligungsverfahren haben 
Preis und andere fünf Gelingensfaktoren gegenübergestellt. 
Und was für die soziale Stadtteilentwicklung gilt, lässt sich auf 
die Gesundheitsförderung übertragen:
1 » An den Stärken und Themen der Menschen orientieren

Die anspruchsvolle, vielleicht sogar radikale Herausforde-
rung für Partizipation im Sozialraum liegt weniger in ei-
nem Gebietsbezug, sondern vor allem in der Orientierung 
auf die Interessen der Adressatinnen und Adressaten der 
Gesundheitsförderung. Im Mittelpunkt der Beteiligungs-
arbeit steht daher die Suche nach dem Willen der Men-
schen. Diese Suche führt zum aktiven Subjekt, das eine 
eigene Weltsicht hat und sie führt in der Konsequenz auch 
weg von vordefinierten Programmlogiken zu themenof-
fenen Verfahren.

2 » »Nicht über uns ohne uns«
Gemäß dieser Parole überlegen Fachkräfte nicht, was aus 
ihrer Sicht gut ist »für« die Leute, sondern erkundigen sich 
bei den Menschen danach, wo ihre Interessen liegen und 
wofür sie sich engagieren wollen. Damit wird die Exper-
tendominanz in der Gesundheitsförderung durchbro-
chen. Expertise kommt in der Beteiligungsarbeit hinein, 
indem top down- und bottom up-Strategien neu ausba-
lanciert werden (das kann durchaus auch konflikthaft ver-
laufen).

3 » Ressortübergreifende Einmischung
Da zentrale Determinanten für Gesundheit in Politikberei-
chen außerhalb des Gesundheitsressorts liegen, müssen 
diese eingebunden werden. Somit kommen wesentliche 
Stadtteilressourcen in den Blick, die bei den institutionel-
len Akteuren liegen. Die Institutionen im Stadtteil (Schule, 
Kita, Kirche, Moscheeverein, Polizei, Arztpraxen ...) können 
erheblich zu einer Erhöhung der Chancen der Bewohner-
schaft auf ein gutes und gesundes Leben beitragen. Die 
institutionelle Vernetzung schafft neue lokale Ressourcen. 
Im Stadtteil, aber auch über die lokale Ebene hinaus.

4 » Lokale Lösungen sozialer und gesundheitlicher Probleme er-
 fordern die Auseinandersetzungen mit überlokalen Entschei-
 dungsinstanzen 

Neben der Verdichtung stadtteilinterner Kommunikation 
und Kooperation braucht es die systematische Kommuni-
kation von der Stadtteil-Öffentlichkeit hin zur Gesamtstadt 
und umgekehrt. Sonst geraten die größeren Verursa-
chungszusammenhänge der Benachteiligung wie auch 
Lösungspotenziale aus dem Blick, man bleibt im Lokalen 
stecken und gelangt nicht zu zivilgesellschaftlicher Ein-
flussnahme der Stadtteilakteure auf Entscheidungsträger.

5 » Themen der Wohnbevölkerung werden unabhängig von ihrer 
 fachlichen Konjunktur bearbeitet.

Es müssen Engagementfelder der Gesundheitsförderung 
eröffnet werden, die für die Engagierten selbst neben ei-
nem Gemeinwohleffekt eine konkrete Verbesserung oder 
Veränderung ihrer eigenen Lebenslage erwarten lassen. 
Da es zudem eine Vielfalt von unterschiedlichen Interes-
senslagen im Stadtteil gibt, sind Beteiligungsformate wei-
ter zu erkunden, die diese Art der nicht-stigmatisierenden 
und nicht-mittelschichtsdominierten kommunalen Ge-
sundheitsförderung ermöglichen.

Wie kann die »Veralltäglichung« von Beteiligung 
gelingen?
Aus der Forschung gibt es Hinweise, dass so neue räumliche 
Strukturierungen erzielt werden können, dass aber der beglei-
tende koordinative Aufwand hoch und auch dauerhaft not-
wendig ist, um die Veränderungen aufrecht zu erhalten. Zu-
dem entsteht eine besondere lokale Qualität partizipativer 
Gesundheitsförderung dort, wo es gelingt, eine gemeinsame 
lokale Arbeitsweise zu entwickeln. Ein Schlüssel dafür ist die 
»Veralltäglichung von Beteiligung« durch langfristig angeleg-
te Beteiligungsarbeit, im Sinne einer kontinuierlichen Prozess-
moderation. Die Wege, wie verschiedene Altersgruppen oder 
Menschen mit psychischen Einschränkungen darin unter-
stützt werden können, ihre gesundheitlichen Anliegen zu de-
finieren und an Strategien kommunaler Gesundheitsförderung 
mitzuwirken, untersucht derzeit der PartKommPlus – For-
schungsverbund für gesunde Kommunen (s. Artikel auf Seite 
17 in dieser Ausgabe). Beispielgebend für diese Modellprojek-
te ist es, zu einer Selbstverständlichkeit von Beteiligung im  
administrativen Handeln beizutragen. Hierfür Instrumente zur 
Verfügung zu stellen, entspricht der Forderung nach dem sys-
tematischen Aufbau kontinuierlicher Beteiligungsstrukturen. 
Ist dies verbunden mit der Sensibilität für soziale Ausgren-
zungsprozesse durch Partizipation, wird die Verbesserung von 
Teilhabe und von mehr gesundheitlicher Chancengleichheit 
im Stadtteil vorstellbar. 

Literatur bei der Verfasserin / beim Verfasser
Prof. Dr. oliver feHren, Dr. geSine bär, Alice salomon hochschule Berlin,  
tel.: (0 30) 992 45-416/-543, e-Mail: fehren@ash-berlin.eu, baer@ash-berlin.eu 



impu!se 88 | 2015

angelsächsischer Public-Health-Diskussionen. Dies macht deut- 
lich, welche Politikbereiche betroffen sind: Die Palette reicht 
von Werbebeschränkungen bis zur Umstellung der Nahrungs-
mittelproduktion. Zentrale Handlungsfelder, die für die Ge-
sundheit weltweit die größte Bedeutung haben, sind insbe-
sondere: 
» Ungleichheiten vermindern, 
» sozialer Zusammenhalt, Resilienz stärken, 
» nächste Generationen stärken, 
» nicht nachhaltige Produktion und Konsum verringern, 
» Klimawandel bekämpfen, 
» global und solidarisch agieren.

Nachfolgend lotete Thomas Gerlinger die Chancen und Gren-
zen des Präventionsgesetzes vor diesem Hintergrund aus. Er 
bemängelte, dass es in Deutschland im Vergleich zu anderen 
europäischen Staaten keine Gesamtstrategie zur Verringerung 
gesundheitlicher Ungleichheit gibt. Es herrsche ein »Neben- 
einander von Tatendrang und Tatenlosigkeit«: einerseits die 
größtenteils wirkungslose Kampagnenhysterie zu verhaltens-
bezogenen Aspekten, andererseits die Inaktivität gegenüber 
den neuen Arbeitsbelastungen (prekäre Beschäftigung, Arbeits-
verdichtung und Entgrenzung von Arbeitszeiten und -orten). 
An dem Präventionsgesetz kritisierte er vor allem die weitge-
hende Beschränkung auf die Rolle der Krankenkassen. Damit 
gebe es weder einen substanziellen Fortschritt in Richtung 
»Health in all Policies« noch eine hinreichende Stärkung des 
Setting-Ansatzes und des Ziels einer Verminderung der sozia-
len Ungleichheit von Gesundheitschancen. Aber die Praxis 
könnte möglicherweise besser sein als Recht, konstatierte er 
ermutigend zum Abschluss seines Beitrages. 
In meinem Referat habe ich dann anhand von Beispielen aus 
der Geschichte der LVG & AFS demonstriert, welchen zeitge-
schichtlichen Normen Gesundheitsförderungsaktivitäten un-
terliegen. Die Zeiten der wohlmeinenden, aber auch besser-
wisserischen Gesundheitserziehung sind innerhalb des Ver- 
eins seit Anfang der Neunziger Jahre mit der Neuorientierung 
der Vereinsarbeit auf die Handlungsebenen der Ottawa-Char-
ta vorbei. Aber einfache Interventionskonzepte, die auf Wis-
sensvermittlung ob nun mit oder ohne Edutainment, ob nun 
auf Papier oder in den sozialen Netzwerken, dominieren nach 
wie vor die Präventionslandschaft. Mehr Geld im System wird 
ohne eine Neuorientierung der Ansätze auch nicht mehr be-
wirken als die bisherigen Investitionen. Notwendig ist der  
Vorrang von Partizipation schon bei der Problemdefinition 
und erst recht bei der Gestaltung von Maßnahmen und An- 
geboten. Respekt und Verwirklichungschancen sollten die 
neuen Leitbilder der Gesundheitsförderung werden und Ge-
sundheit eine politische Entscheidung.
Zum Abschluss der Jubiläumstagung diskutierten die mehr 
als 150 Teilnehmenden die Perspektiven in konkreten Hand-
lungsbereichen (unterschiedlichen Settings, Diversity oder Ver-
netzung mit der Gesundheitsversorgung…) vor dem Hinter-
grund der neuen Rahmenbedingungen. Alle Referate und Er-
gebnisse sind abrufbar unter http://www.gesundheit-nds.de/
index.php/veranstaltungen/dokumentationen/469-gesund-
heit-ist-eine-politische-entscheidung.

Literatur beim Verfasser, Anschrift siehe impressum
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Gesundheit ist eine politische entscheidung
Die Jubiläumstagung der Landesvereinigung für Gesundheit 
und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen e. V. am 7. Sep-
tember 2015 in Hannover hatte zum Ziel, die bisherigen Rah-
menbedingungen für Gesundheitsförderung und Prävention 
Revue passieren zu lassen. Im Jahr eines neuen Präventions-
gesetzes sollten außerdem neue Handlungsperspektiven auf-
gezeigt werden. Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes 
treten 2016 in Kraft, so dass mehr Geld ins System kommt und 
sich neue Handlungsmöglichkeiten eröffnen. Die Weichen-
stellungen für Projekte und Strukturen in diesem Feld werden 
zurzeit vorgenommen. Alle erwarten mehr Geld für ihr jeweili-
ges Subsystem, aber wie sich mehr Geld sinnvoll auch in mehr 
Gesundheit umsetzen lässt, ist noch eine offene Frage. Denn 
bislang werden von den meisten Aktivitäten der Gesundheits-
förderung und Prävention nur die leicht erreichbaren Grup-
pen angesprochen. So vergrößern sich die Gesundheitsunter-
schiede zwischen besser und schlechter gestellten Bevölke- 
rungsgruppen eher, als dass sie sich verkleinern.
Die neue Leiterin der Unterabteilung Prävention im Bundes- 
ministerium für Gesundheit, Maria Becker, stellte zu Beginn 
der Tagung den Gesetzesrahmen und die damit verbundenen 
Handlungsmöglichkeiten und Strukturen vor. Neben der Aus-
weitung der Mittel der Gesetzlichen Krankenversicherungen 
auf 500 Millionen Euro jährlich stellt die Nationale Präventions-
konferenz (NPK) die wichtigste strukturelle Neuerung da. Die 
NPK erarbeitet Bundesrahmenempfehlungen, die Folgendes 
festlegen sollen: 
» gemeinsame Ziele der beteiligten Akteurinnen und Akteure,
» vorrangige Handlungsfelder für die Prävention,
» die Fokussierung auf bestimmte Zielgruppen,
» die Dokumentations- und Berichtspflichten,
» die Handlungsspielräume der Landesrahmenvereinbarun-
 gen.

Dass Gesundheit mehr als eine Frage der Sozialgesetzgebung 
ist, zeigte anschließend Ilona Kickbusch auf. Sie forderte eine 
normative und politische Debatte über die zentralen gesund-
heitlichen Herausforderungen. Gesundheit wird so auch zu 
einem Diskurs über Freiheit und individuelle Wahlmöglichkei-
ten in einer globalisierten und »durchökonomisierten« Welt. 
»Sugar is the new tobacco« heißt beispielsweise ein Slogan 
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Aktuelles

F o R s C h u n G s V e R B u n d  Pa R t Ko m m P lu s

Gesundheit in Kommunen fördern:  
neuer Forschungsverbund PartKommPlus
Integrierte kommunale Strategien (IKS) der Gesundheitsför-
derung spielen eine zentrale Rolle, den Menschen von Geburt 
an ein gesundes Leben zu ermöglichen. Die »Präventionsket-
ten« in Berlin und Braunschweig sind Beispiele für solche IKS.

Erfolgsfaktoren integrierter kommunaler Strategien für 
Gesundheitsförderung? 
IKS können einen Beitrag zur Bevölkerungsgesundheit leisten. 
Allerdings wissen wir noch zu wenig über die dafür förderli-
chen und hinderlichen Bedingungen. Der im Februar 2015 ge-
startete Forschungsverbund PartKommPlus – Forschungsver-
bund für gesunde Kommunen (2015–2018) untersucht des- 
halb, wie integrierte kommunale Strategien der Gesundheits-
förderung erfolgreich entwickelt und nachhaltig umgesetzt 
werden. IKS zeichnen sich dadurch aus, dass sich Akteurin- 
nen und Akteure verschiedener Fach- und Politikbereiche  
(z. B. Gesundheit, Bildung, Soziales, Stadtentwicklung) ge-
meinsam mit verschiedenen Adressatinnen- und Adressaten-
gruppen (z. B. Kinder, Familien, ältere Menschen) für eine ge-
lingende kommunale Gesundheitsförderung engagieren. 
Dabei werden unterschiedliche Handlungsebenen (Kommu-
ne, Land, Bund), verschiedene räumliche Ebenen (z. B. Nach-
barschaft, Stadtteil, Region), Finanz- und Sachmittel sowie 
verschiedene Gesundheitsdeterminanten beachtet und ein-
bezogen. 

Struktur des Forschungsverbundes 
Im Forschungsverbund PartKommPlus arbeiten, gefördert 
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rah-
men des Programms »Präventionsforschung« (Förderkenn-
zeichen 01EL1423A), wissenschaftlich und praktisch Tätige, 
Bürgerinnen und Bürger sowie Verantwortliche aus den Kom-
munen zusammen an der Erforschung von IKS. Partnerinnen 
und Partner aus Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, 

Hamburg, Hessen und Niedersachsen sind im Verbund ver-
treten, der aus fünf Teilprojekten besteht und in acht Kommu-
nen forscht. Die Koordinierungsstelle des Verbunds an der  
Katholischen Hochschule für Sozialwesen in Berlin (KHSB)  
begleitet die Zusammenführung der Projektergebnisse durch 
die Gestaltung eines partizipativen Forschungsprozesses, ge-
meinsam mit dem Deutschen Institut für Urbanistik und dem 
Robert Koch-Institut. Gesundheit Berlin-Brandenburg (GBB) 
unterstützt den Verbund dabei, die Forschungsergebnisse 
kommunaler Akteurinnen und Akteuren (z. B. über die Online-
Plattform inforo online) bekannt zu machen und zu diskutie-
ren. 

Forschungsansatz Partizipative Gesundheitsforschung
Der Forschungsverbund ist ein Projekt des Netzwerks Parti- 
zipative Gesundheitsforschung (PartNet). Im Rahmen des  
Forschungsvorhabens soll die Partizipative Gesundheitsfor-
schung (PGF) als gesundheitswissenschaftlicher Ansatz im  
Bereich der Gesundheitsförderung in Deutschland weiterent-
wickelt werden. Der Ansatz sieht vor, dass verschiedene Ak-
teurinnen und Akteure aus den Bereichen Wissenschaft, Pra-
xis, Politik, Finanzgewährung und aus den Lebenswelten, wie 
Adressatinnen- und Adressatengruppen von Gesundheitsför-
derung, Fragen des gemeinsamen Interesses in einem for-
schenden Prozess beantworten. In Kooperation mit der Inter-
national Collaboration for Participatory Health Research soll 
PGF auch international weiterentwickelt werden. 

Ziele, Adressatinnen und Adressaten der Teilprojekte 
In den fünf Teilprojekten forschen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler zusammen mit unterschiedlichen Personen-
gruppen wie Kindern, Familien, Menschen mit Lernschwierig-
keiten, Älteren und Fachkräften in Kommunen unterschiedli-
cher Größe. Das Berliner Projekt ElfE (Alice-Salomon Hoch- 
schule, GBB) untersucht mit dem Peer-Research-Ansatz die 
Gestaltung des Übergangs von der Familie in die Kita und ver-
gleicht dabei städtische und ländliche Strukturen. Im Projekt 
GESUND! (KHSB) stehen Analyse und kommunale Förderung 
der Teilhabe- und Gesundheitschancen von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten im Fokus. Das Projekt PEPBS (LVG & AFS) 
möchte in Braunschweig Unterstützungsstrukturen für die 
Prävention von gesundheitsbezogenen Armutsfolgen bei Kin-
dern partizipativ evaluieren. Im Projekt KEG (Hochschule Ess-
lingen, Hamburgische Arbeitsgemeinschaft für Gesundheits-
förderung) werden gemeinsam mit Praktikerinnen und 
Praktikern kommunale Gesundheitsstrategien in Esslingen 
und Hamburg untersucht. Das Projekt Age4Health (Hoch-
schule Fulda) will Erkenntnisse darüber gewinnen, wie kom-
munale Strategien zur Entwicklung gesundheitsförderlicher 
Wohnquartiere für ältere sozial benachteiligte Menschen bei-
tragen.

Weitere Informationen und ebenso die Angaben zu den Auto-
rinnen und Autoren dieses Beitrags aus dem Forschungsver-
bund PartKommPlus finden Sie auf www.partkommplus.de 
und demnächst auf inforo-online. 

Literatur beim Verfasser
Prof. Dr. micHael WrigHt, Katholische hochschule für sozialwesen Berlin,  
institut für soziale gesundheit, Köpenicker Allee 39–57, 10318 Berlin,  
tel.: (0 30) 501010-910, e-Mail: michael.wright@khsb-berlin.de
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a n tJ e  R I C h t e R - Ko R n W e I t Z ,  J Ö R G  B aC K e s , 
m a R e I K e  C l au s ,  m e C h t h I l d  Pau l

Partizipation und Frühe hilfen – 
ergebnisse eines Fachgesprächs
Partizipation gilt als Schlüsselkriterium von Qualität in der  
Gesundheitsförderung und als Strukturmaxime in der Erzie-
hungs- und Bildungsarbeit. Gilt diese herausragende Bedeu-
tung von beteiligungsorientierten Arbeitsformen auch für die 
Frühen Hilfen? Welche Rolle kann und soll Partizipation hier 
spielen? Das Kompetenzprofil der Netzwerkkoordinatorinnen 
und -koordinatoren für Frühe Hilfen zeigt, dass Partizipation 
Anforderungen an die Frühen Hilfen darstellt. Doch wie sieht 
es aktuell mit der Umsetzung dieser Handlungsanforderun-
gen aus? In welchen Bereichen bestehen besondere Heraus-
forderungen? Gibt es bereits beispielhafte Vorgehensweisen? 
Und vor allem: Was ist empfehlenswert?
Diese Fragen wurden im Fachgespräch »Partizipation in den 
Frühen Hilfen« aufgeworfen, das im Januar 2015 in Koopera-
tion des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen mit der LVG & AFS 
in Berlin stattfand. Hier näherten sich Referierende und ca. 
sechzig Teilnehmende der Thematik an. Die Analyse der Er-
gebnisse dieses Tages führte zu acht Empfehlungen:

1.  » Partizipation fördern, um Qualität in den Frühen 
 Hilfen zu entwickeln und zu sichern

Partizipation kann erheblich zur Sicherung der Qualität 
in den Frühen Hilfen beitragen. Sie sollte daher als er-
kenntnis- und handlungsleitendes Arbeitsprinzip konti-
nuierlich und systematisch in die Qualitätsentwicklungs- 
und Qualitätssicherungsprozesse der Frühen Hilfen 
eingebaut werden.

2.  » Partizipation so weit wie möglich auf allen Ebenen 
 verwirklichen

Beteiligung, Mitsprache, Teilhabe und Selbsthilfe soll-
ten dort verwirklicht werden, wo es möglich ist; das 
heißt mit den Familien unter Beachtung der Grenzen, 
die durch gesetzliche Rahmenbedingungen gegeben 
sind; innerhalb des Teams und des Netzwerks bei wei-
testgehender Transparenz der Gestaltungsmöglichkei-
ten und der Spielräume im Kontext des fachlichen Auf-
trags.

3.  » Für gelingende Partizipationsprozesse in Haltung, 
 Methodenkompetenz und Rahmenbedingungen 
 investieren

Die Bedeutung von Partizipation als Qualitätskriterium 
in Prozessen der Frühen Hilfen umfasst die Komponen-
ten fachliche Haltung, Methodenkompetenz und Rah-
menbedingungen sowie deren Wechselwirkungen. Ge-
lingende Partizipationsprozesse erfordern Investitionen 
in diese drei Bereiche, das heißt in personelle Kompe-
tenzen, Fachkompetenzen und in Strukturmerkmale. 

4.  » Erwerb und Pflege der fachlichen Grundhaltung 
 verbindlich unterstützen

Die Basis der fachlichen Haltung zur Partizipation von 
Familien in den Frühen Hilfen bilden Achtung und Aner-
kennung, Respekt und Wertschätzung, Dialog- und Res-

sourcenorientierung. Eine entsprechende personale 
Kompetenz fördert auch die fachliche Zusammenarbeit 
auf allen Ebenen der Frühen Hilfen. Ihre Vermittlung 
kann nicht punktuell erfolgen, sondern erfordert einen 
andauernden Prozess von Austausch und (Selbst-) Re- 
flektion. Erwerb und Pflege dieser personalen Kompe-
tenz sollten bei haupt- und ehrenamtlich Tätigen ver-
bindlich unterstützt werden.

5.  » Rahmenbedingungen für Partizipation strukturell 
 verankern

Die fachliche Haltung entwickelt sich in einem Prozess, 
der verbindliche Rahmenbedingungen braucht, wie  
finanzielle sowie personelle Ressourcen und Zeit für re-
gelmäßige (Selbst-)Reflektion, für Supervision, Praxis-
beratung, Weiterbildung. Notwendige Rahmenbedin- 
gungen sind außerdem Unterstützung durch Vorge-
setzte sowie Transparenz über Rollen, Rechte und  
Pflichten aller am Hilfeprozess Beteiligten. Rahmenbe-
dingungen sollten gemeinsam (in Teams, Institutionen, 
Netzwerken) festgelegt werden, in alle Planungsprozes-
se einfließen und strukturell verankert werden.

6.  » Erwerb von Methodenkompetenz zur Gestaltung 
 von Partizipationsprozessen und ihre Anwendung 
 im Alltag fördern

Die Partizipation von Familien und der Aufbau von 
Netzwerken Früher Hilfen erfordern Wissen und Fertig-
keiten in Form von Methodenkompetenz. Sie beinhal-
tet den sicheren Umgang mit Methoden zur Gesprächs-
führung, Moderation von Gruppen, mit einfach anzu- 
wendenden Befragungsverfahren und eine Auswahl 
weiterer beteiligungsorientierter Methoden. Der Erwerb 
dieser fachlichen Kompetenz und die Anwendung im 
Alltag sollte über ein breit gefächertes Angebot an Aus- 
und Fortbildung unterstützt werden.

7.  » Finanzielle Ressourcen zur Weiterentwicklung von 
 Partizipation in den Frühen Hilfen einplanen

Finanzielle Ressourcen zur Weiterentwicklung von Par-
tizipation in den Frühen Hilfen, zum Beispiel für Aus- 
und Fortbildungen, Supervisionen und individuelle  
Fördermöglichkeiten für besonders engagierte Eltern, 
im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements und 
andere projektartige Ansätze, sollten auf allen Ebenen 
eingeplant werden.

8.  » Partizipation als Thema von Fortbildung
Eine stärkere strukturelle Verankerung von Partizipation 
als Qualitätskriterium der Frühen Hilfen erfordert die 
kontinuierliche Bearbeitung des Themas auf den ver-
schiedenen Ebenen der Frühen Hilfen. Partizipation 
sollte daher auch zukünftig auf allen föderalen Ebenen 
weiter verfolgt werden, zum Beispiel in Form von Regio-
nalkonferenzen, Fachtagen und Workshops.

Literatur bei den Verfasserinnen. Anschrift siehe impressum
mecHtHilD Paul, nationales Zentrum frühe hilfen in der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung, tel.: (02 21) 89 92-3 20, 
e-Mail: mechthild.paul@nzfh.de



impu!se 88 | 2015Aktuelles

19

m a R C u s  WäC h t e R - R aQ u e t

Beteiligungsprozesse bei der Inter-
kulturellen Öffnung von Gesundheits-
einrichtungen
Interkulturelle Öffnung beschreibt einen Organisationsent-
wicklungsprozess, der die Ziele verfolgt, Zugangsbarrieren für 
Menschen, die nicht der Mehrheitsgesellschaft angehören, 
abzubauen und eine gleichwertige Qualität in Behandlung, 
Beratung und Betreuung herzustellen. Der Prozess betrifft die 
gesamte Organisation und besteht aus Maßnahmen der Or-
ganisations-, Personal- sowie Qualitätsentwicklung. Interkul-
turelle Orientierung wird in der Einrichtung als Querschnitts-
thema verankert und findet sich in der Gesamtkonzeption,  
im Leitbild, in der zielgruppenorientierten Ausrichtung und 
Bewerbung der Angebote, in der Vernetzung mit Migranten-
selbstorganisationen, der Außendarstellung der Einrichtung, 
und in Vereinbarungen zum Umgang mit Diskriminierung so-
wie Rassismus wieder. Unverzichtbar ist eine langfristige Pla-
nung, denn es handelt sich um einen fortlaufenden Prozess 
ohne definiertes Ende.

Beteiligung der Mitarbeitenden und Adressaten
Der Prozess der interkulturellen Öffnung beinhaltet das aktive 
Einbeziehen der Mitarbeitenden sowie der Adressaten der Ge-
sundheitsangebote. Interne Beteiligungsverfahren schaffen 
Transparenz hinsichtlich der Ziele der Führungsebene sowie 
der Ressourcen und Bedenken des Personals. Die Mitarbeiten-
den müssen den Sinn und Zweck der interkulturellen Öffnung 
verstehen, um zu erkennen, dass sich auch für sie Vorteile er-
geben. Auch den Bedenken und Ängsten im Zusammenhang 
mit dem Prozess sollte Raum gegeben werden. Durch die  
Beteiligung der Adressaten fließen die Bedürfnisse, Wünsche 
und Bedenken derjenigen, die mit den Angeboten der Ein-
richtung erreicht beziehungsweise bisher nicht erreicht wer-
den, in den Prozess mit ein und die Angebote können ent-
sprechend ausgestaltet werden. Zudem wird ein Signal der 
Wertschätzung und Offenheit ausgesendet, was zusätzlich zur 
Akzeptanz der Angebote beiträgt.

Beteiligungsmethoden
Für das Gelingen von Beteiligungsprozessen ist die Auswahl 
der Methode über die Beteiligung umgesetzt werden soll ent-
scheidend. Zur Einbindung der Interessenvertretungen der 

Mitarbeitenden sowie von Migrantenselbstorganisationen, 
Religionsgemeinschaften, Integrationsbeauftragen, Asyl- und 
Flüchtlingsverbänden und der Migrationsdienste der Wohl-
fahrtsverbände bieten sich beispielsweise Fokusgruppenge-
spräche an. Dabei handelt es sich um moderierte Diskussions-
gruppen mit sechs bis zehn Personen, die der Erfassung 
unterschiedlicher Bedarfslagen, Wünsche und Veränderungs-
vorschläge dienen. Ein Diskussionsleitfaden strukturiert den 
Kommunikationsprozess. Die Partizipation einzelner Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an Veränderungsprozessen kann gut 
über Qualitätszirkel umgesetzt werden. Sollen Personen mit 
Migrationshintergrund direkt angesprochen werden, wird 
beispielsweise eine Blitzbefragung während eines Tages der 
offenen Tür eingesetzt.
Welche der genannten Gruppen angesprochen werden, sollte 
jede Einrichtung vor dem Hintergrund interner Zielsetzungen 
und verfügbarer Ressourcen festlegen. Wichtig ist, dass die 
Bedarfslagen auch unter gendersensiblen Fragestellungen 
sowie unter Berücksichtigung der Situation sozial benachtei-
ligter Personen diskutiert werden.

Praxisprojekt der LVG & AFS
Um Entscheiderinnen und Entscheider im Gesundheits- und 
Pflegebereich für die Bedeutung von Beteiligungsprozessen 
bei der interkulturellen Öffnung zu sensibilisieren sowie Mi-
grantinnen und Migranten zu motivieren, aktiv Beteiligung 
einzufordern, führt die LVG & AFS ein durch die Integrations-
beauftragte der Bundesregierung gefördertes Projekt durch. 
Das Projekt besteht aus einer bundesweiten Konferenz sowie 
drei Regionalkonferenzen in Berlin, Hannover und Saarbrücken. 
Die bundesweite Konferenz informierte über aktuelle Ent-
wicklungen der gesundheitlichen und pflegerischen Versor-
gung von Migrantinnen und Migranten, zeigte Handlungs-
möglichkeiten zur Verbesserung der Situation auf. Ziel war es, 
Beteiligungsprozesse als essentiellen Faktor in die Diskussion 
um die interkulturelle Öffnung von Gesundheitseinrichtun-
gen einzuführen. In den Regionalkonferenzen präsentieren 
sich lokale Akteure, es werden Konzepte der Beteiligung  
vorgestellt, lokale Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt und 
Vernetzungsmöglichkeiten ausgelotet. In einer das Projekt 
abschließenden Publikation werden Empfehlungen zur Um- 
setzung von Beteiligungsprozessen im Rahmen der interkul-
turellen Öffnung gegeben sowie Beispiele der guten Praxis 
genannt.

Literatur beim Verfasser. Anschrift siehe impressum

stePhanIe sChluCK, ute sonntaG, sIBylle FleItmann, 
s a B I n a  u l B R I C h t

stillen & Rauchen 
fragen und Antworten in 7 sprachen
In ihrer Arbeit begegnen Hebammen vielerlei Mythen, die sich, 
entgegen der aktuellen Evidenz, hartnäckig in Gesundheits-
berufen halten. Einer davon ist: Rauchende Mütter sollen nicht 
stillen. Wenn Hebammen Frauen und ihre Familien dazu infor-
mieren und unabhängig vom Rauchstatus zum Stillen ermu- 
tigen werden, entwickelt sich häufig ein längeres Gespräch. 
Weitere Fragen tauchen auf, zum Beispiel: »Stimmt es, dass 
Giftstoffe in die Muttermilch gelangen?«, oder »Reicht es, 
wenn ich draußen rauche?«, »Reicht es, wenn ich nach dem 
Rauchen lüfte?«.
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ute sonntaG, stePhanIe sChluCK, BRIGIt te steInKe, 
saBIne KÖnIG

neues Projekt: studentisches Gesund- 
heitsmanagement an hochschulen
Studierende sind unverzichtbarer Bestandteil von Hochschu-
len. Seit der Bologna-Reform, die das Studium grundlegend 
verändert hat, ebbt die Diskussion um Belastungen durch das 
Studium nicht ab. Hochschulen tun gut daran, sich um die Ge- 
sundheit ihrer Studierenden zu kümmern. Aus diesem Grund 
haben die LVG & AFS in Kooperation mit der Techniker Kran-
kenkasse und zusammen mit dem bundesweiten Arbeitskreis 
Gesundheitsfördernde Hochschulen für die nächsten drei  
Jahre das Projekt »Studentisches Gesundheitsmanagement« 
gestartet. Ziel ist, ein lebenswelt-orientiertes, systemisches 
und systematisches Gesamtkonzept für Hochschulen zu ent-
wickeln. Bisher haben eine ganze Reihe von Hochschulen ein 
Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) auf- und aus-
gebaut. Davon profitieren häufig die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Hochschule. Dieses Projekt zielt darauf, analog 
zum BGM ein Studentisches Gesundheitsmanagement (SGM) 
an Hochschulen in einem Gesamtkonzept zu beschreiben, das 
es ermöglicht, Strukturen hierfür zu schaffen. Die Idee ist, 
Hochschulen anzuregen, sich diesem Thema zu widmen, so-
wie die Erfahrungen von Hochschulen, die schon zum Thema 
SGM gearbeitet haben, aufzunehmen und zu systematisieren. 
Studierende werden maßgeblich an dem Prozess mitwirken. 
Ein begleitendes Gremium ist dem Projekt zur Seite gestellt, in 
dem Studierende, Fachleute aus dem BGM, aus der Gesund-
heitsberichterstattung, vom Deutschen Studentenwerk, dem 
freien zusammenschluss von studentInnenschaften und von 
Projekten aus Hochschulen mitarbeiten, die sich der Gesund-
heit der Studierenden schon annehmen. Es ist geplant, an in-
teressierten Hochschulen die Vorstellungen der Studierenden 
von dem, was für sie wichtig ist, in Fokusgruppen zu erfragen. 
Zudem soll im nächsten Frühjahr ein ExpertInnen-Workshop 
die Forschungslage zum Thema zusammentragen. 

Worum kann es inhaltlich gehen?
Der Beginn und das Ende des Studiums sind anspruchsvolle 
Zeiten: Zu Beginn ist es schwierig, sich in der Hochschule zu-
rechtzufinden, Kontakte zu knüpfen und sich in einer neuen 
Stadt zu orientieren. Am Ende des Studiums stehen Abschluss-
prüfungen. In diesen Zeiten sind die Anforderungen an Stu-
dierende sehr groß. Aspekte eines SGM können eine gesund-
heitsförderliche Willkommenskultur zu Beginn und gesund- 
heitsförderliche Rahmenbedingungen für die Prüfungszeiten 
sein. Aus folgenden Fragestellungen könnten sich Bausteine 
für ein SGM entwickeln: Welche Strukturen in der Hochschule 
sind notwendig und welche vorhandenen können genutzt 
werden? Sollte es einen Steuerkreis geben? Sollte das SGM 
mit dem BGM verknüpft werden? Woher kann das Geld für ein 
SGM kommen? Mit welchen Argumenten sind die Führungs-
kräfte der Hochschulen davon zu überzeugen, dass ein SGM 
von Vorteil für die Hochschule wäre? Welche Rolle kommt 
dem Hochschulsport in einem solchen Gesamtkonzept zu?
Am Schluss der Projektlaufzeit 2017 sollen die Ergebnisse in 
einer Sonderausgabe der Deutschen Universitätszeitung pub-
liziert und damit an alle Hochschulen kommuniziert werden. 
Parallel dazu wird ein Leitfaden zum SGM erarbeitet, der Hoch-
schulen Orientierung und Impulse geben soll.

Literatur bei den Verfasserinnen. Anschrift siehe impressum  

»Weniger ist mehr – Rauchfreiberatung durch Familien-
hebammen« − Ein Projekt deckt Bedarfe auf …
Ergebnisse des Projekts »Weniger ist mehr – Rauchfreiberatung 
durch Familienhebammen« (WIM) haben gezeigt, dass sich 
Hebammen möglichst einfach formulierte Antworten auf die-
se Fragen für ihre Beratungsarbeit wünschen. WIM wurde im 
Rahmen des Förderschwerpunktes »Verbreitung bewährter 
Präventionsansätze zur Vermeidung und Reduzierung von 
Suchtmittelkonsums in Schwangerschaft und Stillzeit« des 
Bundesministeriums für Gesundheit von März 2011 bis Juni 
2014 gefördert. Es wurde ein Schulungs-Curriculum »Rauch-
freiberatung« für die Weiterbildung von Hebammen zu Fami-
lienhebammen in Niedersachsen entwickelt und in Nieder-
sachsen erprobt. Anschließend wurden die Inhalte des Curri- 
culums bundesweite, überregionale verbreitet und imple-
mentiert. Im Projekt wurden (Familien-)Hebammen und Fach-
kräfte der Frühen Hilfen geschult, bei ihren Hausbesuchen 
rauchende Schwangere oder Stillende zu beraten, das Rau-
chen zu reduzieren, die Wohnung und das Auto rauchfrei zu 
halten und kleine Schritte Richtung Rauchstopp zu gehen. 

… und liefert Antworten aus der Praxis für die Praxis – 
Der Flyer »Stillen & Rauchen«
Um den oben genannten Mythen und Fragen kompetent be-
gegnen zu können, wünschten sich die Teilnehmerinnen der 
Weiterbildung für ihre Arbeit mit den Müttern ein Format, wel-
ches in Kürze wichtige Informationen zum Nachlesen liefert; 
auch dann, wenn andere Themen zum Wohl der Frau und / oder 
des Kindes im Vordergrund stehen oder die Hebamme beim 
Ansprechen des Rauchens zunächst auf Widerstand stößt. 
Auch um Hebammen darin zu unterstützen, das Thema »Stil-
len und Rauchen« möglichst oft ins Gespräch zu bringen wur-
de der Flyer »Stillen & Rauchen« entwickelt. Er wurde ins Rus-
sische, Arabische, Türkische, Rumänische, Bulgarische und 
Spanische übersetzt. Dies ermöglicht insbesondere Familien-
hebammen, die häufig mit Frauen / Müttern anderer Nationa-
litäten arbeiten, das Thema in diesen Familien anzusprechen. 
Mögliche Kommunikationsbarrieren werden so verringert und 
die Informationen korrekt weitergegeben.
Der Flyer »Stillen & Rauchen« wurde unter Beteiligung von 
Hebammen sowie Expertinnen aus den Bereichen Gesund-
heitsförderung und -beratung und Tabakkontrolle erarbeitet.
Alle Versionen des Flyers können sowohl online unter www.
wenigeristmehr.org oder in der Druckversion bei der LVG & 
AFS bezogen werden.

Literatur bei den Verfasserinnen. Anschrift siehe impressum
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InteRVIeW 

5+1=meins © 
interkulturelle mädchengesundheit
5+1=Meins © ist das von Susan Bagdach konzipierte, interkul-
turelle Gesundheits- und Präventionsprogramm für Mädchen 
und junge Frauen.  Das Gespräch führte Ute Sonntag, Redak- 
tion impu!se, mit Susan Bagdach.
Impu!se: Was bedeutet der Titel »5+1=Meins ©« genau?
» S.B.: Der Titel 5+1=Meins © entstand aus dem Wunsch, auf 
das Wort Sex zu verzichten. Sex, Potenz, sexuelle Selbstbe-
stimmung und Lust ist grade im weiblichen Zusammenhang 
immer noch negativ konnotiert. Eltern möchten zwar, dass  
ihre Töchter selbstbewusst und selbstbestimmt in ihren Kör-
pern leben, aber zu einem Workshop, wo sie das lernen kön-
nen, sollen die Mädchen dann doch lieber nicht gehen. 
5+1=Meins © zielt auf die Selbstermächtigung der eigenen 
Körperlichkeit ab. Als der Titel stand, habe ich auch die Modu-
le passend aufgebaut, es sind 5+1 Module. Eine wichtige Ar-
beit ist die Zentrierungs- und Resilienz-Arbeit »innere Achse 
und ich-Stimmen«. Das sind ebenfalls 5+1 . 
Impu!se: Was sind die Grundlagen der Arbeit?
» S.B.: 5+1=Meins © hat zur Grundhaltung, dass Weiblichkeit 
frei ist und für sich steht. Es ist eine sinnliche, selbstbestimmte 
und solidarische Grundhaltung. Des Weiteren lege ich großen 
Wert auf interkulturelle  Verständigung und das Wahrnehmen 
von (versteckten) Rassismen und Privilegien. Mädchen und 
junge Frauen haben eine große Sehnsucht danach, sich nor-
mal, okay, richtig zu finden. Bei mehrfach diskriminierten 
Menschen ist dieses Bedürfnis noch größer. Wer sich selbst 
kraftvoll, schön, normal und okay findet, ist außerdem ge-
schützter vor Süchten, Mobbing und Übergriffen. Meine Mit-
arbeiterinnen und ich nutzen Tanz-, Theater- und Sexualpäda-
gogische Übungen und Methoden aus der Systemischen- und 
Hypno-Therapie. Außerdem Übungen der sinnlichen Körper-
arbeit und die 5+1=Meins © Materialien. Hier als Beispiel zwei 
Plakate und die Orden vom Zyklusspiel.
Impu!se: Wie läuft die Arbeit mit den Mädchen / Multiplika-
torinnen konkret ab?
» S.B.: Sowohl in der Arbeit mit Mädchen als auch in der Mul-
tiplikatorinnen Fortbildung ist Freiwilligkeit und die Mög- 

lichkeit der Entspannung sehr wichtig. Für die Fortbildung 
braucht man mindestens drei, besser sechs Tage. Die Grup-
pengröße sollte zwischenhaben eine acht bis zwölf Teilneh-
merinnen liegen. Ich arbeite mit Mädchen ab 12 und sehr ger-
ne mit Frauen, die selber mit interkulturellen Mädchengruppen 
arbeiten. Die Basics des eigenen Körpers werden spielerisch 
und lustvoll erfahren. Es gibt Zeit für alle Fragen, die sonst 
meist verkniffen werden. Der Zyklus, anatomische Aufklärung 
und das kritische Betrachten von Falschwissen und Mythen 
sind Schwerpunkte. Wir räumen mit dem Mythos des Jung-
fernhäutchens auf und beschäftigen uns mit Selbstermächti-
gung und Resilienz. Jede lernt sich selber und ihre inneren 
Stimmen kennen. Ein weiterer sehr wichtiger Aspekt ist die 
Stärkung von weiblicher Solidarität in Gruppen und das kri- 
tische Hinterfragen von medial geprägten und normierten  
Körperbildern.
Impu!se: Der Start wurde als Projekt gefördert?
» S.B.: Ja, das stimmt. Es gab ein NRW weites Modellprojekt. 
Von Oktober 2012 bis Dezember 2014 lief das, vom Minis- 
te-rium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des 
Landes Nordrhein-Westfalen geförderte Modellprojekt in Trä-
gerschaft von pro familia NRW. 18 Workshops mit Mädchen 
fanden von Oktober 2012 bis April 2014 statt. Diese Phase 
wurde evaluiert. 
Impu!se: Wie kamen die Workshops bei den Mädchen an?
» S.B.: Dass es den Mädchen gutgetan hat, zeigen die Evalua-
tionsergebnisse. Alle Bereiche (Zufriedenheit mit dem eige-
nen Körper, das Bewusstsein eigener sexueller Rechte und 
über den Mythos »Jungfernhaut«) weisen signifikant positive 
Ergebnisse auf. 
Impu!se: Waren die Multplikatorinnen auch zufrieden?
» S.B.: Ja! Im Modellprojekt wurden von Mai bis September 
2014 Multiplikatorinnen-Schulungen in fünf Städten durch- 
geführt. Teilnehmerinnen waren Frauen aus der Mädchen und 
Jugendhilfe, Lehrerinnen, Sozialarbeiterinnen. Die Rückmel-
dungen zu den Materialien, dem persönlichen Nutzen sowie 
der Umsetzbarkeit der Arbeit waren durchweg positiv. Die  
Abschlusstagung mit dem 5+1=Meins © Team fand am 14. No-
vember 2014 in Räumlichkeiten der Jugendherberge Deutz 
statt. Das Modellprojekt wurde zum 15. Dezember 2014 ab- 
geschlossen. 
Impu!se: Wie geht es weiter? 
» S.B.: Ich biete 5+1=Meins © Workshops und Schulungen 
auf selbstständiger Basis bundesweit, und in Köln in Koopera-
tion mit dem interkulturellen Frauen und Mädchen Gesund-
heitszentrum IFMGZ HOLLA e. V. an. Seit August leite ich, wie-
der in Kooperation mit pro familia NRW, das landesweite 
Modellprojekt YALLA soulfit. YALLA soulfit wird vom Gesund-
heitsministerium NRW gefördert und baut auf den Ergebnis-
sen und Erfahrungen von 5+1=Meins © auf. Bei diesem Pro-
jekt geht es vor allem darum, die seelische Gesundheit und  
Widerstandsfähigkeit in interkulturellen Mädchengruppen zu 
stärken. Mit dem IFMGZ Holla e. V. habe ich das neue Konzept 
»DaHeimAt – In Mir. Im Wir. Im Hier.« entwickelt. Es ist ein Pro-
jekt zur Unterstützung von sozial benachteiligten Mädchen 
und Flüchtlingsmädchen im Kölner Raum und beinhaltet die 
drei Aspekte körperliche Selbstermächtigung, weibliche Soli-
darität und Diversity. Für DaHeimAt sucht Holla noch Spende-
rinnen.

Literatur bei der Verfasserin
SuSan bagDacH, e-Mail: kontakt@susanbagdach.de, www.susanbagdach.de, 
ifMgZ hOLLA e. V., industriestraße 131 c, 50999 Köln, e-Mail: info@holla-ev.de 
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Gesundheitliche Chancen einer 
partizipativen stadtteilentwicklung
Gemeinwesenarbeit in der Gesundheitsförderung
Gesund oder krank zu sein hängt eng damit zusammen, wo 
jemand aufwächst. Diese Erkenntnis, dass der Sozialraum – 
von der Sozialisation eines Individuums, dessen individuellem 
Verhalten, bis hin zu infrastrukturellen Möglichkeiten – einen 
Einfluss auf die Gesundheit hat, ahnte man schon lange; in-
zwischen ist sie zunehmend wissenschaftlich belegt. Konse-
quenterweise lenken aktuell, neben Praktikerinnen und Prak-
tikern, vermehrt auch Förderkulissen ihre Blicke auf umfassend 
strukturierende und sozialräumlich ansetzende Vorgehens-
weisen im Bereich der Gesundheitsförderung beziehungswei-
se Krankheitsprävention. 

Vielerorts ist »Gesundheit« drin, wo gar nicht »Gesund-
heit« drauf steht 
Das Prinzip, partizipativ Stadtteile zu entwickeln und hierbei, 
wie auch in vielen anderen Aktivitäten, gesundheitsbezogen 
zu handeln, langfristig Verhaltensänderungen bei vielen Be-
wohnerinnen und Bewohnern hervorzurufen, ist vielerorts 
und insbesondere auch in Niedersachsen gängige Praxis. In 
vielen so genannten »Sozialen Brennpunkten« wird vernetzt 
gehandelt, arbeiten beispielsweise Sportvereine und Nach-
barschaftstreffs unterstützend zusammen, etwa für eine bes-
sere Ernährung oder einen bewussteren Medienkonsum. Da 
Partizipation selten einen unmittelbaren Einfluss auf die Ge-
sundheit hat, lohnt ein Blick auf die »Nebeneffekte« von Be- 
teiligung. Dazu gehören bei den Teilnehmenden in erster Linie 
die persönlichkeitsentwickelnden Effekte, die meist unter 
»Selbstwirksamkeitsentwicklung« gefasst werden. Gemeint ist 
dabei ein Gefühl und eine tief sitzende Erkenntnisse, die dabei 
entstehen können: etwas bewirkt, womöglich verändert oder 
beigetragen zu haben. 

Gesundheit bereits planerisch mit denken
Gerade im Rahmen der baulichen Veränderungen durch das 
Programm »Soziale Stadt« bot und bietet es sich an, das Thema 
Gesundheit bereits von Beginn an in den Köpfen der Bewoh-
nerschaft und der sie unterstützenden Akteurinnen und Ak-
teure zu »setzen«. Dies kann beispielsweise über die verschie-
denen Formen der Stadtteilgärten geschehen. Sie ermöglichen 
Bewohnerinnen und Bewohnern das eigene Anpflanzen von 
Obst und Gemüse und können langfristig Orte sein, in denen 
das Thema Gesundheit im Stadtteil verankert ist. Werden  
lokale Bildungseinrichtungen oder umweltbezogene Nicht- 
regierungsorganisationen miteinbezogen, können über das  
gemeinsame Grün Lernprozesse unterstützt werden, die über 
den Herkunftsweg von Nahrungsmitteln aufklären. Auch 
Stadtteilbauernhöfe, die aus von Hochhäusern geprägten 
Quartieren herausragen, können solche »Oasen« der langfris-
tigen Gesundheitsförderung sein. In der Planungsphase von 
Neubauten lassen sich Gesundheitsaspekte einbeziehen, zum 
Beispiel indem Kitas, Grundschulen oder Stadtteiltreffpunk- 
te entsprechende Küchenzeilen erhalten, die es ermöglichen, 
gemeinsam zu kochen oder mit Kindern gemeinsam ihr Es- 
sen zuzubereiten. An öffentlichen Orten sehen wir überdies 
Bewegungsparcours für alle Alters- und Zielgruppen, die 
gleichsam im Vorbeigehen auf die Wichtigkeit von Bewegung 
im Alltag erinnern.

Gesundheit als Sache des Gemeinwesens
Neben Unterstützungsmaßnahmen, die individuelle Verhal-
tensweisen beeinflussen, müssen auch gesundheitsförderli-
che Rahmenbedingungen geschaffen werden. So wohnen 
viele Mieterinnen und Mieter in sogenannten »Sozialen Brenn-
punkten« in von Schimmelpilzen belasteten Mieträumen. Bau-
liche (Sanierungs-)Maßnahmen, die zur gesünderen Wohn-
umgebung beitragen, fördern die Gesundheit im Stadtteil. 
Zentral für die Gesundheitsförderung ist gerade in benach-
teiligten Stadtteilen die Etablierung von Akteursnetzwerken. 
So haben sich in manchen Stadtteilen jährliche »Gesundheits-
tage« etabliert die über Ernährung, Bewegung und Medien-
konsum aufklären. Diese Netzwerke sind dann auch in der  
Lage die entsprechenden Themen gemeinsam zu bearbeiten, 
wie den notwendigen Druck für eine Sanierung von »Schim-
melwohnungen« aufzubauen.
Eine nachhaltige stadtteilbezogenen Gesundheitsförderung 
heißt, den Fokus stärker auf die Einbindung der Gemeinwe-
sen- und Stadtteilarbeit als Koordinierungsort in den Gebie-
ten lenken: Ein Problem was alle angeht, kann nur von allen 
gelöst werden. Dazu gehört es, Förderungsmöglichkeiten für 
eine begleitende, gemeinwesenorientierte und sozialräum- 
liche Stadtteil-Unterstützung auszubauen. Wir brauchen ein 
klares Bekenntnis aller Beteiligten zu einer »Kultur der Ge-
sundheit«. 

Literatur bei der Verfasserin und den Verfassern
markuS kiSSling, joHanna klatt, Heribert Simon, Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAg) soziale Brennpunkte niedersachsen e. V. / Praxisnetzwerk soziale stadt- 
entwicklung, stiftstraße 15, 30159 hannover, tel.: (05 11) 701 07 09,  
e-Mail: johanna.klatt@lag-nds.de, www.lag-nds.de 
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Nach dem Motto der Erzählcafé-Aktion »zuhören, voneinan-
der lernen, sich austauschen« bringt jedes Café die Gäste mit-
einander ins Gespräch. Anders als im medizinischen Gespräch 
teilen sie ihr »Erfahrungswissen« auf eine nicht-hierarchische 
Weise mit, verarbeiten erzählend ihre Geschichte und erleben 
gleichzeitig eine Würdigung ihrer Kompetenz. Damit wird bei 
allen Generationen unbewusst ein Prozess angestoßen, der 
das individuelle Erleben als »Maßstab« medizinischer Entschei-
dungen fördert. Zum Gelingen tragen Gesprächsregeln bei, 
die das aktive Zuhören und den wertschätzenden Austausch 
erklären und einfordern. 

Generationenübergreifender Dialog als Chance
Durch das Einladen von Zeitzeuginnen, die teilweise sogar aus 
den 50er Jahren, aus BRD und DDR-Zeiten berichten, ermögli-
chen die Erzählcafés ihren Gästen einen kritischen Blick auf 
die Entwicklung der Geburtsmedizin. Die historische Perspek-
tive relativiert zum Beispiel die Angst der Frauen heute, vergli-
chen mit Geburten in Kriegszeiten oder ermöglicht umge-
kehrt einen Blick auf das, was sich positiv geändert hat. Die 
Gäste beschreiben oft die wohltuende »solidarische Atmo-
sphäre«, die durch ein Erzählcafé entsteht. 

Vernetzung statt Vereinzelung
Dieses partizipatorische Prinzip der Erzählcafé-Aktion zieht 
sich durch die unterschiedlichen Ebenen des Projektes: In je-
dem Gespräch am Café-Tisch, aber auch als Mitmachaktion, 
die auf lokaler Ebene Akteurinnen und Akteure vernetzt. Die 
Cafés werden bereits jetzt schon von Mehrgenerationszent-
ren, Kirchen, Geburtshäusern bis hin zu Kliniken, von Frauen 
aus dem Elternprotest bis zu Hebammen und Ärztinnen ver-
anstaltet. Als offenes Kooperationsprojekt vernetzen die Er-
zählcafés verschiedene Interessen- und Berufsgruppen. Über 
14 gemeinnützige Partner sind bereits mit dabei, unter an- 
derem der Deutscher Hebammenverband und der Arbeits-
kreis Frauengesundheit e. V. sowie verschiedene Elternver-
bände und die Kampagne Normale Geburt.

Visionen für die Zukunft
Die Erzählcafé-Aktion läuft bis zum 31. Dezember 2015. In die-
sem Jahr werden zusätzlich drei Pilot-Cafés angeboten und 
getestet: Das Schüler_innen-Café (Berlin), das Café für Frauen 
mit Mi-grationshintergrund (Hamburg) und ein spezielles 
Themen-Café (Bonn). Ende 2015 wird Bilanz gezogen: Die 
Wünsche und Statements der Familien werden ausgewertet. 
Ein Graduiertenkolleg der Deutschen Forschungsgesellschaft 
der Uni Mainz begleitet die Aktion wissenschaftlich. Das Fazit 
der Auswertung soll 2016 im Sinne des Bürgerdialogs an die 
Politik übergeben werden – mit der Hoffnung auf eine Fortset-
zung des Projektes durch Fördermittel der Bundesregierung. 

infos im internet: 
www.erzaehlcafe.net und www.facebook.com/erzaehlcafeaktion

Presse und Koordination: 
dr. stefanie schmid-Altringer, e-Mail: schmid-altringer@directbox.com, 
internet: www.nahdran-kommunikation.de

infos und Material: 
Lisa von reiche, e-Mail: l.vonreiche@hebammenfuerdeutschland.de, 
internet: www.hebammenfuerdeutschland.de

s t e Fa n I e  s C h m I d - a lt R I n G e R 

Bundesweite mitmachaktion:
erzählcafés »der start ins leben«
Berufspolitische Kämpfe und drastische Sparmaßnahmen be-
herrschen die Diskussionen um die Geburtsmedizin. Zugleich 
sprechen die Zahlen eine deutliche Sprache: Von steigenden 
Kaiserschnittraten und immer mehr Frühgeburten bis hin zu 
psychischen und gesundheitlichen Problemen von Kindern, 
weist alles darauf hin, dass sich in der heutigen Geburtskultur 
dringend etwas ändern muss. Mit der Erzählcafé-Aktion soll 
bundesweit ein lebendiges Zeichen gesetzt werden, wie diese 
Änderung aussehen kann. 

Hintergrund
Jede Schwangerschaft und Geburt ist eine individuelle, ein-
zigartige Geschichte und Erfahrung. Wie diese Zeit erlebt wur-
de, beeinflusst die weitere Entwicklung der Familie. Gelingt 
der Start ins Leben in einem ganzheitlichen Sinn, schafft dies 
gute Voraussetzungen für eine sichere emotionale Bindung 
und die Entwicklung von Elternkompetenz. Die derzeitige  
Geburtskultur in Deutschland steht aber unter einem ande- 
ren Vorzeichen: Sie ist geprägt von der Suche nach Krankhei-
ten und der Abwehr möglicher Katastrophen. Sie schwächt 
die Eigenkompetenz der Frauen zugunsten von medizinischer 
Sicherheit. 

Die Projektidee
Das Erzählcafé ist ein bewährtes Format der Sozialarbeit und 
eignet sich sehr gut für den moderierten Austausch von Er- 
fahrungen. Durch die Aktion wird es erstmals zum Thema  
»Der Start ins Leben« und als generationenübergreifender  
Dialog angeboten. Eingeladen sind Frauen und Fachfrauen 
aber auch Väter und Kinder. In angenehmer Café-Atmosphäre 
berichten Zeitzeuginnen über ihre Erfahrungen und stehen 
zum Gespräch zur Verfügung. Jedes Café wird mit Zitaten und 
Bildern auf der Seite der Erzählcafé-Aktion im Internet doku-
mentiert, ausgewertet und so der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht. Die Aktion ist der Ärztin und Journalistin Dr. Stefa-
nie Schmid-Altringer und der Hebamme Lisa von Reiche (Heb-
ammen für Deutschland e. V.) und ins Leben gerufen worden 
und trägt sich durch Spenden. 
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dungsgesetzes als Ziel formuliert. Dort heißt es auch: Den  
Inhalt der Erwachsenenbildung bestimmen die Bildungsbe- 
dürfnisse der Erwachsenen.
Alle Träger der Einrichtungen für Erwachsenenbildung sind im 
niedersächsischen Bund für freie Erwachsenenbildung vereint 
und haben sich dazu verpflichtet, ihre Angebote auf dieser 
rechtlichen Grundlage zu gestalten. In Volkshochschulen sind 
gesellschaftliche Teilhabe, Integration und Inklusion wesent-
licher Bestandteil der Angebotsgestaltung. Das altersoffene 
Bildungsangebot sichert die gesellschaftliche Teilhabe und 
Lebensqualität in jedem Alter. Sie berücksichtigt die unter- 
schiedlichen Bildungsinteressen und sozialen Orientierungen 
der Teilnehmenden.
Die AEWB schult erfolgreich Dozentinnen und Dozenten im 
Bereich Qigong mit betagten Menschen. Für Gedächtnistrai-
nerinnen und -trainer bietet die AEWB eine Zusatzqualifika- 
tion für Angebote für betagte Menschen an. Aber Fakt ist, dass 
die Lebensumwelt Altenheim derzeit in der Regel solche An-
gebote nicht willkommen heißt. 
Die Gruppe hochaltriger Menschen hat keine aktive Lobby. Im 
Alter über 85 Jahren konzentriert sich die Wahrnehmung auf 
Krankheiten, Demenz und Pflege. Hier gilt es, den »Kostenfak-
tor« zu minimieren. Es sollte stärker in das Bewusstsein ge-
rückt werden, dass aktivierende und gesundheitsfördernde 
Angebote für die Gesundheit ein Lebensmotor sind. Es sollte 
in der Politik zukunftsweisend darauf gedrungen werden, 
dass in den Lebenswelten von hochaltrigen Menschen Ange-
bote eingerichtet werden, welche die Lebensqualität steigern. 

gertruD völkening, Agentur für erwachsenen- und Weiterbildung,  
Bödekerstraße 18, 30161 hannover, tel.: (05 11) 300 330-25, 
e-Mail: voelkening@aewb-nds.de
cHriStoPH Steimer, Landesverband der Volkshochschulen niedersachsens e.V., 
Bödekerstraße 16, 30161 hannover, tel.: (05 11) 300 330-53,  
e-Mail: steimer@vhs-nds.de
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hochbetagte menschen –  
eine vergessene Gruppe
Die Notwendigkeit des lebenslangen Lernens wird in vielen 
Reden beschworen. Wirklichkeit ist: Je älter die Zielgruppen 
werden, desto weniger werden sie aktiv angesprochen. Wis-
senschaftliche Studien zum lebenslangen Lernen beziehen 
sich in der Regel nur auf Erwerbstätige. 
Zum ersten Mal sind 2014 in der Generali-Hochaltrigen-Studie 
die Lebenswünsche betagter Menschen und ihre Möglichkei-
ten zur Teilhabe erhoben worden. Die Ergebnisse bestätigen 
die Aussage: »Soziale Beziehungen und Mitverantwortung 
(…) besitzen große Bedeutung für die Lebensqualität im ho-
hen Alter«. Das zeigt das folgende Beispiel: Eine profilierte  
Referentin der Agentur für Erwachsenen- und Weiterbildung 
(AEWB) leitet eine Gruppe zu Qigong in einem Altenheim. Je-
de Woche kommen 10 Personen im Alter von 97–103 Jahre 
zusammen. Für alle ist die Methode neu. Sie treffen sich regel-
mäßig und fühlen sich nach dieser Stunde frisch und wach. 
Passgenau für dieses Alter sind die Lernziele aufgestellt:

» Erinnerungsvermögen fördern
» Freude an der anstrengenden Arbeit
» Lachen
» Freude an der Berührung
» Freude an der Gesellschaft
» Vertrautheiten und Nähe wiedererwecken
» Ruhe gönnen

Die Wirkung
Alle haben Freude am Lernen und wissen, dass sie gleichzeitig 
ihre Gesundheit stärken. Die Herausforderung, sich neuen In-
halten zu stellen und diese zu bewältigen, fördert das Selbst-
bewusstsein. Die freiwillige Begegnung in der Gemeinschaft 
stärkt die sozialen Kompetenzen. Dieses Beispiel zeigt, dass 
mit Angeboten zur Gesundheitsbildung die Teilhabe an der 
Gesellschaft gefördert wird. Sie dient der »Persönlichkeitsent-
wicklung«. wie es §1 des niedersächsischen Erwachsenenbil-

Eine Bewohnerin im betreuten Wohnen antwortet 

in einem Forschungsinterview auf die Frage 

»Kann ein Mensch zu alt sein für Weiterbildung?« 

mit den Worten: »Niemals, meiner Ansicht nach. 

Weil das der Lebensmotor ist. Bis zum letzten 

Atemzug hat jeder von uns, jedes Lebewesen, 

eine Aufgabe für die menschliche Gemeinschaft, 

in der wir alle leben.«
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Bücher, Medien
die pausenlose Gesellschaft – 
Fluch und segen der digitalen 
Permanenz

Unsere Welt ist digital geworden. Per-
manent und überall sind Informationen 
verfügbar und unsere Kommunikation 
kennt keine Ruhezeit. In diesem Taschen-
buch analysiert der Autor ohne erhobe-
nen Zeigefinger, was diese Veränderung 
für die Menschen bedeutet. Anhand ein-
zelner lebendiger Beispiele werden 
spannende Fragen leicht und verständ-
lich erläutert: Was ist eigentlich Zeit?  
Wie wirkt sich die digitale Permanenz 
auf das Sozialleben, Kinder, und / oder 
beispielsweise das Medium Buch aus? 
Ist permanente Verfügbarkeit wirklich 
Psychostress? Wie verändert sich unser 
Denken und Handeln in der pausenlo-
sen Gesellschaft? Immer im Blick dabei, 
das Ziel aufzuklären und aus den Lese-
rinnen und Lesern kritischen »Userin-
nen« und »User« der fortschreitenden 
Digitalisierung zu machen. (nh)

rafael ball: die pausenlose gesellschaft –  
fluch und segen der digitalen Permanenz. 
schattauer gmbh, stuttgart, 2014, 127 seiten,  
isBn 978-3-7945-3080-9, 16,99 euro 

ungleichheit in kapitalistischen 
Gesellschaften

Das Buch legt eine neue Theorie sozialer 
Ungleichheit in Gegenwartsgesellschaf-
ten vor. Das Autorenteam argumentiert, 
dass Ungleichheit bisher unzureichend 
verstanden wurde, weil ausschließlich 
westliche Gesellschaften Grundlage der 
Interpretation waren. Das vorliegende 
Buch betrachtet Gesellschaft nicht als 
funktionales oder ökonomisches System, 
sondern als sinnhafte Praxis. Es zeigt auf, 
dass und wie die symbolische Vermitt-
lung von Macht die strukturelle Wurzel 
der Ungleichheit bildet. Die in diesem 
Zuge entwickelte Theorie knüpft an 
Klassiker von Marx und Weber bis zu 
Bourdieu und Luhmann an, unterschei-
det sich von ihnen aber durch den empi-
rischen Bezug auf Gesellschaften dreier 
Kontinente. (sb)

boike reHbein, jeSSe Souza: ungleichheit in 
kapitalistischen gesellschaften. Beltz Juventa, 
Weinheim und Basel, 2014, 228 seiten, 
isBn-13: 978-3779929475, 24,95 euro

Beschwerdeverfahren in  
einrichtungen der Kinder-  
und Jugendhilfe

Die Sicherung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen in Einrichtungen durch 
Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren 
steht im Mittelpunkt dieses Werkes. Die 
Autorinnen stellen verschiedene Verfah-
ren vor und konzentrieren ihre Ausfüh-
rungen auf stationäre Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Dabei thema- 
tisieren sie Adressatinnen und Adressa-
ten, Zuständigkeiten, Bearbeitungswei-
sen von Beschwerden und Informa- 
tionswege. Anhand von Beispielen wer-
den außerdem unterschiedliche Vorge-
hensweisen skizziert. Auch das Span-
nungs- und Konfliktpotenzial wird nicht 
ausgespart. Mithilfe von Beispielen und 
Zitaten werden die Auswirkungen hier-
archischer Unterschiede und die Folgen 
des strukturell bedingten Machtgefälles 
zwischen Kindern und Jugendlichen 
und Erziehenden verdeutlicht. Im An-
hang finden sich zudem eine kleine Ma-
terialsammlung und Hinweise auf wei-
terführende Literatur. (ark)
 
ulrike urban-StaHl, nina jann: Beschwerdeverfah-
ren in einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 
reinhardt-Verlag, München, 2014, 110 seiten,  
isBn 978-3-497-02447-6, 21,90 euro

stress natürlich behandeln

Zu Beginn des Buchs gibt der Autor eine 
kurze Einführung zu den Fragen, was 
Stress ist und wie er auf den Körper 
wirkt. Anschließend folgt ein Überblick 
zu einzelne Methoden und natürlichen 
Behandlungsarten. Dabei beginnt Neu-
mann bei A wie Akupunktur, Atemübun-
gen, Augentraining und autogenem 
Training und endet bei Z wie Zeitma-
nagement. Die im Alphabet vorhande-
nen Buchstaben C, D, G, I, J, K, N, O, R, U, 
V, X sind dabei ausgespart. Zu den vor-
handenen Beispielen werden kurze In-
formationen, Anleitungen und Übungs-
beispiele angeführt. (am)

bernD neumann: stress natürlich behandeln:  
Wie sie ihre innere ruhe wiederfinden − alle 
Methoden von A bis Z. neue forschung und lang- 
jährige Praxiserfahrung auf den Punkt gebracht. 
schlütersche Verlagsgesellschaft mbh & Co. Kg, 
2015, 144 seiten, isBn 978-3899938593,  
19,99 euro

Kinderschutz im ländlichen 
Räumen

Das Thema Kinderschutz im ländlichen 
Raum findet kaum Beachtung. Dabei ist 
es mittlerweile wichtig, die sich verän-
dernden Strukturbedingungen in den 
ländlichen Regionen mit in den Blick zu 
nehmen. Der vorliegende Band widmet 
sich diesem »blinden Fleck«. Er bündelt 
die Ergebnisse des Modellprojektes 
»Kinderschutz in ländlichen Räumen« 
der Kinderschutz-Zentren. Die Autorin-
nen und Autoren befassen sich mit un-
terschiedlichen Schwerpunkten, wie Zu-
gängen zu Hilfsangeboten, Fachbera-
tung, weiten Wegen, Umgang mit Ver- 
haltensweisen der Nachbarschaft, Netz-
werkarbeit, Traditionen im Wandel und 
Familie. Dabei entwickeln sie fachliche 
und fachpolitische Perspektiven für die 
künftige Gestaltung des Kinderschutzes 
auf dem Land. Das Buch richtet sich glei-
chermaßen an Forschende, kommunal-
politisch Verantwortliche und an Fach-
kräfte aus der Praxis. (am)

Stefan Heinitz, micHaela HerScHelmann (HrSg.): 
Kinderschutz in ländlichen räumen – herausfor- 
derung, empirische Befunde und Perspektiven. 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutzzen-
tren, 2014, 246 seiten, isBn 978-3-943243-10-9, 
19,95 euro

Zeitmanagement im lehrerberuf

Das richtige Zeitmanagement kann da-
zu beitragen den stressigen Lehreralltag 
gesünder zu gestalten. Die Autorin stellt 
in dem Buch ganz konkrete Zeitma-
nagementmethoden und Stressbewälti-
gungsstrategien vor, die hilfreich sein 
können. Hierzu ist das praxisorientierte 
Buch in fünf Kapitel aufgeteilt: Zeit und 
Persönlichkeit, Grundlagen des Zeitma-
nagements, Hilfsmittel zur Zeitmanage-
ment-Optimierung, Stressbewältigung 
und zum Schluss alle Tipps auf einen 
Blick. Mit Unterstützung von Checklis-
ten und Reflektionsfragen kann man ler-
nen Prioritäten zu setzen, eine Trennung 
von Arbeit und Freizeit vorzunehmen 
und sich durch Delegation von Aufga-
ben zu entlasten. (am)

urSula oPPolzer: Zeitmanagement im Lehrerberuf. 
effektive strategien für einen organisierten (schul-)
Alltag. Verlag an der ruhr, Mülheim a. d. ruhr, 2014, 
143 seiten, isBn 978-3-8346-2509-0, 16,95 euro
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Prävention sexueller Gewalt 
in der Grundschule 

Ausgangspunkt dieser Studie und Pra-
xishilfe ist das theaterpädagogische Prä-
ventionsprojekt »Mein Körper gehört 
mir«, das seit vielen Jahren an allen Bie-
lefelder Grundschulen läuft. Ziel der Un-
tersuchung ist es, zu klären, wie sich die 
Wirkungen von Präventionsprojekten 
gegen sexuelle Gewalt bei Kindern im 
Grundschulalter messen lassen. Dem 
Autorenteam geht es dabei um den For-
schungsstand zu Prävention, um eine 
ethische Diskussion und um die einge-
setzten Methoden. Darüber hinaus wer-
den die Ergebnisse der Befragung von 
Kindern der dritten Klassen, Eltern und 
Lehrkräften dargestellt. (am)

Sabine anDreSen, jan DaviD gaDe, katHarina 
grüneWalDt: Prävention sexueller gewalt in der 
grundschule. erfahrungen, überzeugungen und 
Wirkungen aus sicht von Kindern, eltern, Lehr-  
und fachkräften (studien und Praxishilfen zum 
Kinderschutz), Beltz Juventa; 2015, 200 seiten,  
isBn 978-3779922681, 24,95 euro

Fehlzeiten-Report 2014

Der Fehlzeiten-Report aus dem Jahr 
2014 widmet sich dem Thema »Erfolg-
reiche Unternehmen von morgen – ge-
sunde Zukunft heute gestalten«. Die 
heutige Arbeitswelt steht vor zahlreichen 
Herausforderungen. Der Fehlzeitenre-
port 2014 möchte deshalb Perspektiven 
für eine zukünftige Arbeitswelt aufzei-
gen. Im ersten Kapitel werden deren 
Rahmenbedingungen in den Blick ge-
nommen und es wird gefragt: Wie wer-
den wir in 20 Jahren arbeiten? Das zwei-
te Kapitel widmet sich künftigen Beleg- 
schaften, wie Babyboomern, multikultu-
rellen oder älter werdenden Belegschaf-
ten. In weiteren Kapiteln werden Füh-
rungserfordernisse und Gestaltungsop- 
tionen aufgezeigt. Unternehmensbei-
spiele sowie das Thema Qualität und 
Nachhaltigkeit im betrieblichen Gesund-
heitsmanagement stehen im Fokus des 
fünften und sechsten Kapitels. Abschlie-
ßend werden wie in jedem Jahr, diffe-
renzierte Daten und Analysen zu krank-
heitsbedingten Fehlzeiten aus dem Jahr 
2013 aufgezeigt. Der Fehlzeiten-Report 
richtet sich an alle, die Verantwortung 
für das betriebliche Gesundheitsma-
nagement in Betrieben und Unterneh-
men tragen. (nt)

bernHarD baDura, antje Ducki, Helmut ScHröDer, 
joacHim kloSe, markuS meyer (HrSg.): fehl- 
zeiten-report 2014. erfolgreiche unternehmen  
von morgen – gesunde Zukunft heute gestalten. 
springer Verlag, Berlin, 2014, 575 seiten,  
isBn 978-3-662-43530-4, 54,99 euro

Resilienzfördernde Psychothera-
pie für Kinder und Jugendliche

Das Herausgeberwerk besteht aus drei 
Teilen. Im ersten Teil wird die Psychothe-
rapie von Kindern und Jugendlichen mit 
dem Fokus auf Grundbedürfnisse be-
trachtet. Im zweiten Teil liegt der Schwer-
punkt auf den Themen Resilienz und 
Ressourcenaktivierung. Im dritten Teil 
geht es dann um die Bedeutung von 
Grundbedürfnissen und Ressourcen im 
Therapieprozess. Fachbegriffe und zent-
rale Konzepte werden kurz erläutert. Die 
Zusammenfassungen am Ende eines 
Kapitels erleichtern ebenso das Ver-
ständnis wie die zahlreichen Beispiele. 
Zur weiteren Auseinandersetzungen mit 
dem Thema werden Literaturhinweise 
gegeben. Das Buch steht gedruckt und 
als e-book zur Verfügung. (ark) 

marcel ScHar, cHriStoPH SteinebacH (HrSg.): 
resilienzfördernde Psychotherapie für Kinder  
und Jugendliche. grundbedürfnisse erkennen  
und erfüllen. Beltz Verlag, Weinheim/Basel, 2015,  
264 seiten, isBn 978-3-621-28149, 39,95 euro

arzneiverordnungs-Report 2014

Seit nunmehr 30 Jahren leistet der Arz-
neiverordnungsreport einen wichtigen 
Beitrag zur Schaffung von Transparenz 
über den Arzneimittelmarkt. Auf mehr 
als 1200 Seiten werden basierend auf 
Daten des GKV-Arzneimittelindex umfas-
sende Analysen, Kommentare und Be-
wertungen zum Verordnungsgeschehen 
aufgeführt. Neben Ausführungen zum 
allgemeinen Verordnungs- und Marktge-
schehen, zum Verordnungsgeschehen 
bei 41 unterschiedlichen Indikatoren-
gruppen, einem Überblick über die Arz-
neiverordnung differenziert nach Arzt-
gruppen bis hin zu einer Betrachtung 
der Verordnung in Abhängigkeit vom 
Alter und Geschlecht der Patientinnen 
und Patienten wird ein breites Spektrum 
bearbeitet. Ein besonderer Fokus liegt 
auf einer Nutzenbewertung neuer Arz-
neimittel gemäß dem Arzneimittelmarkt-
Neuverordnungsgesetz. Das Werk richtet 
sich insbesondere an ein Fachpublikum 
aus dem Gesundheitssystem. (mp)

ulricH ScHWabe, Dieter PaffratH (HrSg.): 
Arzneiverordnungs-report 2014, 2014, Berlin, 
heidelberg: springer-Verlag, 1289 seiten,  
isBn: 3662434865, 59,99 euro

Psychodysphagiologie – 
Was schluckstörungen mit 
der seele machen

Schluckstörungen (Dysphagien) gehen 
für die Betroffenen mit massiven Beein-
trächtigungen des körperlichen aber 
auch insbesondere des sozialen und psy-
chischen Wohlbefindens einher. Doch 
gerade die psychischen Belastungen 
werden bei der alltäglichen Versorgung 
häufig ignoriert. Genau hier setzt der 
Schwerpunkt des Buches an. Es gibt  
zunächst einen allgemeinen Überblick 
über das Symptom Schluckstörungen 
und deren Versorgung. Im weiteren Ver-
lauf werden die psychischen Belastun-
gen fokussiert. Der Autor konzentriert 
sich nicht nur auf die Perspektive der Be-
troffenen sondern auf das Empfinden 
aller Beteiligten im »System Dysphagie« 
und betont vor diesem Hintergrund die 
Relevanz der eigenen Psychohygiene. 
Aufgrund der interdisziplinären Ausrich-
tung eignet es sich sowohl als ergänzen-
de Lektüre für thematisch Interessierte, 
als auch für Fachpersonen. (tm)

DöHnert, jörn: Psychodysphagiologie –  
Was schluckstörungen mit der seele machen,  
epubli gmbh, Berlin, 2014, 316 seiten,  
isBn: 978-3-7375-1359-3, 21,95 euro
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schule leiten von a bis Z − 
schulklima

Wer mit Schule zu tun hat, weiß: Ein gu-
tes Schulklima entsteht nicht von selbst 
und hat auch mit der Zufriedenheit von 
Schülerinnen, Schülern, Lehrkräften und 
Eltern zu tun. Es kann den Lernerfolg si-
chern, fördern sowie die Unterrichtsqua-
lität steigern. Darum müssen sich Schul-
leitungen aktiv und dauerhaft um ein 
gutes Schulklima bemühen. Der Heraus-
geber ist Schulleiter und stellt hier seine 
Erfahrungen  mit konkreten Handlungs-
anregungen dar. Er beschreibt die Er-
folgsfaktoren für ein gutes Schulklima, 
zu denen unter anderem Kommunika-
tion zwischen den Akteurinnen und Ak-
teuren an der Schule, Öffentlichkeitsar-
beit, besondere Feste und Veranstal- 
tungen, der Umgang mit Lob und Aner-
kennung sowie die Identifikation aller 
Beteiligten mit der Schule gehören. Die 
im Buch dargestellten Vorlagen gibt es 
auch zum Download per Webcode. (am)

Holger mittelStäDt (HrSg.): schulmanagement: 
schule leiten von A bis Z – schulklima, Cornelsen 
schulbuchverlag, Berlin, 2014, 128 seiten,  
isBn 978 978-3-589-16331-1, 17,95 euro

lernen sichtbar machen  
für lehrpersonen

Aus Sicht des australischen Bildungsfor-
schers John Hattie, ist für einen guten 
Unterricht − der auch die bildungsfer-
nen Kinder erfolgreich erreicht − die 
Lehrkraft entscheidend. Was Schülerin-
nen und Schüler lernen, bestimmt die 
einzelne Lehrperson und ihr Unterrichts-
stil. Das Buch beschreibt konkrete Unter-
richtsmaßnahmen, die Hattie durch sei-
ne umfangreiche Analyse von Metastu- 
dien empirisch untermauert. Dazu ge-
hören lernförderliche Faktoren für die 
Bereiche Lehrervorbereitung, Durchfüh-
rung von Lerneinheiten, Abschluss/Feed-
back und Nachbereitung. Er versucht die 
Forschungsergebnisse so aufzubereiten, 
dass sie im Unterricht sofort und prob-
lemlos produktiv umgesetzt werden kön-
nen. Sie sollten die Arbeit erleichtern, 
sind aber nicht immer leicht auf den ei-
genen Unterricht zu übertragen. Insge-
samt ist das Buch mit guten Ideen, nütz-
lichen Checklisten und interessanten An- 
sätzen versehen und richtet sich an Lehr- 
personen, Lehrkräfte und Schulleitun-
gen. (am)

joHn Hattie: Lernen sichtbar machen für Lehrperso-
nen: überarbeitete deutschsprachige Ausgabe von 
»Visible Learning for teachers«. schneider Verlag, 
hohengehren, Baltmannsweiler, 2014, 350 seiten, 
isBn 978-3-8340-1300-2, 28,00 euro

leichte sprache. das Regelbuch

Leichte Sprache ist mittlerweile zu einem 
unverzichtbaren Konzept in der sozialen 
Arbeit mit Menschen mit Beeinträchti-
gung geworden. Die Autorin bietet zu 
dem Thema leichte Sprache Hinter-
grundinformationen und gibt Anregun-
gen sowie Hilfestellungen zur Umset-
zung. Ziel ist es, Texte barrierefrei zu 
gestalten und so für Menschen mit Lese-
schwierigkeiten zugänglich zu machen. 
Das Buch ist eine sprachwissenschaft-
lich fundierte Handreichung für Wort-
wahl, Satzbau, Textualität sowie Typo-
graphie und Illustrationen. Es gibt gute 
Anregungen, Texte in leichter Sprache 
bedarfsgerecht und zielgerichtet zu er-
stellen. (am)

cHriStiane maaSS: Leichte sprache. das regelbuch. 
reihe: Barrierefreie Kommunikation Band 1.  
Lit Verlag dr. W. hopf Berlin, 2015, 192 seiten,  
isBn 978-3-643-12907-9, 19,90 euro  

standardisierte Bewertungssätze 
aus gesellschaftlicher Perspektive 
für die gesundheitsökonomische 
evaluation 

Der Band zeigt die monetäre Bewertung 
zahlreicher Leistungen der medizinischen 
Versorgung in Deutschland. Die präsen-
tierten Bewertungssätze sind Bestand-
teil der Kostenbewertung, die im Rah-
men von gesundheitsökonomischen 
Evaluationen zunehmend an Bedeu-
tung gewinnt. Sie entstanden im Rah-
men eines Modellprojektes, welches 
zum Ziel hatte, die Kostenmessung von 
Gesundheitsleistungen für ältere Men-
schen methodisch zu verbessern. Es wer-
den Sätze für den ambulant-ärztlichen 
Sektor, Heil- und Hilfsmittel, Kranken-
häuser, formelle und informelle Pflege 
sowie Vorsorge und Rehabilitation dar-
gestellt und diskutiert. (sb) 

jenS-oliver bock, cHriStian brettScHneiDer, 
HilDegarD SeiDl, DaviD boWleS, rolf Holle, 
Wolfgang greiner, HanS-Helmut könig: 
standardisierte Bewertungssätze aus gesellschaft- 
licher Perspektive für die gesundheitsökonomische 
evaluation. nomos, Baden-Baden, 2015, 79 seiten, 
isBn-13: 978-3848717279, 19,00 euro
  

typischen Konflikte im 
lehreralltag begegnen

Das Buch ist ein Ratgeber für Lehrkräf- 
te an Realschulen, Förderschulen und 
Hauptschulen. Es ist in die Bereiche  
Konflikte mit Schülerinnen und Schü-
lern, Konflikte mit Eltern und Konflikte 
im Kollegium aufgeteilt. Der Autor geht 
den Fragen nach, wie man auf Provoka-
tionen angemessen reagiert. Wie kann 
man Probleme richtig lösen? Und wie  
eigene Grenzen klar abstecken, wenn 
Streitereien für offizielle (Ordnungs-) 
Maßnahmen doch nicht bedeutend ge-
nug sind? Anhand realer Fallbeispiele 
werden − in Abhängigkeit zur jeweili-
gen Person und Beziehung − verschie-
dene Handlungsmöglichkeiten aufge-
zeigt. (am)

jonaS lanig: typischen Konflikten im Lehreralltag 
begegnen: fallbeispiele und konkrete handlungs-
empfehlungen. Verlag an der ruhr, Mülheim an der 
ruhr, 2014, 156 seiten, isBn 978-3-8346-2512-0, 
18,95 euro

ethnisierung von ungleichheiten

In der bisherigen Diskussion zu Ursa-
chen von wahrgenommener Diskrimi-
nierung und Ethnisierung bei Jugend- 
lichen mit Migrationshintergrund ist  
eine Hypothese besonders prominent. 
Es wird vermutet, dass Ungleichhei- 
ten im Prozess der sozialen, kulturellen 
und ökonomischen Integration Benach-
teiligungs- bzw. Diskriminierungswahr-
nehmung bei betroffenen Jugendlichen 
befördern. Diese verstärken wiederum 
ethische Differenzierung bzw. Selbst-
ethnisierungsprozesse. Im Buch wird ei-
ne bundesweite Untersuchung unter 
Hauptschülerinnen und Hauptschülern 
zu diesem Thema vorgestellt, die ins- 
besondere den Übergang von Schule in 
die Ausbildung beleuchtet. Der Autor 
gelangt unter anderem zu dem Schluss, 
dass faktische Disparitäten bei den 
Schülerinnen und Schülern zu subjekti-
ven Benachteiligungs- und Diskriminie-
rungserfahrungen führen können und 
dies Prozesse der Selbstethnisierung 
wahrscheinlicher macht. (sb) 

jan Skrobanek: ethnisierung von ungleichheiten: 
disparitäten, Benachteiligungswahrnehmung und 
selbstethnisierungsprozesse im übergang schule 
– Ausbildung. Beltz Juventa, Weinheim und Basel, 
2015, 326 seiten, isBn-13: 978-3779924623,  
34,95 euro
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multiprofessionelle 
teamentwicklung

Wenn es um Schule geht, dann geht es 
auch um Zusammenarbeit und Vielfalt 
im Kollegium. Das heißt, es geht um 
Lehrerinnen, Lehrer, Schulleitung, nicht 
unterrichtendes Personal, Sonderpäda-
goginnen und -pädagogen, Integrations-
helferinnen und -helfer, Erzieherinnen 
und Erzieher bzw. alle Professionen, die 
in einer Schule vertreten sind. Hier eine 
gute Zusammenarbeit im Team zu errei-
chen, ist nicht einfach. Der Autor kennt 
die möglichen Problemlagen und zeigt 
auf, was zu einer gelingenden Teament-
wicklung in der Schule beitragen kann. 
Seine Schwerpunkttermen sind: Heraus-
forderungen, von der Teamentwicklung 
zur Teamkultur, Modelle der Teament-
wicklung, Kommunikation im Team, Un-
terrichtsentwicklung im Team und Me-
thoden der Teamentwicklung. (am)

elmar PHiliPP: Multiprofessionelle teamentwick-
lung. erfolgsfaktoren für die Zusammenarbeit in  
der schule. Beltz Verlag, Weinheim und Basel, 2014, 
101 seiten, isBn 978-3-407-62926-5, 19,95 euro

handbuch systemische 
organisationsberatung

Mit dem Handbuch versuchen König 
und Volmer in Theorie und Praxis die 
Grundlagen des systemischen Ansatzes 
darzustellen. Sie gehen davon aus, dass 
eine Systemische Organisationsberatung 
kein endloser, offener Prozess ist, son-
dern mit einem klar definierten Ziel zu 
einem Abschluss unter qualitativer Ver-
besserung der Situation führt. In dem 
Handbuch wird im ersten Kapitel zu-
nächst in die Grundlagen der Organisa-
tionsberatung eingeführt. In den fol-
genden sechs Kapiteln wird der Bera-
tungsprozess mit seiner Grundstruktur 
und den Phasen des Beratungsge-
sprächs erläutert. Danach folgt der Blick 
auf das soziale System und die Perso-
nen. Es folgen Darstellungen zu den üb-
lichen Diagnoseverfahren, der Beratung 
in Triaden und Teams und die Durchfüh-
rung von Beratungen im Blick auf kom-
plexe Systeme. Das letzte Kapitel be-
trachtet noch einmal grundlegend das 
Beratungssystem und die Verantwor-
tung der professionellen Beratung. (am)

eckarD könig, gerDa volmer: handbuch  
systemische Organisationsberatung. Beltz Verlag, 
überarbeitet Auflage 2014, 541 seiten,  
isBn 978-3-407-36549-1, 49,95 euro 

Kritik der moralisierung

Die Herausgebenden beobachten die 
häufigere Thematisierung von Moral in 
der Kommentierung von gesellschaftli-
chen Prozessen und politischen Proble-
men sowie in politischen und sozialkriti-
schen Analysen gesellschaftlicher Auf- 
gaben. Hinzu kommt die zunehmende 
Etablierung von Ethik in diversen Politik-
feldern und Studienplänen. Dies nehmen 
sie zum Anlass für eine genauere Be-
trachtung des Phänomens. Der Band be-
ginnt mit Beiträgen zu theoretischen 
Grundlagen aus unterschiedlichen Pers-
pektiven, wie der Sozialphilosophie und 
Sozialpsychologie. Es folgen Reflektionen 
des Verhältnisses von Ethik und Sozialer 
Arbeit sowie abschließend sechs Beiträ-
ge als Anregungen für Ausbildung und 
Praxis der Sozialen Arbeit. Ziel ist nicht, 
Vorschläge zur Lösung der angespro-
chenen Probleme zu machen, sondern 
sie zu beleuchten und zu weiteren De-
batten einzuladen. (ark)

rutH groSSmaSS, rolanD anHorn: Kritik der  
Moralisierung. theoretische grundlagen – diskurs-
kritik – Klärungsvorschläge für die politische Praxis. 
springer Vs Verlag, Wiesbaden, 2013, 297 seiten, 
isBn 978-3-5531 19462-2, 39,99 euro

Fürsorge und Geschlecht –  
neue und alte Geschlechter- 
konstellationen im freiwilligen 
engagement älterer
Die Autorinnen stelIen die Ergebnisse ei-
ner Studie dar, die mit Hilfe qualitativer 
Verfahren die Arbeit vier verschiedene 
innovativ und kreativ arbeitende Senio-
rengenossenschaften untersucht und 
verglichen hat. Diese bieten alltägliche 
Unterstützung und vorpflegerische Tä-
tigkeiten an und organisieren Gruppen-
aktivitäten für ältere Menschen. Die Stu-
die rückt dabei das Verhältnis von ehren- 
amtlicher Arbeit, Alter und Geschlecht 
in den Mittelpunkt. Kernfrage der Unter-
suchung war die Frage nach dem sozia-
len Sinn des Engagements. Die Untersu-
chung möchte einen Beitrag zur Theo- 
riebildung leisten und Impulse für einen 
erweiterten Blick auf das Verhältnis von 
Geschlecht und Fürsorge geben. (er)

mecHtHilD bereSWill, StePHanie braukmann:  
fürsorge und geschlecht – neue und alte geschlech- 
terkonstellationen im freiwilligen engagement 
Älterer. Beltz Juventa, Weinheim und Basel, 2014, 
139 seiten, isBn: 978-3-7799-2307, 24,95 euro

Wegweiser schulleitung

Der Praxisleitfaden besteht aus acht Teil-
bereichen. Im ersten Teil wird auf die 
Qualität einer Führungskraft eingegan-
gen. Danach folgen Kapitel zu den Rol-
len und Aufgabe einer Schulleitung, Füh-
rungskonzepten, Personalentwicklung, 
Kommunikation, Selbst- und Schulorga-
nisation, Unterstützungssystemen, Un-
terrichtsqualität, Evaluation und Quali-
tätssicherung. Das Fazit am Ende eines 
jeden Kapitels dient zur Reflektion und 
bringt die Kernaussage auf den Punkt. 
Mit Hilfe eines Stichwortregisters be-
steht die Möglichkeit, Teilaspekte aus 
dem Leitfaden herauszusuchen. Die im 
Leitfaden aufgeführten Vorlagen stehen 
auf einer CD-Rom zur Verfügung. (am)

Petra Hiebl, StePfan Seitz (HrSg.): Wegweiser 
schulleitung. Buch mit Kopiervorlagen auf Cd-rOM, 
Cornelsen Verlag, scriptor, 2014, 224 seiten,  
isBn 978-3-589-16301-4, 29,95 euro

Wenn Kinder zum »Problemfall« 
werden

Die Beiträge im vorliegenden Buch be-
leuchten unterschiedliche Problemstell- 
ungen und gehen den Fragen nach: Wie 
wird ein Kind zum »Problemfall« und was 
steuern z. B. die beteiligten Helferinnen, 
Helfer und Hilfesysteme zu dieser Ent-
wicklung bei? Was ist der »Fall« hinter 
dem Problem? Aber auch die Themen 
Umgang mit Suchtmittel konsumieren-
den Jugendlichen, Konfliktmanagement 
bei hochstrittigen Trennungskonflikten, 
schulische Übergänge für Kinder und Ju- 
gendliche mit Gefühls- und Verhaltens-
störungen sowie Schule als Lebensraum 
werden beleuchtet. Die Autorinnen und 
Autoren geben Orientierung, wie es in 
schwierigen Hilfeverläufen mit besonders 
belasteten Kindern und Jugendlichen 
gelingen kann, auch im Konflikt einen 
Kontakt zu finden und zu halten. (am)

Die kinDerScHutz-zentren (HrSg.): Wenn Kinder 
zum »Problemfall« werden – Orientierung in 
schwierigen hilfeprozessen. Bundesarbeitsgemein-
schaft der Kinderschutz-Zentren e.V., Köln, 2014, 
246 seiten, isBn 978-3-943243-09-3, 14,95 euro
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Gesundheit im lebensverlauf auf kommunaler ebene gestalten
09.10.2015, hannover
Einflüsse des Lebenslaufes werden als zentrale Schlüssel für die Gesund- 

heit diskutiert. Belegt ist beispielsweise, dass die Weichen für die 

Gesundheitschancen im mittleren und höheren Alter oft schon in der  

Schwangerschaft und im Säuglingsalter gestellt werden. Diese Zusam- 

menhänge bewusst in den Blick zu nehmen, ist auch für die Gestaltung 

der kommunalen Gesundheitsversorgung und -förderung von großer 

Bedeutung. Mit den Gesundheitsregionen Niedersachsen können 

Lösungsansätze sektorenübergreifend und multiprofessionell entlang 

des Lebensverlaufs gestaltet werden. Im Rahmen der Fachtagung 

werden Impulse vermittelt, wie eine lebensphasenorientierte Gesund- 

heitsversorgung und -förderung auf regionaler Ebene gestaltet wer- 

den kann. Ein Blick auf das Präventionsgesetz sowie auf die Studien- 

ergebnisse des Gesundheitsmonitors und die Wahrnehmung der 

Patientinnen und Patienten runden das Tagungsprogramm ab. 

auf dem Weg zur Inklusion – in berufsbildenden schulen und am 
arbeitsplatz gesund bleiben – eine gemeinsame herausforderung 
12.10.2015, hannover
Wie kann Inklusion an berufsbildenden Schulen und am Arbeitsplatz 

gelingen und wie bleiben auch die Beteiligten auf dem Weg dahin 

gesund? Gibt es Ressourcen, die sich gezielt nutzen und weiter aus- 

bauen lassen? Mit welchen Belastungen ist zu rechnen? Welche Unter-

stützungsstrukturen bestehen bereits bzw. sollen noch aufgebaut 

werden? Um diese und weitere Fragen wird es in drei Fachvorträgen  

am Vormittag gehen. Am Nachmittag findet an sechs Thementischen 

ein Austausch statt. Die im Rahmen von Gesund Leben Lernen statt- 

findende Tagung richtet sich an alle, die an berufsbildenden Schulen 

tätig sind, an Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie an Interessierte. 

termine  LVg & Afs

landesvereinigung für Gesundheit 
und akademie für sozialmedizin 
niedersachsen e. V.

Welche Bedeutung haben seniorinnen und senioren  
für unsere Gesellschaft?
10.11.2015, Papenburg
Bei der Gestaltung des demografischen Wandels kommt der älteren  

Generation eine immer bedeutendere Rolle zu: Angebote und Initia- 

tiven orientieren sich zunehmend an den Wünschen und Bedürfnissen 

der älteren Generation, die sich aktiv bei der Ausgestaltung und Um- 

setzung beteiligt. Im Landkreis Emsland wurden bereits viele Ansätze 

erfolgreich umgesetzt, die ein Zusammenspiel verschiedener Akteu- 

rinnen und Akteure vor Ort erfordern. In der Veranstaltung werden 

Handlungsfelder, Herausforderungen und Perspektiven einer Gesell-

schaft des langen Lebens dargestellt. In den Foren am Nachmittag 

werden Praxisbeispiele aus dem Landkreis Emsland vorgestellt, die  

zum gegenseitigen Austausch anregen sollen.

XXV. niedersächsische suchtkonferenz
11.11.2015, hannover
Neue psychoaktive Substanzen, die als »Legal Highs« vermarktet werden,  

sind immer häufiger Bestandteil des Drogenmarktes. Sie bestehen aus 

natürlich vorkommenden oder synthetischen Substanzen und sind  

auch als »Badesalze« oder »Kräutermischungen« bekannt. Die Substan- 

zen werden ständig in ihrer Zusammensetzung verändert, sodass die 

Drogengesetzgebung Schwierigkeiten hat, gegen die schnelllebigen 

und stetig veränderten Stoffe vorzugehen. Besonders problematisch 

sind die aufgrund der stetigen Weiterentwicklung der Substanzen un- 

bekannten Inhaltsstoffe, Wirkmechanismen und Nebenwirkungen. Es  

ist von erheblichen gesundheitlichen Risiken auszugehen. Die Gesetz- 

gebung, Kontrollbehörden und das Suchthilfesystem stehen vor der 

Herausforderung, dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Um diesen 

Trend und die Herausforderungen für Prävention und Hilfesysteme 

zu thematisieren, wird die »schöne neue Drogenwelt« auf der 25. 

Niedersächsischen Suchtkonferenz diskutiert. 

soPhIa-tagung
12.11.2015, hannover
Auf der 16. Sophia-Fachtagung steht die Entwicklung der seelischen Ge- 

sundheit von Kindern im Mittelpunkt. Nicht nur die Auswirkungen belas- 

tender Aspekte auf die Kinderseele kommen zur Sprache, sondern auch 

therapeutische Methoden, die die Kinder in ihrer seelischen Entwick- 

lung stützen. So werden im Sinne einer Übersicht psychische Krankheits- 

bilder bei Kindern erläutert und u. a. der positive Einfluss der Analyse 

von videogestützten Untersuchungen auf die Eltern-Kind-Beziehung 

thematisiert. Die Veranstaltung richtet sich an die Kinder- und Jugend-

medizinischen Abteilungen der Gesundheitsämter in Niedersachsen.

netzwerk Kita – 10. Jahrestagung Kita und Gesundheit – 
Für alle ein Gewinn!
16.11.2015, hannover
Um Kitas in ihrem Bildungs- und Erziehungsauftrag zu unterstützen, 

initiierte die Landesvereinigung für Gesundheit Niedersachsen e. V.  

in Zusammenarbeit mit niedersächsischen Kooperationspartnern 2005 

das Netzwerk »Kita und Gesundheit Niedersachsen«. In den letzten 

Jahren wurden daher in Fortbildungen und Veranstaltungen zahlreiche 

Themen rund um die Gesundheitsförderung in der Kita bearbeitet. In 

diesem Jahr feiert das Netzwerk seinen Geburtstag und die diesjährige 

Jahrestagung bietet im Rückgriff auf die immer wieder nachgefragten 

»Dauerbrenner« Vorträge und Workshops zu Themen rund um Bewe- 

gung, Ernährung und seelische Gesundheit, – nicht nur für Jungen und  

Mädchen. Adressaten sind Beschäftigte aus den Bereichen Kindertages- 

einrichtungen, Gesundheit, Prävention, aus, Jugendhilfe, psychosozialer 

Beratung, Familienbildung und -beratung und aus angrenzenden Be- 

reichen.
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aufpassen oder loslassen? Kompetenzen und Gesundheit  
von Jungen in Freizeit und schule fördern
17.11.2015, hannover
Risikoverhalten bietet Jungen wichtige Aneignungs-, Bewältigungs- 

und Übungsfelder. Gleichzeitig ist Risikoverhalten gesellschaftlich 

sinnvoll: ohne Risiken keine Entwicklung. Ein kompetenter Umgang ist 

somit eine wichtige Ressource für ein gesundes Mannwerden. Schulen 

und Jugend-/ Jungenarbeit sind hier wichtige Akteure. Sie können 

Jungen gesunde Risikospielräume ermöglichen, helfen unzweckmäßige 

Sicherheiten aufzudecken und Selbstverantwortung zu fördern. Welche 

Rahmenbedingungen sind hierfür in Schule und Freizeit notwendig? 

Welche Ressourcen stecken in Jungen, um diese mitzugestalten und 

ihre Kompetenzen auszubilden? Und welche Rolle spielen soziale Netz- 

werke & Co in diesem Zusammenhang? Die Fachtagung richtet sich an 

Akteurinnen und Akteure aus der Jungen-, Jugend- und Sozialarbeit, 

dem Schulkontext, Gesundheitsförderung und Prävention, Sport,  

Politik sowie alle Interessierte. 

hospiz- und Palliativ-Versorgung in niedersachsen
23.11.2015, hannover
Durch die Diskussion über ein neues Hospiz- und Palliativgesetzes sind 

Fragen nach der weiteren Entwicklung der Hospiz- und Palliativarbeit 

auch in Niedersachsen wieder aktuell auf der Tagesordnung. Das 

geplante Gesetz zielt auf eine Verbesserung der Hospizarbeit und 

Palliativversorgung in den unterschiedlichen Versorgungsbereichen. 

Doch wo steht die Hospizarbeit- und Palliativversorgung in Nieder- 

sachsen überhaupt? Was wurde erreicht? Was muss sich verändern? 

Welche Chancen und Herausforderungen bietet das Hospiz- und 

Palliativgesetz für diesen Prozess? Diese und weitere Fragen sollen  

im Plenum und in Workshops auf der Fachtagung diskutiert werden. 

Preisverleihung des niedersächsischen Gesundheitspreises
25.11.2015, hannover
Zum fünften Mal zeichnen die Niedersächsischen Ministerien für 

Gesundheit, Gleichstellung und Soziales sowie für Wirtschaft, Arbeit  

und Verkehr, die AOK Niedersachen, die Apothekerkammer Nieder- 

sachsen sowie die Kassenärztliche Vereinigung Niedersachsen Bei- 

spiele guter Praxis mit dem Niedersächsischen Gesundheitspreis aus. 

Am 25.11.2015 werden die Preisträger in folgenden Preiskategorien 

ausgezeichnet:

» Gemeinsam gesund im Quartier

» Gesundheit von klein auf in aller Vielfalt

» eHealth-Lösungen zur Vernetzung in der Gesundheitsversorgung

schulverpflegung in Bewegung –  
Prävention in Ganztagsgrundschulen
26.11.2015, hannover
Unsere Kinder verbringen zunehmend mehr Zeit in der Schule. 

Somit wird Schule als Lern- und Lebensort immer bedeutsamer und 

Ernährungs- und Bewegungskonzepte gehören ganz klar mit dazu. 

Die derzeitige Entwicklung der Gesundheit der Mädchen und Jungen 

ist durchaus beunruhigend: Die Anzahl an Kindern mit Übergewicht 

und Fettleibigkeit steigt mit der Einschulung deutlich an. Die Gründe 

können vielfältig sein. Unbestritten ist aber, dass gute Ernährungs- und 

Bewegungskonzepte in der Ganztagsschule die gesamte Entwicklung 

der Kinder positiv beeinflussen. Wie sieht die Verpflegungssituation 

an deutschen und insbesondere niedersächsischen Schulen aus? 

Welchen Einfluss haben Ernährung und Bewegung auf die Entwicklung 

des Kindes? Und wie kann das Ganze in der Ganztagsgrundschule 

umgesetzt werden? Diese und weiteren Fragen werden im Rahmen 

der Fachtagung in Theorie und Praxis aufgegriffen. Die Veranstaltung 

richtet sich an Lehrkräfte, Schulleitungen, Schulträger, pädagogische 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Caterer und Mitarbeitende in der 

Mensa, Elternvertreter sowie Interessierte aus den Bereichen Bildung, 

Gesundheit und Politik. 

handlungsfelder und herausforderungen einer Gesellschaft  
des langen lebens
01.12.2015, Göttingen
Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels werden Fragen nach  

Erhalt und Förderung von Gesundheit in einer Gesellschaft des langen  

Lebens zunehmend relevanter. Die Umsetzung von Gesundheitsförde- 

rung für ältere Menschen erfordert somit ein intelligentes Zusammen- 

spiel vieler Akteurinnen und Akteure. Die dritte Niedersächsische Regio- 

nalkonferenz der Veranstaltungsreihe »Gesund & aktiv älter werden« 

der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) zeigt auf, 

wie Gesundheitsförderung für ältere Menschen mehr Miteinander statt 

Nebeneinander gelingen kann und stellt bereits vorhandene Ansätze, 

insbesondere auf kommunaler Ebene, vor.

hinsehen und handel – Psychische Belastungen  
von Beschäftigten im Fokus
07.12.2015, hannover
Psychische Belastungen von Beschäftigten sind mittlerweile in vielen  

Organisationen ein Thema. Doch was ist darunter genau zu verstehen 

und welche Wege können Organisationen mit Ihren Beschäftigten 

gehen, um an diesem Thema zu arbeiten? Bei der Tagung werden 

Begrifflichkeiten geklärt, es werden Zusammenhänge zwischen Arbeit  

und Gesundheit verdeutlicht und es werden Ansätze vorgestellt,  

wie man bestehende Belastungen identifizieren kann. In verschie- 

denen Foren können zudem aktuelle Themen und Unterstützungs- 

möglichkeiten für Beschäftigte diskutiert werden. 

    

V o R s C h au

segel setzen 2016  
21.–22. april 2016, hannover

Früh übt sich … Vielfalt in Bindung und Beziehung
25. Februar 2016, hannover
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Auch zum Ende des Jahres wird es weitere interessante Fortbildungs- 

angebote für Führungskräfte und Beschäftigte in der Pflege, Betreuung 

und Beratung geben. Mit dem Anstieg der Anzahl Pflegebedürftiger 

und der Ausweitung von Leistungen im PflegeVG wird in den nächsten 

Jahren auch der Bedarf an Betreuungs- und Unterstützungsleistungen 

kontinuierlich zunehmen. Entsprechende Angebote für Pflege- 

bedürftige sowie präventive und gesundheitsfördernde Maßnahmen 

für alle Beteiligten gewinnen vor diesem Hintergrund ebenso an 

Bedeutung wie die Notwendigkeit zur Qualitätssicherung und 

Anwendung innovativer Konzepte. Doch wie können all diese unter- 

schiedlichen Anforderungen bewältigt werden? CAREalisieren greift 

unterschiedliche Schwerpunkte auf und behandelt diese in eintägigen 

Fortbildungsseminaren.

Fortbildungsprogramm CaRealisieren

»Wie kann‘s gehen?« – ist die zentrale Frage im zweiten halbjahr 
des CaRealisieren-Fortbildungsprogramms 2015.

so kann‘s gehen – tagespflege als Bestandteil eines vernetzten 
ambulanten Versorgungssystems
14.oktober 2015, hannover (Anmeldeschluss 01. Oktober 2015)

lebensfäden loslassen – sterbekultur in der stationären altenpflege
10. november 2015, hannover (Anmeldeschluss 09. Oktober 2015)

ein alltag mit schluckstörung?! 
herausforderungen und lösungsansätze
18. november 2015, hannover (Anmeldeschluss 16. Oktober 2015)

aufblühen in natur und Garten – gartentherapeutische 
Beschäftigungsangebote
26. november 2015, hannover (Anmeldeschluss 23. Oktober 2015)

entflammt statt ausgebrannt – Psychische Belastungen verstehen 
und mitarbeitende fördern
30. november 2015, hannover (Anmeldeschluss 13. November 2015)

Gemeinsam genau hinsehen – unterstützende Interaktion  
mit Pflegebedürftigen
10. dezember 2015, hannover (Anmeldeschluss 06. November 2015)
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05.10.2015 » 8. Niedersächsischer Fachtag 
Wohnen im Alter: Sozialgenossenschaften. 
Miteinander und füreinander in Niedersachsens 
Städten und Dörfern, Osnabrück, Kontakt: 
niedersachsenbüro neues Wohnen im Alter, 
tel.: (05 11) 16 59 10 80, 
e-Mail: info@neuesw-wohnen.de, 
internet: www.neues-wohnen.de
06.10.2015 » Desorientierung oder Provokation? 
Rechtsextremistische Einstellungen bei 
Jugendlichen, hannover, Kontakt: Landesstelle 
Jugendschutz niedersachsen, tel.: (05 11) 85 87 88, 
e-Mail: info@jugendschutz-niedersachsen.de,  
internet: www.jugendschutz-niedersachsen.de
07.10.2015 » 19. Niedersächsisches Ernährungs- 
forum, hannover, Kontakt: Ärztekammer  
niedersachsen, tel.: (05 11) 38 02 171,  
e-Mail: jan.thielboerger@aekn.de,  
internet: www.aekn.de
05.11.2015 » Lernwelten im Kontext des 
demographischen Wandels – Raum- und 
Angebotskonstellationen für eine zukunfts- 
fähige Erwachsenenbildung, Wolfsburg,  
Kontakt: Agentur für erwachsenenbildung,  
tel.: (05 11) 30 03 30 25,  
e-Mail: voelkening@aewb-ns.de,  
internet: www.aewb-nds.de
09.11.2015 » 14. Wohnungspolitischer Kongress 
– Bezahlbarer Wohnraum für Alle!, 
hannover, Kontakt: investitions- und förderbank 
niedersachsen – nbank, tel.: (05 11) 30 03 10, 
e-Mail: info@nbank.de, 
internet: www.nbank.de
09.11.2015 » 13. Osnabrücker Gesundheits-
forum: Patientensicherheit, Risikomanagement 
und Qualitätssicherung – Neuer Wein in alten 
Schläuchen?, Osnabrück, Kontakt: 
hochschule Osnabrück, tel.: (05 41) 96 9 22 21, 
e-Mail: moss@wi.hs-osnabrueck.de,
internet: www.wiso.hs-osnabrueck.de
10.11.2015 » Online-Beratung für ältere 
Menschen-innovativ, partizipativ, interaktiv, 
Abschlusstagung des Forschungsprojektes  
»Für Seniorinnen und Senioren on und offline 
Beratung arrangieren (SooBa)«, hildesheim, 
Kontakt: hochschule für angewandte Wissenschaft  
und Kunst (hAWK), tel.: (0 51 21) 88 15 18,  
e-Mail: sooba.fs@hawk-hhg.de,  
internet:www.hawk-hhg.de/sooba
16.–17. November 2015 » 1. Niedersächsischer 
Kinderschutzfachkräftekongress – Von 
Verantwortung und Wagnis im Kinderschutz, 
hannover, Kontakt: Kinderschutz-Akademie 
in niedersachsen, tel.: (05 11) 44 40 75, 
e-Mail: info@kinderschutz-akademie.de, 
internet: www.kinderschutz-akademie.de 
17.11.2015 » Migrationssensible Arbeit in der 
Suchtprävention, hannover, Kontakt: Landesstelle 
Jugendschutz niedersachsen, tel.: (05 11) 85 87 88, 
e-Mail: info@jugendschutz-niedersachsen.de, 
www.jugendschutz-niedersachsen.de

B u n d e s W e I t

08.10.2015 » Statuskonferenz »HealthLiteracy«, 
düsseldorf, Kontakt: Bundesvereinigung Prävention 
und gesundheitsförderung e. V., 
tel.: (02 28) 6 42 00 24, e-Mail: vw@bvpravention.de, 
internet: www.bg@bvpraevention.de
12.–14.10.2015 » 55. DHS Fachkonferenz  
Sucht: »Rückfälle«, Münster, Kontakt: deutsche  
hauptstelle für suchtfragen e. V., tel.: (0 23 81) 9 01 50, 
e-Mail: info@dhs.de, internet: www.dhs.de
28.10.2015 » 6. Herbstkongress »Zukunft 
Prävention« – »Kindergesundheit heute und 
morgen«, Berlin, Kontakt: Kneipp-Bund e. V.,  
tel.: (0 82 47) 3 00 20, e-Mail: info@kneppbund.de, 
internet: www.kneippbund.de
04.–05.11.2015 » Flüchtlinge in der Schwanger- 
schaftsberatung, eisenach, Kontakt: ev. Konferenz  
für familien- und Lebensberatung e. V. / fachverband 
für Psychologische Beratung und supervision, 
tel.: (0 30) 52 13 559-39, e-Mail: info@ekful.de, 
internet: www.ekful.de
05.11.2015 » Lernwelten im Kontext des 
demographischen Wandels – Raum- und 
Angebotskonstellationen für eine 
zukunftsfähige Erwachsenenbildung, 
Wolfsburg, Kontakt: Agentur für erwachsenen- 
und Weiterbildung, tel.: (05 11) 30 03 30 41, 
e-Mail: info@aewb-nds.de,  
internet: www.aewb-nds.de
05.–06.11.2015 » DVSG Bundeskongress 2015: 
Soziale Arbeit im Gesundheitswesen – 
Menschen erreichen und Teilhabe ermöglichen, 
Münster, Kontakt: deutsche Vereinigung für  
soziale Arbeit im gesundheitswesen e. V., 
tel.: (0 30) 3 94 06 45 40, e-Mail: info@dvsg.org,
 internet: www.dvsg.org 
06.11.2015 » 7. Symposium zur Unterstützen 
Kommunikation, frankfurt/Main, Kontakt:  
deutsche Vereinigung für rehabilitation e. V.,  
tel.: (0 62 21) 1 87 90 10, e-Mail: info@dvfr.de
06.11.2015 » Gesundheitsförderung im 
Spannungsfeld von Eigenverantwortung und 
Handeln in Gesellschaft und Organisationen, 
Coburg, Kontakt: hochschule für angewandte 
Wissenschaft Coburg, tel.: (0 95 61) 31 70,  
e-Mail: poststelle@hs-coburg.de,  
internet: www.hs-coburg.de
09.11.2015 » Kinderrechte in die Verfassung: 
Chancen – Risiken – Auswirkungen, 
frankfurt am Main, Kontakt: evangelischer 
erziehungsverband e. V., tel.: (05 11) 39 08 81 17, 
internet: www.erev.de
09.–11.11.2015 » Solidarität statt Konkurrenz – 
entschlossen handeln gegen Wohnungslosigkeit 
und Armut, Berlin, Kontakt: Bundesarbeits- 
gemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V., 
tel.: (0 30) 28 44 53 70, e-Mail: info@bagw.de, 
internet: www.bagw.de
13.11.2015 » Sexuelle Gesundheit: 
Forschung zur Sexarbeit & STI-Forschung, 
Köln, Kontakt: deutsche sti-gesellschaft e. V., 
tel.: (02 34) 5 09 34 71, internet: http://dstig.de

26.–27.11.2015 » Der Beitrag des Sozialrechts 
zur Realisierung des Rechts auf Gesundheit und 
des Rechts auf Arbeit für behinderte Menschen, 
hamburg, Kontakt: sozialrechtsverbund 
deutschland e. V., tel.: (0 40) 69 09 26 44,  
internet: www.sozialrechtsverbund.de
03.12.2015 » Gesundheitsförderung mit älteren 
und für ältere Menschen – Wohnen im Alter, 
dortmund, Kontakt: Landeszentrum gesundheit 
nordrhein-Westfalen, tel.: (05 21) 80 07 31 29,  
e-Mail: veranstaltungsmanagement@lzg.nrw.de,  
internet: www.lzg.nrw.de
03.–05.12.2015 » 23. Jahrestagung der 
Deutschen Gesellschaft für Schlafforschung  
und Schlafmedizin e. V., Mainz, Kontakt:  
Conventus Congressmanagement &  
Marketing gmbh, tel.: (0 36 41) 3 11 63 60, 
e-Mail: info@dgsm-kongress.de, 
internet: www.dgsm-kongress.de
08.12.2015 » Fachtag zur Umsetzung des 
Präventionsgesetzes, Berlin, Kontakt: 
diakonie deutschland – evangelischer Bundesverband, 
tel.: (0 30) 65 21 10, e-Mail: diakonie@diakonie.de, 
internet: www.diakonie.de

I n t e R n at I o n a l

14.–17.10.2015 » 8th European Public Health 
Conference: Health in Europe, Mailand (italien), 
Kontakt: european Public health Association, 
 tel.: (0 31) 3 02 72 96 22, 
e-Mail: office@ephconference.eu, 
internet: www.ephconference.eu
15.–17.10.2015 » Kongress Essstörungen 2015 | 
23. Internationale Wissenschaftliche Tagung, 
Alpach (österreich), Kontakt: netzwerk essstörungen, 
tel.: (00 43) 5 12 57 60 26, 
e-Mail: info@netzwerk-essstoerungen.at, 
internet: www.netzwerk-essstoerungen.at
16.–18.10.2015 » 9th international congress 
on vascular dementia, Ljubljana (slowenien), 
Kontakt: comtecMed, tel.: (09 72) 35 66 61 66, 
e-Mail: info@comtecmed.com, 
internet: www.comtecmed.com
21.10.2015 » Young People and Sexual Health: 
Towards Improved Standards for Sexual 
Education in Europe, Brüssel (Belgien), 
Kontakt: Public Policy exchange,
tel.: (0 44) 20 31 37 86 30, 
e-Mail: info@publicpolicyexchange.co.uk, 
internet: www.publicpolicyexchange.co.uk
25.–27.10.2015 » Create a more inclusive 
world – RI world congress, edinburgh (schottland), 
Kontakt: rehabilitation international, 
tel.: (01) 21 24 20 15 00, e-Mail: info@riglobal.org, 
internet: http://riworldcongress.com/
19.–20.11.2015 » Die Gesundheitskompetenz 
von Gesundheitseinrichtungen entwickeln, Wien 
(österreich), Kontakt: österreichisches netzwerk 
gesundheitsfördernder Krankenhäuser und 
gesundheitseinrichtungen, tel.: (00 43) 9 63 89 62 46, 
e-Mail: ongkg@ongkg.de, 
internet: www.ongkg.at/konferenzen


